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Hallo liebe Leserin, hallo lieber Leser, 



Seit Dezember 1979 existiert nun bereits unsere Zeitschrift 
und neben ständigen Steigerungen der Auflage und stets 
wachsender Bedeutung stehen wir nun vor einer Ent- 
scheidungsfrage. 

WIR SELBST schickt sich an ein genossenschaftliches 
Projekt zu werden, mit Druckerei und Verlag, selbst- 
verwaltet und mit hauptberuflichen Mitarbeitern. 

Hierzu sind immense Anstrengungen finanzieller und 
organisatorischer Art zu bewältigen. Rechtliche Dinge 
sind abzuklären und ... so leid es uns tut, wir müssen 
leider eine Zwangspause von etwa sechs Monaten mit 
dem Erscheinen unserer Zeitschrift machen. Die Num- 
mer 3/4 ist damit die letzte Ausgabe die in diesem Jahr 
erscheint. 

Aber keine Angst, allen Abonennten entsteht kein Ver- 
lust, das bezahlte Abo gilt für sechs Nummern. 

Allen Lesern, die sich mit der politischen Programmatik 
von WIR SELBST identifizieren bieten wir eine Betei- 
ligung an unserem basisdemokratischen Projekt an. Jede 
Beteiligung und jede helfende Hand ist ein wichtiger Mark- 
stein für die künftige Entwicklung von WIR SELBST. 

Die Entwicklung, die uns zu dem Schritt bewogen hat, 
nun in eine neue Phase unserer Arbeit einzutreten, beruht 
auf internen Entwicklungen, die die ständige Unzuverlässig- 
keit einer „befreundeten Druckerei” endlich satt hatten 
und unser Projekt „von fremden Produktionsmitteln” e- 
manzipieren wollten. Dies entspricht auch unserem ge- 
nossenschaftlichen Selbstverständnis. 

Wir wollen nun mit frischem Mut an die kommenden 
Aufgaben herangehen und hoffen Euch bald mit der 
nächsten, verbesserten Zeitschrift „WIR SELBST - Zeit- 
schrift für Nationale Identität und internationale Soli- 
darität” erfreuen zu können. 



Alles Gute, Eure Redaktion 
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entschlossener palästinensischer Widerstand 

Der Rückzug der PLO aus dem Libanon ist — daran gibt es 
nichts zu deuteln - ein Sieg des aggressiven israelischen Mi- 
litärstaates. Zwar haben die palästinensischen Freiheits- 
kämpfer heldenhaft gekämpft und mit 6000 Mann in ihrer 
Bastion West-Beirut der israelischen Armee mit ihren 
120 000 Soldaten, hunderten von Panzern und ihrer abso- 
luten Luftüberlegenheit länger Widerstand geleistet, als 
irgendeine arabische Streitmacht vorher. Und dennoch 
bleibt das Faktum: der israelische Terrorstaat hat sein 
Kriegsziel, den Libanon zu einem Vasallenstaat zu machen, 
erreicht. 

Aus den persönlichen Tagebüchern von Moshe Sharett, 
einem der einflußreichsten Führer des Zionismus vor 1948, 
erster israelischer Außenminister und von 1953 bis 1955 
Premierminister, geht hervor, daß der am 6. Juni begonnene 
Überfall der zionistischen Invasionstruppen auf den be- 
nachbarten Libanon nicht etwa, wie die israelische Propa- 
ganda glaubhaft machen möchte, als Verteidigungsakt 
gegen palästinensische Anschläge zu werten ist, sondern die 
konsequente Verwirklichung eines bereits in der Grün- 
dungsphase des zionistischen Staates entworfenen Libanon- 
Planes darstellt. 



Bereits im Mai 1954 erfuhr Sharett — damals Premiermi- 
nister daß hinter seinem Rücken ein detaillierter Liba- 
non-Plan ausgearbeitet worden war, der von den mächti- 
gen Militärs ebenso wie von der Arbeiterpartei gebilligt 
wurde. Er notierte in seinem Tagebuch über den Vortrag 
des Oberbefehlshabers Moshe Dayan: „Nach seiner (Dayan) 
Meinung sei es einzig und allein notwendig, einen Offizier, 
vielleicht einen Major zu finden. Wir sollten entweder sein 
Herz gewinnen oder ihn mit Geld kaufen, um seine Zustim- 
mung zu erlangen, daß er sich selbst zum Retter der maroni- 
tischen Bevölkerung ausruft. Dann wird die israelische 
Armee in den Libanon einmarschieren, das notwendige 
Gebiet besetzen und ein christliches Regime einsetzen, das 
sich mit Israel verbunden fühlt. Das Gebiet südlich des 
Litani (-Flusses) wird Israel einverleibt werden und alles 
wäre in Ordnung.“ 

Daß es nicht bereits damals zu der militärischen Aggression 
kam, ist dem zionistischen Strategen Ben Gurion zu dan- 
ken, der — so Sharett - der Ansicht war, daß durch israeli- 
sche Initiative zunächst „Zeiten der Wirrnis oder des Bür- 
gerkriegs“ im Libanon geschaffen werden müßten. Dies 
gelang vortrefflich. Und der von Dayan ersehnte Offizier 
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Palästina den Palästinensern 




Bombenterror der Israelis 



fand sich auch in Major Saad Haddad, der 1979 als israeli- 
sche Marionette Statthalter des „befreiten christlichen 
Territoriums“ wurde. Damit waren die Vorarbeiten abge- 
schlossen. Die direkte militärische Aggression konnte be- 
ginnen. Sie gab sich den Namen „Frieden für Galiläa“. 

Noch niemals zuvor hat ein Krieg im Nahen Osten ein 
solches Ausmaß von Tod und Verwüstung gebracht. Nach 
elf Wochen Belagerung läßt sich ein Fazit des Grauens 
ziehen: zehntausende Ziviltote, mehr als 600 000 Ob- 
dachlose, deren Häuser durch die israelischen Bombarde- 
ments zerstört wurden, die palästinensischen Flüchtlings- 
lager sind dem Erdboden gleichgemacht, Splitter-, Streu- 
und Brandbomben richteten sich gezielt gegen die Zivil- 
bevölkerung, Zehntausende sind verletzt, die Lazarette 
sind überfüllt, die Versorgungssituation ist katastrophal, 
Lebensmittel und Medikamente fehlen infolge der israe- 
lischen Blockade vor allem in Beirut. Die gesamte zioni- 
stische Kriegsführung war von einer unglaublichen Bru- 
talität. Israel hat im Libanon bewußt Völkermord be- 
gangen. 

Zwei von den israelischen Aggressionstruppen gefangenge- 
nommene norwegische Ärzte, Steinar Berge und Öyvin 
Möller, die erst nach Protesten des Außenministeriums in 
Oslo wieder freigelassen wurden, schildern die totale Miß- 



achtung international anerkannter Normen durch die 
Israelis: „Vor dem Bombenangriff waren wir drei Tage 
in das Kellergeschoß eines Hospitals geflüchtet. Verge- 
bens - die Israelis haben es nicht verschont. Es waren 
schreckliche Szenen mit den Kranken im Todeskampf, 
mit den auf dem Fußboden ohne Anästhesie operierenden 
Ärzten.“ In ihrem von der belgischen Zeitung „Le Soir“ 
veröffentlichten Augenzeugenbericht bekunden sie auch 
die Folterung palästinensischer Gefangener: „Im Lager 
waren in praller Sonne ohne jeden Schatten rund 500 
bis 600 Gefangene zusammengepfercht. Mit unbeschreib- 
licher Brutalität schlugen die Soldaten auf die Gefangenen 
ein - mit Holzstücken, in denen zum Teil Nägel steckten, 
mit Eisenrohren, mit allen greifbaren Gegenständen. Wäh- 
rend unseres Aufenthalts sahen wir zehn Gefangene ster- 
ben...“. Alle diese Verbrechen der Israelis sind der Welt- 
öffentlichkeit bekannt, und dennoch läßt man die zioni- 
stische Militärmaschine weiterwüten. Bisher scheiterten 
noch alle UN-Initiativen, die die Aggressionspolitik Israels 
in die Schranken hätten weisen können am Veto der USA 
im Sicherheitsrat. 

Es wirkt wie blanker Zynismus, wenn die US-Administra- 
tion die Evakuierung der PLO-Kämpfer aus West-Beirut als 
einen großen humanitären Akt darstellt, der ausschließ- 
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Noch in die Leichenberge warfen sie Handgranaten 

lieh ihrer Intervention zu danken sei. Sicher ist, daß der 
israelische Sturm auf West-Beirut deshalb ausblieb, weil 
der entschlossene Widerstand der PLO unter den israeli- 
schen Invasoren zu hohe Verluste gebracht und die Welt- 
öffentlichkeit sich noch mehr mit der palästinensischen 
Sache solidarisiert hätte. Die Rolle der USA als Vermittler 
zwischen Israel und den Arabern ist ganz und gar unglaub- 
würdig. Israel war, ist und bleibt noch auf unabsehbare 
Zeit das imperialistische Standbein der USA im Nahen 
Osten, ökonomisch wie militärisch. 

Die Rüstungsausgaben des Militärstaates Israel betrugen im 
vergangenen Jahr 7,34 Milliarden Dollar, das heißt, auf den 
Kopf der Bevölkerung umgerechnet: 1835 Dollar. Doch ge- 
nau 500 Dollar pro Kopf - also ein Drittel - bezahlen die 
Amerikaner. Allein 1981 haben die USA Israel 785 Millio- 
nen Dollar Wirtschaftshilfe gewährt. Diese Unterstützung 
wird überwiegend für die Beschaffung militärischen Mate- 
rials verwendet. Außerdem stellten die Amerikaner 1981 
dem jüdischen Staat 1,8 Milliarden Dollar in Form von 
Krediten, Schenkungen, Direktlieferungen und Pachtan- 
leihen zur Verfügung. Es wird geschätzt, daß Washington 



seit 1951 an den Staat Israel etwa 100 Milliarden Dollar 
gezahlt hat. In Jerusalem ist man sicher, daß die USA noch 
in diesem Sommer weitere 200 Millionen Dollar Sonderzu- 
schüsse für die laufenden Militäraktionen ausschütten 
werden. Bekannt ist auch, daß die Erfahrungen, die die 
israelischen Aggressoren im Kampfeinsatz mit den moder- 
nen amerikanischen Waffensystemen machen, auf direktem 
Wege an die Amerikaner weitergegeben werden, die mili- 
tärisch niedergewalzten palästinensischen Flüchtlingslager 
also ebenso wie die zerbombten libanesischen Städte billiges 
Versuchsgelände für die Erprobung und Weiterentwicklung 
neuer US-Waffen sind. 

Bei dieser engen militärischen und ökonomischen Verflech- 
tung zwischen Israel und den USA ist es absolut sicher, daß 
der Einfall im Libanon ein zwischen beiden abgesprochenes 
Spiel war. Dafür spricht auch die Tatsache, daß Israel seit 
mehr als einem Jahr massiv Truppen an der Grenze zum Li- 
banon zusammengezogen hatte. Schon am 15. Februar ent- 
hüllte das Nachrichtenmagazin Time, daß der israelische 
Kriegsminister Sharon und der libanesische Faschisten- 
führer Bashir Gemayel ein Treffen hatten, in dessen Ver- 




PLO-Chef Arafat im 
eingekesselten Beirut 
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lauf sie die „Koordination der israelischen und falangisti- 
schen Operationen für den Fall einer Invasion, die die 
israelischen Truppen bis an den Nordrand des internatio- 
nalen Flughafens von Beirut bringen würde“ diskutierten. 
Die so offen vorbereitete Völkermordaktion der Israelis 
fand offenbar die politische Zustimmung der USA, zumin- 
dest aber deren stillschweigende Billigung. 

Auch in der BRD haben es die offiziellen Stellen zu nicht 
mehr als papiemen Protesten an die Adresse der israelischen 
Aggressoren gebracht. Die Herrschenden vermeiden in ihrer 
Vasallentreue zu den USA tunlichst jede konkrete Unter- 
stützung der um ihr Leben kämpfenden Palästinenser. Und 
doch hat das militärisch-brutale Vorgehen der Israelis ver- 
einzelt unter Deutschen zu neuen Gedanken- und Gewis- 
sensanstößen geführt. So beginnt - zwar noch zaghaft — ein 
Fragen nach dem Grund unserer deutschen Zurückhaltung, 
wenn es um die durch Israel begangenen Verbrechen geht. 
Theo Sommer fragt in einem Leitartikel in „Die Zeit“: 
„Kritik an Israel — ftir uns verboten?“ und kommt zu dem 
Schluß, daß unser Schweigen sehr tief wurzelt: „in der 
niederdrückenden Erinnerung an das himmelschreiende 
Unrecht, das die Deutschen unter Hitler den Juden ange- 
tan haben“. Sein Resümee: „ Diese Haltung ist falsch. Die 
Geschichte erlegt den Deutschen keine Hörigkeit gegenüber 
Israel auf, ganz gleich wie moralisch, amoralisch oder un- 
moralisch dessen Politik sei. Sie gebietet ihnen nicht Nibe- 
lungentreue, sondern Prinzipien treue. Sie verpflichtet sie 
zumal, Unrecht Unrecht zu nennen, wer immer es be- 
geht.“ 

Doch es kann nicht genügen, Unrecht auch Unrecht zu 
nennen. Was jetzt not tut, ist die konkrete Solidarität 
mit dem palästinensischen Volk. Dazu gehört die sofortige 
Anerkennung der PLO als der legitimen Vertretung des 
palästinensischen Volkes, dazu gehört aber auch die sofor- 
tige Einstellung aller wirtschaftlichen und militärischen Un- 
terstützungen des zionistischen Staates seitens der BRD. 
Wer angesichts der völkermordenden israelischen Militär- 
maschine und der menschenverachtenden Siedlungspoli- 
tik der Israelis in den besetzen arabischen Gebieten im 
West-Jordanland, im Gaza-Streifen und den - erst un- 
längst annektierten - Golan-Höhen noch immer vor kon- 
kreten politischen und wirtschaftlichen Gegenmaßnahmen 
zurückschreckt, der macht sich heute genauso schuldig, wie 
viele vor vierzig und mehr Jahren, als sie im vollen Bewußt- 
sein der von den Nazis begangenen Verbrechen schwie- 
gen. 

Vieles spricht dafür, daß die Israelis ihre Annexionspolitik 
- wie bereits 1954 geplant - auf den Libanon ausdehnen 
wollen. Den Beteuerungen des Terroristen Begin, nach der 
Evakuierung des Libanon durch Syrer und PLO würde auch 
Israel sofort seine Streitkräfte aus dem Libanon abziehen, 
sind unglaubwürdig. Der Oberrabbiner der Armee, Rabbi 
Gad Navon, verbreitete bereits eine Landkarte des Liba- 
non, nach der in biblischen Zeiten der Süden des Landes 
als „Territorium des Stammes Ascher“ galt und der Name 
„Beirut“ sogar zu „Beerot“ hebräisiert wurde. Israels 
Kriegsminister Sharon, der in den fünfziger Jahren eine 
Spezialeinheit der Armee führte, die Anschläge gegen 
Israel mit Terror gegen unbeteiligte arabische Zivilbe- 
völkerung zu rächen hatte, wobei hilflose Beduinen er- 
stochen und ein jordanisches Dorf mit Frauen und Kindern 
in die Luft gesprengt wurden, ließ bereits im vergangenen 




der zionistische Plan: Zerstörung des Libanon 

Dezember verlauten, was später in der israelischen Presse 
den euphorischen Namen „Sharon-Doktrin“ erhielt: „Isra- 
els Sicherheitsinteressen sind von Entwicklungen und Er- 
eignissen betroffen, die hinter dem Gebiet der direkten 
Konfrontation liegen... Wir müssen das Gebiet strategischer 
Belange und Sicherheitsinteressen in den 80er Jahren aus- 
dehnen, Staaten wie die Türkei, Iran und Pakistan ein- 
schließlich ebenso wie den Persischen Golf und Afrika, 
insbesondere die Staaten Nord- und Zentralafrikas.“ Diese 
Ausweitung des Begriffs „Sicherheit“ ähnelt in auffälliger 
Weise den Argumenten der nationalsozialistischen „Le- 
bensraum“-Philosophen. Der Krieg im Libanon hat gezeigt, 
daß Israel Ziele einer imperialistischen Großmachtpoli- 
tik verfolgt, ohne Rücksicht auf Menschenrechte oder 
die Souveränität der arabischen Staaten. Doch die Be- 
drohung, die von Israels Chauvinismus ausgeht, läßt sich 
nicht auf den arabischen oder Mittelmeerraum begrenzen. 
Israels Politik bedroht den Weltfrieden. Sie fordert die 
freiheits- und friedensliebenden Menschen aller Nationen 
zum gemeinsamen Widerstand ebenso heraus, wie sie 
die Solidarität mit dem um Heimat und Selbstbestimmung 
kämpfenden palästinensischen Volk zur Pflicht werden 
läßt. 

Siegfried Bublies 
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Fedayin der Fatah bei einer Lagebesprechung in ihrem Unterschlupf 

pflLÄ/Tinn 

Ein Volk kämpft für die Freiheit 



Der Kern des Nahostproblems ist die Palästinenserfrage, die 
mit der Gründung des Staates Israel auf arabischem Boden 
entstand. Infolge der weltweiten Verflechtungen dieses Pro- 
blems steht der Nahe Osten immer wieder im Brennpunkt 
der Weltpolitik. 

Bis zur Gründung des Staates Israel lebten in Palästina Ju- 
den und Araber friedlich zusammen. Niemals wurden die 
Juden in den arabischen Ländern verfolgt und unterdrückt. 
Seit aber Ben Gurion 1948 (unter Mißachtung aller UN-An- 
ordnungen) auf dem Boden Palästinas einen jüdischen 
Nationalstaat proklamierte, laufen heiße Konfrontations- 
linien durch den Nahen Osten, und die Welt taumelt am 
Rande des Dritten Weltkriegs dahin. 

Dafür, daß im Nahen Osten soviel Blut fließt, trägt ein- 
deutig Israel die Hauptverantwortung. Seit Anfang des 
Jahrhunderts haben die Zionisten Komplotte geschmiedet, 
um von Palästina Besitz zu ergreifen, und sie haben sich 
mit den kapitalistischen Interessen verschworen, um die 
arabische Welt in Zersplitterung und Rückständigkeit 
zu halten, so daß den imperialistischen Ländern ermög- 
licht wird, deren Reichtümer auszubeuten. Israel ist eine 
Folgeerscheinung und ein Verbündeter des US-Imperialis- 
mus; das Schicksal des einen ist mit dem Schicksal des 
anderen verknüpft. 



Hinter dem Zionismus steht freilich mehr als die Gier nach 
den Rohstoffquellen der arabischen Welt und nach strate- 
gischen Positionen. Die Wurzeln des Zionismus - religiöser 
und rassischer Fanatismus, aggressiver Größenwahn — sind 
in der Geschichte begründete Komplexe. Die zionistischen 
Imperialisten gingen von der Vorstellung aus, durch Auser- 
wähltheit berechtigt zu sein, mit Hilfe einer jüdischen Mas- 
seneinwanderung ohne Rücksicht auf die eingesessene Be- 
völkerung ein erträumtes „Groß-Israel“ vom Nil bis zum 
Euphrat erstehen zu lassen. So kam es zu einer Invasion 
von Fanatikern, die — abgesehen von den Kreuzzügen — 
beispiellos in der Geschichte dasteht. 

Der Zionismus nutzte für seine Großmachtpolitik die be- 
sondere historische Situation der Juden Europas aus, die 
zu verschiedenen Zeiten Opfer religiöser und rassischer 
Verfolgungen waren. Besonders die Naziverfolgung liefert 
den Zionisten die Rechtfertigung für ihre Präzenz auf ara- 
bischem Boden. Die zionistische Propaganda wirbt mit Hil- 
fe ihrer Lakaien und Sympathisanten in den Massenmedien 
der westlichen Welt um Sympathien, indem sie Israel als 
den Zufluchtort eines unterdrückten Kulturvolkes hinstellt. 
(Sie beruft sich auf den hohen Standard auf technologi- 
schem Gebiet, den Israel dank seiner Intelligenz — im 
Gegensatz zum angeblich rückständigen Charakter der 
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Palästinensische Guerillas - kampfbereit 

arabischen Welt - erreicht habe.) So malt die zionistische 
Propaganda ein Bild Israels als eines im Nahen Osten an 
der Spitze des Fortschritts stehenden Staates und als 
ein neues Experiment westlicher Zivilisation im Orient. 
Und immer wieder sind es die „bösen Araber“, die die 
„friedlichen Israelis“ bedrohen. 

Infolgedessen gelten die palästinensischen Guerillas hierzu- 
lande als „Terroristen“. Die Saat des Terrors aber ist von 
Israel gesät worden, das seit seiner Entstehung den Terror 
als offizielles Mittel seiner Politik anwendet: 

1956 und 1967 führte Israel zwei Aggressionskriege 
gegen arabische Länder; 

— Die israelische Luftwaffe bombardiert ständig die 
palästinensischen Flüchtlingslager ; 

— viele Vertreter der Palästinensischen Befreiungsorga- 
nisation (PLO) im Ausland wurden ermordet; 

— 1973 wurde ein libysches Zivilfiugzeug abgeschossen; 

— 1981 wurde der irakische Kernreaktor in Bagdad bom- 
bardiert; 

— in den besetzten arabischen Gebieten werden Kollek- 
tivstrafen angewendet, die eine grobe Verletzung der 
Menschenrechte bedeuten. 

— der vorerst letzte Höhepunkt der Völker- und men- 
schenverachtenden israelischen Aggressionspolitik ist 
der militärische Überfall auf das benachbarte Libanon 
im Juni 1982. 

Versteht man das alles als „zivilisatorische Mission Israels 
im Nahen Osten“? 

Auch schon vor der Gründung Israels führten zionistische 
Banden (Palmach, Irgun Zwai Leumi, Stern) einen umfas- 
senden Terrorkrieg — nicht nur gegen die Engländer, son- 
dern vor allem gegen die Palästinenser, um sie zur Flucht 
aus ihrer Heimat zu veranlassen: 

— Am 14. Juli 1938 tötete eine Bombenexplosion in Hai- 
fa 1.2 Menschen. 



- Am 25. Juli 1938 wurden 39 arabische Zivilisten getö- 
tet und 134 verwundet, als auf einem arabischen 
Marktplatz eine Bombe explodierte. 

- Zwischen Januar 1937 und Juni 1939 fanden 10 An- 
griffe gegen zivile Busse statt, bei denen 24 Araber um- 
kamen. 

- 14 Araber starben, als Zionisten ein Haus in Tiberias 
sprengten. 

Am 30. Oktober 1946 wurde der Hauptbahnhof von 
Jerusalem zerbombt. 

- Mehr als 60 Menschen kamen bei einem Palmach-An- 
griff auf das Dorf Sa'sa, wo 60 Araber (fast ausschließ- 
lich Frauen und Kinder) umkamen. 

- Am 9. April 1948 richtete die faschistische Irgun-Ban- 
de ein Blutbad unter der Bevölkerung des Araberdor- 
fes Deir-Yasin an. 254 Palästinenser wurden hingemor- 
det, fast ausschließlich Kinder, Frauen, Kranke und al- 
te Leute. Das Dorf wurde dem Erdboden gleichge- 
macht, die Leichen wurden in den Dorfbrunnen ge- 
worfen. Gründer und Führer der Irgun war Menachem 
Begin. 

Der ganzen Welt ist das Massaker von Lidice ein Begriff; 
wer aber kennt außerhalb des Nahen Ostens die Massaker 
in Deir-Yasin oder in Kafr Kasern? 

1947 beschloß die UNO (die freilich nicht legitimiert war, 
arabische Rechte zu verschachern) die Bildung eines arabi- 
schen und eines jüdischen Staates (Jordanien und Israel) auf 
dem Territorium des ehemaligen britischen Mandatsgebie- 
tes Palästina. 

Seit der Gründung Israels jedoch wurde die Mehrzahl der 
Palästinenser durch Landraub und Massaker systematisch 
und gegen alles Völkerrecht aus ihrer Heimat vertrieben, um 
Platz für die täglich nach Israel kommenden jüdischen Ein- 
wanderer zu schaffen und den zionistischen Grundsatz „Ei- 
nem Volk ohne Land ein Land ohne Volk!“ zu realisieren. 
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Die Tätigkeit der zionistischen Terrororganisationen war 
darauf gerichtet, der palästinensischen Bevölkerung ihre 
Existenzgrundlage zu rauben und sie dadurch systematisch 
zu vertreiben. Noch 1948 wurden — im Gegensatz zu den 
UNO-Beschlüssen - Hunderttausende arabische Familien 
aus ihrer Heimat vertrieben, auch aus den ihnen von der 
UNO zugesprochenen Gebieten. Außer in Deir-Yasin ver- 
übten israelische Gruppen noch in weiteren 17 Dörfern 
blutige Massaker an der Bevölkerung. 

Seit 1948 erleidet das palästinensische Volk ein ähnliches 
Schicksal wie die Juden unter den Nazis. Das Unfaßbare da- 
bei ist, daß die israelischen Machthaber die gleichen un- 
menschlichen Methoden, wie sie die Nazis gegenüber Juden 
und Antifaschisten praktizierten, heute an den ursprüng- 
lichen Einwohnern Palästinas verüben. Sie haben also keine 
moralischen Lehren aus ihrem Leid gezogen. 

Durch Invasion, Okkupation und Schaffung vollendeter 
Tatsachen versuchen die israelischen Machthaber ihrem 
Endziel eines Groß-Israel schrittweise näherzukommen. Im 
ersten Krieg (1948) eroberten sie über das ursprünglich vor- 
gesehene Territorium hinaus fast 7000 km 2 . Zwischen 1948 
und 1967 wurden 385 arabische Dörfer völlig liquidiert und 
stattdessen hunderte jüdischer Siedlungen gegründet. Die 
Zahl der vertriebenen Palästinenser, die in den arabischen 
Nachbarländern Zuflucht suchen mußten, stieg auf 1,3 
Millionen. Die UNO forderte ihre Rückkehr, aber Israel 
lehnte ab. 

Infolgedessen müssen die beklagenswerten Opfer der bru- 
talen israelischen Siedlungspolitik seit Jahrzehnten in Sam- 
mellagem außerhalb Israels unter erbärmlichsten Verhält- 
nissen dahinvegetieren. Nach Angaben der UN-Hilfsorga- 
nisation aus dem Jahre 1978 lebten über 2 Millionen 
palästinensischer Flüchtlinge bzw. deren Nachkommen 
in solchen Lagern ( davon rund 600 000 in den von Israel 
1967 besetzten Gebieten ). Diese Menschen müssen in stän- 
diger Furcht vor israelischen Überfällen und Bombarde- 
ments leben. Es fehlt ihnen an Schulen und Kranken- 
häusern, die Wasserversorgung ist schlecht. 

Im Oktober 1956 fielen israelische Truppen ohne Kriegs- 
erklärung in Ägypten ein. Dieser zweite Eroberungskrieg 
erfolgte in Absprache mit den Regierungen Großbritanniens 
und Frankreichs, die tagelang den gerade von Nasser ver- 
staatlichten Suezkanal bombardieren ließen. Israel besetzte 
die Küstengebiete um den Golf von Akaba. Der nach- 
drückliche Protest der Weltöffentlichkeit stoppte die 
Aggression; Israel zog sich jedoch erst 1957 nach sechs- 
maliger Aufforderung durch die UNO zurück. Den Golf 
von Akaba benutzte Israel ohne völkerrechtliche Verein- 
barungen weiter. 

Im Juni 1967 startete Israel den dritten Nahostkrieg, in 
dessen Verlauf es weitere arabische Territorien annektier- 
te: Jerusalem und Teile Jordaniens, die syrischen Golan- 
Höhen, den ägyptischen Gaza-Streifen und die Sinai-Halb- 
insel. Der UN-Sicherheitsrat forderte von Israel den Rück- 
zug aus den gewaltsam besetzten Gebieten; Israel lehnte ab, 
seinen Raub wieder herauszurücken und weigerte sich seit- 
dem hartnäckig, dieser oft wiederholten Aufforderung 
nachzukommen. 

Seit der israelischen Invasion von 1967 hat Israel fortge- 
setzt Siedlungen in den besetzten Gebieten errichtet und 
die Araber erneut massenweise aus diesen Territorien ver- 
trieben. Bis jetzt haben die Israelis ein Drittel des frucht- 



baren Bodens in den besetzten palästinensischen Gebieten 
beschlagnahmt und mehr als 100 Siedlungen auf diesem 
geraubten Boden errichtet. Mit dem Raub des Bodens, dem 
Bau jüdischer Siedlungen, der Beschlagnahme bzw. der 
systematischen Zerstörung arabischer Häuser und Kultur 
denkmäler, ja sogar ganzer Dörfer aus fadenscheinigen 
Gründen, soll der arabische Charakter dieser Gebiete ver- 
wischt werden. Die israelische Siedlungspolitik in den be- 
setzeten Gebieten wurde in zahlreichen UNO-Resolutionen 
verurteilt, und Israel wurde aufgefordert, alle jüdischen 
Siedlungen aufzulösen und den Bau neuer Siedlungen zu 
unterlassen. Auch diese Aufforderungen wurden von Isra- 
el vorsätzlich negiert, ja die politische und militärische 
Führung Israels machte sich in der Folgezeit laufender 
Grenzverletzungen gegenüber den arabischen Staaten schul- 
dig. Außer papierenen Protesten geschalt nichts gegen die- 
se provokante Politik. 

Der große Vorteil Israels ist es, daß es sich bei seiner chau- 
vinistischen Politik unbedingt auf das Funktionieren der 
Achse Washington-Jerusalem verlassen kann. Es besteht 
kein Zweifel daran, daß Israel als imperialistischer Stütz- 
punkt von den USA und anderen imperialistischen Ländern 
geschaffen (und verteidigt) wurde, um dem Wiederaufleben 
der arabischen Nation entgegenzuwirken und die arabische 
Einigung zu sabotieren. Nach der Juni-Aggression von 1967 
erklärte denn auch der Vorsitzende des Kongresses Jüdi- 
scher Organisationen der USA in der israelischen Zeitung 
„Davar“: „Israels Sieg hat das Prestige der USA gerettet... 
Der Krieg im Nahen Osten hat es den Vereinigten Staaten 
leichter gemacht, den Krieg in Vietnam fortzufuhren...“ 
Aber das erklärt nicht alles. Israel ist vor allem Ausdruck 
der Macht des Weltzionismus, der sich seinerseits wieder 
der (unter starkem jüdischem Einfluß stehenden) amerika- 
nischen Regierung bedient und zugleich Druck auf West- 
europa ausübt. In den USA leben nicht nur mehr Juden 
als in Israel, sie besitzen auch einen immensen Einfluß 
auf die Instrumente der Meinungsbildung (Femsehn, Funk, 
Presse, Film, Theater), auf Banken, Handel und Industrie. 
Keine amerikanische Regierung könnte es sich erlauben, 
diese einflußreiche Schicht der Bevölkerung zum Feinde zu 
haben. Der starke Einfluß jüdischer Kreise in den USA, dem 
sich kein Politiker entziehen kann, bleibt die beste „Lebens- 
versicherung“ für Israel. Darüber hinaus ist es dem Weltzio- 
nismus gelungen, einen beträchtlichen Einfluß auf die ande- 
ren imperialistischen Mächte des Westens bzw. auf die öf- 
fentliche Meinung zu gewinnen. (Dies, weil er die Massen- 
medien gekauft hat bzw. kontrolliert.) 

Beweise für die Allianz zwischen US-Imperialismus und Zi- 
onismus sind: 

- der Druck, den die USA auf die Mitgliedsstaaten der 
UNO ausübten, um eine Mehrheitsresolution für die 
Teilung Palästinas zu erhalten; 

die Anerkennung des zionistischen Staates durch die 
USA eine halbe Stunde nach seiner Gründung; 

- die Stellungnahme des amerikanischen Präsidenten 
Truman vom 15. Mai 1948: „Der Staat Israel ist im 
Mittleren Osten errichtet worden, um gegen den 
Chauvinismus (d.h. gegen den revolutionären Panarabis- 
mus, Anmerkung d. Red.) anzukämpfen. Wenn es ihm 
nicht gelingt, diese Aufgabe zu erfüllen, wird er wenig- 
stens in der Lage sein, die Bedrohung, die auf den 
amerikanischen Erdölinteressen im Mittleren Osten la- 
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stet, zu beseitigen.“ 

— die beispiellose wirtschaftliche, militärische und diplo- 
matische Unterstützung, die die USA diesem Staat seit 
seiner Gründung angedeihen lassen, und ihre entsprech- 
ende Rolle in der UNO; 

— die Versorgung Israels mit Atomreaktoren; 

— die Einkreisung der in der „Front der Standhaftigkeit" 
zusammengefaßten Staaten und die Versuche des US- 
Imperialismus zu ihrer Destabilisierung. 

Im Ramadan-Krieg von 1973 verteidigten die Israelis ihren 
Landraub gegen die zunächst siegreichen Araber, die ledig- 
lich versuchten, ihr eigenes Land zu befreien. 

Als vertriebenes Volk haben die Palästinenser nur begrenz- 
te Möglichkeiten ; es bleibt ihnen nur der Untergrundkampf, 
um zu zeigen, daß sie noch existieren und daß für ihr Volk 
noch Hoffnung besteht - genauso wie einst den Wider- 
standskämpfern in Nazideutschland. Dies ist die Reaktion 
auf die Ablehnung des Selbstbestimmungsrechtes, der Ver- 
weigerung der Rückkehr der palästinensischen Heimatver- 
triebenen und die Ablehnung der Gründung eines palästi- 
nensischen Staates. Man kann nicht einem Volk jahrzehnte- 
lang Unrecht tun und es in seinem eigenen Land als Men- 
schen zweiter Klasse behandeln, ja seine Existenz gefähr- 
den und dann auch noch von ihm fordern, daß es stillhal- 
ten soll. 

Das palästinensische Volk hat sich um die PLO geschart und 
all seine Hoffnungen in diese 1964 gegründete Organisation 
gesetzt. Die PLO kämpft für das Selbstbestimmungsrecht 
des palästinensischen Volkes, für sein Recht, in die Heimat 
zurückzukehren. Davon ausgehend, hat der palästinensische 
Nationalrat die Errichtung eines unabhängigen palästinensi- 
schen Staates mit gleichen Rechten für Moslems, Juden und 
Christen gefordert, und zwar auf dem Westufer des Jordan 
und im Gazastreifen (dies ist kein strategisches, sondern ein 
Etappenziel). Was die Lebensfähigkeit eines solchen Staates 
betrifft, muß man bedenken, daß sich Palästina vor 1948 
selbst erhalten hat, eine entwickelte Landwirtschaft besaß 
und Obst exportierte. Ein Volk von der Bildung und Kul- 
tur wie das palästinensische besitzt genug Fähigkeiten und 
Möglichkeiten in Landwirtschaft, Industrie und Wissen- 
schaft, um das Land zu entwickeln. 

Die PLO betont immer wieder, daß sie zwischen Judentum 
und Zionismus unterscheidet und ihren Kampf ausschließ- 
lich gegen die expansionistischen und rassistischen Ziele des 
Zionismus führt. Sie ist gleichzeitig ein Bestandteil jener all- 
gemeinen Bewegung für die Vereinigung der arabischen Län- 
der und ihre Befreiung vom Kolonialismus - einer Bewe- 
gung, die die Rückständigkeit zu bekämpfen sucht und eine 
sozialistische Alternative zum kapitalistischen System und 
seinen Produktionsmethoden, die die Ungleichheit in der 
Entwicklung der armen und reichen Nationen aufrechter- 
halten, darstellt. Deshalb steht sie in einem sich ständig ver- 
schärfenden Kampf gegen diejenigen Kräfte, die sich ge- 
gen die arabische Renaissance vereinigt haben : 

— den Zionismus, 

— die einheimischen reaktionären Kräfte, denen der pro- 
gressive Befreiungsnationalismus ein Dom im Auge ist, 
da sie die „Ansteckungsgefahr“ im eigenen Land fürch- 
ten, und denen Palästina im Grunde nichts bedeutet. 

— die imperialistischen Mächte, die die Schaffung des 
zionistischen Gebildes im Herzen der arabischen Welt 
ermöglicht haben, seiner Aggression und Expansion 



weiterhin Vorschub leisten und nun darauf bedacht 
sind, seiner Existenz eine „rechtliche“ Grundlage zu 
verschaffen und um seinetwillen die palästinensische 
Sache zu liquidieren. 



DIE ARABISCHE VOLKSREVOLUTION IST DIE ENT- 
SCHEIDENDE ANTWORT 

Der zionistische Militärapperat unter der Führung des 
Terroristen Menachim Begin und die Berufsmassenmörder 
setzen ihre Massaker gegen das arabisch-palästinensisch- 
libanesische Volk im Libanon mit der Unterstützung der 
USA und stillem Schweigen der reaktionären arabischen 
Regime und dem sogenannten "Araber Freund"UdSSR 
fort, 

Die überwiegend verzweifelten und gedemütigten Volks- 
massen stehen der erneuten zionistisch-imperialistischen 
Aggression hilflos gegenüber, 

Der freie und wache Teil unseres Volks setzt den Aggres- 
soren erbitterten Widerstand entgegen. Wo bleiben denn 
die Araber, die dieser totbringenden Aggression im Libanon 
ein Ende bereiten könnten? Wer sind diese Araber? 

Ist das der herrschende, im Überfluß lebende saudi- 
arabische Königs-Clan, der das Volk zum eigenen Nutzen 
verdummt und versklavt? 

Sind es die Verräter der arabischen Nation, die die Macht 
in Ägypten, Somalia, Sudan und Oman haben; jene die 
gegen das entmachtete Volk einen ständigen Krieg im 
eigenen Lande führen, die revolutionäre Kräfte liquidieren 
und die Opposition im Gefängnis halten? 

Sind es die Monarchen in Jordanien und Marokko, denen 
jedes Mittel recht ist, um an der Macht zu bleiben, auch 
wenn sie Marionetten der Drahtzieher USA sind? 

Sind es die Faschisten, die ihr Volk sinnlose Kriege gegen 
die eigenen Brüder verwickeln, um ihre Machtposition vor 
der Volksrevolution zu schützen? 

Sind es die sogenannten "revolutionären" Regime, die 
sich in Schweigen hüllen, wenn es um den aktiven Kampf 
geht? 

Es sind zunächst die Flüchtlinge und Widerstandskämpfer 
des palästinensisch-libanesischen Volkes. 

Es sind die unterdrückten arabischen Massen vom Golf 
bis zum atlantischen Ozean. 

Es sind alle Revolutionäre in diesem Raum, die den 
Kampf gegen Zionismus, Imperialismus und arabische 
Reaktion seit dem Anfang des Befreiungskampfes gegen 
alle Kolonialisten führen und diesen Kampf bis zum Sieg 
führen werden. 

Abgesehen davon was in Beirut über kurz oder lang ge- 
schieht ... nie zuvor war der Ruf zur Volksrevolution im 

arabischen Raum so laut wie heute unsere zahlreichen 

Opfer sind nicht umsonst ... 

In der Zeit, in der die Zionisten mit voller amerikanischer 
Unterstützung die neuen KZs in Libanon errichten und die 
Weltöffentlichkeit Tag für Tag das wahre und lange ge- 
tarnte häßliche Gesicht der Zionisten erkennt und dagegen 
aktiv wird, einschließlich der progressiven und demo- 
kratischen jüdischen Kräfte, versuchen Immer noch Mario- 
netten und verräterische Regime im arabischen Raum, das 
Volk abzulenken und geistig zu erledigen, damit der psy- 
chologische Krieg die anhaltende zunehmende zionistische 
amerikanische Aggression ebnet. 

Ghassan Kanafani 
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Zur Lage der nationalrevolutionären Bewegung in Irland 
wir selbst - Gespräch mit Dave Farrell (SINN FEIN) 



wir selbst - Gespräch 

mit Dave Farell 

(dritter von rechts) 




Ende Juni führten wir selbst - Redakteur Walter Hohenstein 
und Dave Farrell, Vorstandsmitglied der SINN FEIN (Direc- 
tor of education) und Sprecher des Nationalen H-Block- 
Komitees über die Lage der nationalrevolutionären Bewe- 
gung in Irland ein Gespräch : 

wir selbst: Wie sieht die Lage der irischen nationalrevolu- 
tionären Bewegung nach den letzten landesweiten Wahlen 
in der Republik Irland aus? 

Dave Farrell: Zunächst muß ich sagen, daß wir die „Repu- 
blik” Irland nicht anerkennen. Unsere Republik ist das ver- 
einigte Irland. Wir betrachten die 26 Grafschaften der „Re- 
publik” als Kolonie. Auch hier regiert der Imperialismus. 
Wir kämpfen auch in der 26 Grafschaften-Kolonie gegen die 
wirtschaftliche und kulturelle Dominanz der Engländer. 
Wir betrachten die „irische” Regierung als illegal. Diese Re- 
gierung hat kein irisches Mandat, sie ist ein Werkzeug des 
britischen Imperialismus. Ihre Macht ist die Illiberalität 
und die Polizei. 

wir selbst: Doch SINN FEIN nimmt an den landesweiten 
Wahlen in Südirland teil? 



Dave Farrell: Wir nahmen an den letzten Wahlen aus tak- 
tischen Gründen teil. Wir stellten zwei Parlamentsabgeord- 
nete, die im Gefängnis des H-Block saßen und wir wollten 
diese Sitze wieder testen, erfolgreich. 

wir selbst: Erkläre uns doch bitte die grundsätzlichen Un- 
terschiede von SINN FEIN zu den anderen politischen 
Gruppen und Parteien, die in Irland wirken? 

1 Dave Farrell: Dies ist natürlich eine historische Frage. Alle 
anderen Parteien mit Ausnahme von uns und den Kommu- 
nisten sind auf der Basis der 26 Grafschaften gebildet. Wir 
sehen jedoch keine Zukunft für einen 26 Grafschaftenstaat 
und einen 6 Grafschaftenstaat. Wir wollen auch nicht, daß 
sich die sechs Grafschaften sich Südirland anschließen. Wir 
erstreben eine sozialistische und demokratische Republik, 
welche sich aus den 32 Grafschaften bildet. 

wir selbst: SINN FEIN tritt ein für ein sozialistisches, demo- 
kratisches und neuvereinigtes Irland... 

Dave Farrell: ...ja, wir treten an um das einige sozialistische 
Irland zu verwirklichen. 



wir selbst: Welche Vorstellungen habt Ihr vom Sozialismus? 

Dave Farrell: Wir wollen einen demokratischen Sozialismus, 
in dem Sinne, daß die Macht möglichst weit dezentralisiert 
wird. 

wir selbst: Gibt es Parallelen zwischen Euch und dem Soli- 
darnosc-Modell der Arbeiterselbstverwaltung in Polen? 

Dave Farrell: Wir stimmen nüt diesem Modell überein. 
Wenn ein vereinigtes Irland gebildet ist wird es eine zentrale 
Regierung geben, die die wichtigen überregionalen Probleme 
löst und die auswärtigen Beziehungen regelt. Wirstreben ei- 
ne weitgehende Dezentralisierung an, insbesondere auch der 
Industrie und der kulturellen Betätigung. Wir fordern eine 
regionale Konzeption, die die Entfaltung des einzelnen er- 
möglicht und der Vielfalt der Lebensumstände gerecht 
wird. Ein Vorbild für uns ist das nicaraguanische Modell der 
Basis und hier arbeiten wir eng mit der nicaraguanischen 
Regierung zusammen. 

wir selbst: Ihr strebt also einen basisdemokratischen Staats- 
aufbau an... 



Dave Farrell: ... in den Gebieten, die von uns kontrolliert 
werden, ist dieses Prinzip schon verwirklicht. Die Menschen 
kommen zusammen und beschließen was sie wollen, von 
unten nach oben. 

wir selbst: Die Diskussion um die Dezentralisierung hat in- 
nerhalb der nationalrevolutionären Bewegung Irlands zu un- 
terschiedlichen Beurteilungen geführt. Kannst Du uns kurz 
die Positionen erläutern? 

Dave Farrell: Ja, um diese Frage wird bei uns schon seit lan- 
gem gerungen. Die Parteimeinung ist, daß wir für vier Regio- 
nalvertretungen eintreten. Doch eine große Anzahl von Mit- 
gliedern ca. 50% ist der Meinung (Ich zähle mich selbst da- 
zu), daß ein solche Vertretung im Zusammenhang mit der 
Ulsterfrage nicht arbeiten kann. In Ulster würden sich die 
Loyalisten in der Mehrheit befinden, welche sich konträr 
zur republikanischen Philosophie für diktatorische Formen 
einsetzen würden. Als solches ist die Dezentralisierung in 
der konkreten Form eine offene Frage in der Partei. Grund- 
sätzlich treten wir für die Dezentralisierung der Macht auf 
die Regionen und Gemeinden ein. Aber es darf nicht dazu 
führen, daß die Dezentralisierung zum Gegenteil in Ulster 
führt. 

wir selbst: Kritiker werfen Euch vor, Ihr hättet noch nicht 
das richtige Verhältnis zur Frauenbewegung in Irland gefun- 
den? 

Dave Farrell: Innerhalb unserer Bewegung gibt es eine 
Frauenabteilung. Die Frauenabteilung vertritt unsere Be- 
wegung in allen Fragen, die die Frauen speziell berühren. 

wir selbst: Ein Jahr nach der Hungerstreikkampagne der 
irischen freiheitskämpfer ist es Zeit Bilanz zu ziehen. Wel- 
che Fortschritte sind für die irischen kriegsgefangenen in 
Sicht? 

Dave Farrell: Der letzte Hungerstreiker starb letztes Jahr 
im August. Ich glaube, daß der Hungerstreik der ermor- 
deten Kameraden die Position des Imperialismus deutlicher 
gemacht hat. Unsere Position, die republikanischen Gefan- 
genen in den Konzentrationslagern der Briten als politische 
Gefangene zu behandeln, findet mehr und mehr Unter- 
stützung. Unsere Anhängerschaft ist gestiegen und unsere 
politische Ausgangsposition ist besser geworden. 

wir selbst: Welche Haltung verfolgt SINN FEIN in ihrer 
außenpolitischen Position. Ich nenne nur einige Stichpunk- 
te wie Malvinen, Polen, US- und Sowjetimperialismus? 

Dave Farrell: Unsere Position ist klar. Wir wollen keinem 
Machtblock angehören und verurteilen jede Form von Im- 
perialismus. Wir verurteilen jede Aggression. Wir verurteilen 
das britische Abenteuer in den Malvinen und sind der Mei- 
nung, daß die Malvinas zu Lateinamerika gehören. Zu Polen 
haben wir eine spezifische Haltung eingenommen, um nicht 
mißverstanden zu werden. Wir unterstützen „Solidarität”. 
Wir unterstützen den Kampf der unabhängigen Gewerk- 
schaft. Wir wissen um den gerechten Kampf in Polen. Wir 
wissen aber auch um die Versuche des westlichen Imperi- 
alismus, den Kampf der polnischen Arbeiter für den Kapita- 
lismus nützlich zu machen. 

wir selbst: In den Massenmedien Westeuropas wird häufig 
behauptet die IRA und die irische Bewegung würden von 
Libyen unterstützt... 



12 



13 




Dave Farrell (lachend): Die IRA nimmt alle Waffen, die sie 
bekommen kann. Trotzdem, schau Dir die Politik von 
Kadhafi an und die Politik der IRA, da liegen Welten da- 
zwischen. Die einzige Regierung, die uns unterstützt und 
mit der wir Zusammenarbeiten ist die Regierung von Nica- 
ragua. 

wir selbst: Wie sieht die Situation der irischen Sprache heu- 
te aus? 

Dave Farrell: Die irische Sprache befindet sich in einer sehr 
schlechten Situation in diesem Lande. Auf Grund der In- 
dustrialisierung ist die Sprache stark zurückgegangen. Ledig- 
lich von der Bevölkerung in Randgebieten und aktiven 
Sprachgruppen wird die Sprache gepflegt. Sie wurde Opfer 
der liberalistischen Regierungspolitik. Dagegen blüht die 
irische Kultur. Besonders im Bereich der Musik. Es gibt ein 
breites traditionelles Bewußtsein. 



wir selbst: Kannst Du die wesentlichen Punkte des irischen 
Sozialismus der SINN FEIN erläutern? 

Dave Farrell: SINN FEIN steht in der Tradition des Sozia- 
lismus von James Connally. James Connally zeigte den Weg 
auf, wie der Sozialismus in diesem Lande verwirklicht wer- 
den soll. Doch um den Sozialismus zu verwirklichen, muß 
der Imperialismus in unserem Lande durch direkte militä- 
rische Aktion besiegt werden. Dann muß der Kapitalismus 
durch eine Revolution geschlagen werden. Unser Pro- 
gramm sieht die Nationalisierung von Finanzwesen, Schlüs- 
selindustrien, Bergwerken, Fischerei und Bauland vor. 
Ferner die Gründung von Konsumgenossenschaften in 
Arbeiterbesitz auf breiter Ebene und die Teilung großer 
Güter und Bauernhöfe. Die multinationalen Strukturen 
werden zerschlagen. Wir treten ein für ein demokratisches 
System. Die Macht muß vom Volk ausgehen. Wir treten ein 
für freie Wahlen... 



wir selbst: Aber selbst in Irland breiten sich beispielsweise 
die multinationalen Freßfabriken „Mac Donald” und „Ken- 
tucky Fried Chicken” aus? 

Dave Farrell: Ja, dies ist ein großes Problem. Aber wenn Du 
aus der Stadt herausfährst auf das Land, dann siehst Du die 
Blumenvielfalt der irischen Kultur. Dann kommen traditio- 
nelle Elemente zusammen. Die irische Kultur blüht im Be- 
reich der Musik. Und ich glaube, das kulturelle Problem 
auch mit den Freßfabriken ist mehr ein deutsches Problem. 
Noch mal zurück zur Sprache. Wir haben hier in Dublin sehr 
aktive Sprachengruppen, die Sprachkurse veranstalten und 
für die Verbreitung der irischen Sprache sorgen. 



wir selbst: ... in einem parlamentarischen System oder in 
einem basisdemokratischen System? 

Dave Farrell: In einem basisdemokratischen System. 

wir selbst: Wie schätzt Ihr Eure eigene Stärke in Nord- 

irland und im übrigen Teil Irlands ein? 

Dave Farrell: Sinn Fein ist in jeder'Grafschaft unseres Lan- 
des organisiert. Natürlich sind wir in den sechs Grafschaften 
Ulsters stärker, wo sich die irische Bevölkerung im Krieg ge- 
gen die britischen Truppen befindet. In diesen sechs Graf- 
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schäften haben wir effektive politische Kontroll über et- 
liche Gebiete, so über West-Belfast, die Stadt Derry, die 
Grafschaft Derry, Süd- Armagh, Newry etc. In den südlichen 
Grafschaften sind wir stark in Banagher, Lovghrea, Donegal, 
Sligo etc, wir haben speziell auch in den Midlands eine 
große Anhängerschaft und in Cork. Wir befinden uns auch 
in den 26 Grafschaften noch im Krieg. Im Moment befin- 
den sich über 100 Republikaner im Gefängnis. 

wir selbst: Wie stark ist die Unterdrückung in den südli- 
chen Grafschaften der „Republik Irland“? 

Dave Farrell: Ja, in den 26 Counties gibt es eine effiktive 
Diskriminierung gegen die gewählten republikanischen Re- 
präsentanten und die Mitglieder von SINN FEIN. Dir kann 
es passieren, wenn Du unser Parteibüro betrittst, daß Du für 
zwei Tage von der Polizei gefangen gehalten wirst. Es sind 



auch Mitglieder von uns als Mitglieder der IRA deklariert 
worden und ohne Jury für sieben Jahre gefangen gehalten 
worden. Es gibt Sondergerichte. Gefange werden ge- 
schlagen. 

wir selbst: Welche Aktionen plant Ihr für die Zukunft? 

Dave Farrell: Wir werden wieder eine Kampagne für unsere 
Gefangenen starten, so etwa im August. Des weiteren wer- 
den wir eine Kampagne für das Recht auf Arbeit starten. In 
Belfast beträgt die Arbeitslosigkeit über 20% Prozent. 

wir selbst: Vielen Dank Dave für das Gespräch und 

alles Gute für die Zukunft. 




Sie sang vom irdischen Jammertal, 
Von Freuden, die bald zerronnen. 
Vom Jenseits, wo die Seele schwelgt 
Verklärt in ew’gen Wonnen. 

Sie sang von Liebe und Liebesgram, 
Aufopfrung und Wiederfinden 
Dort oben in jener besseren Welt, 
Wo alle Leiden schwinden. 



Im traurigen Monat November war’s. 

Die Tage wurden trüber. 

Der Wind riß von den Bäumen das Laub, 
Da reist* ich nach Deutschland hinüber. 

Und als ich an die Grenze kam. 

Da fühlt’ ich ein stärkeres Klopfen 
In meiner Brust, ich glaube sogar 
Die Augen begunnen zu tropfen. 

Und als ich die deutsche Sprache vernahm. 
Da ward mir seltsam zu Mute; 

Ich meinte nicht anders, als ob das Herz 
Recht angenehm verblute. 

Ein kleines Harfenmädchen sang. 

Sie sang mit wahrem Gefühle 

Und falscher Stimme, doch ward ich sehr 

Gerühret von ihrem Spiele. 



Sie sang das alte Entsagungslied, 

Das Eiapopeia vom Himmel, 

Womit man einlullt, wenn es greint. 

Das Volk, den großen Lümmel. 

Ich kenne die Weise, ich kenne den Text, 
Ich kenn’ auch die Herren Verfasser; 

Ich weiß, sie tranken heimlich Wein 
Und predigten öffentlich Wasser. 

Ein neues Lied, ein besseres Lied, 

O Freunde, will ich euch dichten I 
Wir wollen hier auf Erden schon 
Das Himmelreich errichten. 

Wir wollen auf Erden glücklich sein. 

Und wollen nicht mehr darben; 
Verschlemmen soll nicht der faule Bauch, 
Was fleißige Hände erwarben. 
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von Winfried Dolderer 



Die flämische Bewegung 



Zu einer dauerhaften Allianz zwischen sozialer und nationa- 
ler Bewegung ist es in Flandern nie gekommen. Ansätze zu 
einem linken Flamingantismus hat es zwar immer wieder ge- 
geben, doch handelte und handelt es sich dabei um Rand- 
gruppenphänomene im flämischen wie im sozialistischen 
Lager, mehr oder minder ephemere Erscheinungen, die nie 
einen entscheidenden Einfluß auf den Gang der Entwick- 
lung gewinnen konnten und, bei realistischer Betrachtung, 
in absehbarer Zukunft auch nicht gewinnen werden. Es ist 
daher nicht verwunderlich, daß es eine marxistische Darstel- 
lung der flämischen Frage, die versucht hätte, die Entwick- 
lung seit 1830 in sozialökonomische Kategorien zu fassen 
und sie als Ergebnis von Klassenkämpfen zu begreifen, bis- 
her nicht gegeben hat. 

Ansätze zu einer solchen Interpretation finden sich ver- 
streut in kleineren Broschüren und Grundsatzerklärungen 
progressiver Flamingantenzirkel, doch fehlte bislang jeder 
Versuch, sie zu einer kohärenten Theorie zusammenzufas- 
sen. Erst kürzlich hat ein in Löwen beheimateter linker Ver- 
lag diesem Mangel abgeholfen mit einem Buch, dessen Un- 
tertitel „Pamphlet über ein unbegriffenes Problem“ das 
Neuartige des Unterfangens bereits andeutet. Der Autor, 
Antoon Roosens, hat über zwanzig Jahre auf verschiedenen 
Barrikaden zugebracht im Kampf für ein autonomes und so- 
zialistisches Flandern und gehörte zuletzt 1977 dem „Eg- 
montkomitee“ an. Die Volksunie hatte damals mit Christ- 
demokraten, Sozialisten und der Brüsseler „Front Demo- 
cratique des Francophones“ den sogenannten „Egmont- 
pakt“ ausgekungelt, nach Meinung seiner Verfasser ein 
Jahrhundertwerk, konzipiert als Endlösung des belgischen 
Nationalitätenproblems, der jedoch, wäre er verwirklicht 
worden, infolge der darin enthaltenen Zugeständnisse an die 
frankophone Partei zunächst den Flamen in und um Brüssel 
den Boden unter den Füßen weggezogen hätte. Roosens er- 
kannte damals, daß der Egmontpakt kein momentaner 
Fehltritt der flämischen Bewegung, sondern das Ergebnis ei- 
ner prinzipiellen und langfristigen Strategie der flämischen 
Bourgeoisie war, die es auf ein billiges Arrangement mit der 
französischsprachigen Elite abgesehen hatte. Seine Überle- 
gungen zu einer Klassenanalyse des Nationalitätenproblems 
veröffentlichte er im Herbst 1977 in einer marxistischen 
Zeitschrift. Das Buch, das er dann vier Jahre später vorlegte, 
stellt eine in vielen Punkten erweiterte und vertiefte Fas- 
sung des damaligen Aufsatzes dar. Dem Leser, auch dem in 



der Geschichte der flämischen Bewegung bewanderten, bie- 
tet es mannigfache neue Einsichten, und diese Tatsache, wie 
auch die Schwierigkeit, es hierzulande zu verbreiten auf- 
grund der Sprachbarriere und aufgrund der schieren Un- 
möglichkeit, Erzeugnisse der flämischen Literatur über den 
deutschen Buchhandel zu beschaffen, rechtfertigen eine 
ausführlichere Besprechung. 

Ausgangspunkt der flämischen Bewegung war im 19. Jahr- 
hundert das Phänomen der „sozialen Sprachgrenze“, die 
Tatsache .daß Französisch die Sprache der Bourgeoisie, 
Flämisch die der Mittel- und Unterschicht war. Roosen er- 
klärt diese im damaligen Europa einzigartige Erscheinung 
aus den Entstehungsbedingungen des bürgerlichen Staates 
in Belgien. Die Bourgeoisie sei hier nicht aus eigener Kraft, 
sondern erst infolge der Eroberung durch das revolutionäre 
Frankreich zur Macht gelangt. Um ihre Herrschaft zu legi- 
timieren, habe sie sich daher kulturell und ideologisch an 
die bislang herrschende Klasse, den traditionell französisch- 
sprachigen Adel, angelehnt. Die Frankophonie in Flandern, 
zu Zeiten des Ancien Regime Ausdruck eines in Schickeria- 
kreisen gängigen Modetrends, wurde jetzt zu einem poli- 
tischen Faktor: „ein wichtiger Bestandteil in einer Gesamt- 
heit ökonomischer und ideologischer Elemente, die einer 
sozialen Gruppe gestatten, ihre Herrschaft über die ganze 
Gesellschaft zu errichten", oder, wie Roosens es an anderer 
Stelle formuliert, ein „Surrogat für ideologische Führer- 
schaft und soziokulturelles Prestige“. Die Krise der vierzi- 
ger Jahre des vorigen Jahrhunderts fegte die Mehrzahl der 
handwerklichen Kleinbetriebe von der Bildfläche. Während 
des darauf folgenden Wirtschaftsaufschwungs bis 1870 eta- 
blierte sich die Bourgeoisie endgültig als herrschende Klasse 
und breitete sich über ganz Flandern aus. Damit machte 
sich die soziale Sprachgrenze, bis dahin nur in den großen 
Städten wahrnehmbar, jetzt überall gleichermaßen geltend. 

Dennoch spielte die flämische Bewegung, seit etwa 1835 
aus zaghaften Anfängen entstanden, bis in die siebziger 
Jahre keine entscheidende politische Rolle. Eine zahlreiche 
intellektuelle Mittelschicht, auf die sie sich hätte stützen 
können, war zu dieser Zeit noch nicht vorhanden, und auch 
im aufkommenden Sozialismus, der allein imstande und be- 
rufen gewesen wäre, die „soziale Sprachgrenze“ als eine Er- 
scheinungsform des bürgerlichen Staates zu bekämpfen, 
fand sie keine Massenbasis. Zwar entstanden die ersten Ar- 
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beiterorganisationen Begliens bereits seit den fünziger Jah- 
ren in der alten, an proletarischen Traditionen reichen Tex- 
tilstadt Gent. Ihr Sozialismus war im Anfang mit einem 
ausgeprägt kämpferischen flämischen Bewußtsein verschwi- 
stert. Doch gingen diese Ansätze rasch verloren, als sich der 
wirtschaftliche Schwerpunkt Belgiens in den Kohle- und 
Stahlgebieten Walloniens entwickelte. Jahrzehntelang dien- 
te das industriell schwächere Flandern vorwiegend als Ar- 
beitskräftereservoir für die im Süden ansässigen Fabriken, 
die schließlich auch zu Hochburgen des belgischen Sozialis- 
mus wurden. Für einen wie auch immer gearteten flämi- 
schen Reflex ließ der ideologische Ralunen dieses Sozialis- 
mus wallonischen Zuschnitts wenig Platz, umso mehr, als 
in Flandern die Volksmassen immer sehr kirchlich geprägt 
waren und unter der Fuchtel der katholischen Hierarchie 
eine autonome, politisch bewußte Arbeiterbewegung nur 
schwerlich gedeihen konnte. Flamingantismus und Sozialis- 
mus haben sich so schon in ihrer Entstehung verfehlt, und 
auch später nie zueinander gefunden. 

Seit den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts setzte ei- 
ne neue Phase de kapitalistischen Entwicklung ein. In Flan- 
dern wie anderswo verschwand allmählich der Typ des selb- 
ständigen Unternehmers. Stattdessen eroberten nach und 
nach große Finanzgesellschaften das freigewordene Terrain, 
die über ihre Holdings schließlich die wichtigsten Wirt- 
schaftszweige kontrollierten. Sie waren durchweg in Brüssel 
ansässig, wo sich neben der administrativen nunmehr auch 
die wirtschaftliche Macht des Landes zusammenballte. Die- 
ser Prozeß der Konzentration ging mit einschneidenden ge- 
sellschaftlichen und politischen Veränderungen einher. Die 
herrschende Klasse, zahlenmäßig geschrumpft, war nicht 
mehr imstande, die öffentlichen Institutionen wie bisher in 
eigener Regie zu verwalten; zugleich wuchs dem Staats- 
apparat allmählich eine wichtige Steuerungsfunktion im 
Wirtschaftsleben zu. So betrat gegen Ende des 19. Jahrhun- 
derts eine neue gesellschaftliche Gruppe die Bühne, die in- 
tellektuelle Mittelschicht, deren Angehörige selber nicht 
zur herrschenden Klasse der Holdingbourgeoisie zählten, je- 
doch in ihrem Namen die Staats- und Verwaltungsgeschäfte 
zu betreiben hatten. Soweit sie flämischer Abkunft waren, 
stießen diese intellektuellen Aufsteiger auf ihrem Weg nach 
oben bald an ein karrierebedrohendes Hindernis in Gestalt 
der noch immer allein maßgeblichen französischen Staats- 
sprache. Ihr unmittelbares gesellschaftliches Interesse mach- 
te sie so zu Flaminganten; die flämische Bewegung, in den 
ersten Jahrzehnten keineswegs eine politische Strömung des 
Kleinbürgertums, sondern ein rein kulturelles und literari- 
sches Anliegen romantisch angehauchter Dichter und 
Sprachforscher, die meist selbst der frankophonen Bourge- 
oisie entwachsen waren, hatte endlich ihre berufenen Ak- 
teure gefunden. 

Diese Akteure freilich, befangen im ideologischen Horizont 
des Kleinbürgertums, dem sie entstammten, empfanden 
ihren Widerspruch zur frankophonen Bourgeoisie nicht als 
nur durch die Beseitigung des Kapitalismus zu lösenden 
Klassengegensatz, sondern als nationalen Konflikt, den sie 
mit viel patriotischem Brimoborium und,in der heiligen 
Überzeugung, nicht ihre Karriere, sondern das kulturelle, 
geistige und moralische Wohl des ganzen Volkes zu vertei- 
digen, austrugen. Der erste greifbare Erfolg ihres Bemühens 
war das „Gleichheitsgesetz“ von 1898. das in Flandern ein 
zweisprachiges System anstelle der bisherigen französischen 
Einsprachigkeit einführte. Um die Jahrhundertwende hatte 
sich so der Flamingantismus zu einer Massenbewegung un- 
ter kleinbürgerlicher Führung ausgewachsen ; „eine wichtige 
Fraktion der intellektuellen Mittelklasse bekämpfte die He- 



gemonie der herrschenden Klasse, und es gelang ihr, einen 
Teil der Volksklassen unter ihrer Führung in diesem Kampf 
zu organisieren“ — ein Zustand, den Roosens „einzigartig 
im westeuropäischen Kapitalismus“ nennt und der nur da- 
durch zu erklären ist, daß che Arbeiterbewegung es ver- 
säumte, die flämische Frage in ihre politische Konzeption 
zu integrieren. 

Den Schlußakt der Machtergreifung des Holdingkapitals in 
der belgischen Wirtschaft bildete die Krise der Jahre um 
1930, die die letzten selbständigen Unternehmer alten Zu- 
schnitts in der Versenkung verschwinden ließ. Die franko- 
phone Bourgeoisie in Flandern war damit, von unbedeuten- 
den Resten abgesehen, als Klasse eliminiert. Und es ist nicht 
von ungefähr, daß in diese Zeit des wirtschaftlichen Um- 
bruchs auch einschneidende gesellschaftliche Verände- 
rungen vielen, die Flandern das moderne kulturelle Gepräge 
gaben: 1930 wurde Niederländisch zur ausschließlichen Un- 
terrichtssprache an der Universität Gent, 1932 wurde, außer 
in Brüssel, die offizielle Zweisprachigkeit beseitigt, 1935 
schließlich wurden in der Armee getrennte flämische und 
wallonische Einheiten eingeführt. In einem halben Jahr- 
zehnt waren so die kulturellen Forderungen eines hundert- 
jährigen Kampfes weitgehend verwirklicht. Dabei bleibt 
festzuhalten, daß dies weniger ein Erfolg der flämischen Be- 
wegung war, als das Ergebnis einer Veränderung der Klas- 
senstruktur infolge allgemein ökonomischer Entwicklungen. 
Nicht der flämische Siegfried hat den frankophonen Dra- 
chen erschlagen, sondern das Ungeheuer ist, sozusagen an 
Entkräftung, von selbst verendet. Festzuhalten bleibt auch, 
daß das Problem der Französisierung und das Phänomen der 
sozialen Sprachgrenze mit den Reformen der dreißiger Jah- 
re noch nicht aus der Welt geschafft war, sondern nur eine 
andere, gleichsam geographische Dimension erhalten hatte. 
Das politische und wirtschaftliche Nervenzentrum Brüssel, 
Sitz der belgischen Holdings, wurde nun zum Hort der 
Französisierung, zur frankophonen Bastion in Flandern. 

Die Französisierung Brüssels, die sich m denselben Jahr- 
zehnten vollzog, in denen Flandern flämisch wurde, erklärt 
Roosens mit einem soziologischen Phänomen. Bis zum 
ersten Weltkrieg seien die Volksmassen in der Hauptstadt 
von französischer Kutlur weitgehend unbeleckt geblieben; 
bis 1910 sei der flämische Bevölkerungsanteil, zwar nicht 
prozentual, aber doch in absoluten Zahlen sogar gestiegen. 
Erst in den beiden folgenden Jahrzehnten sei die Kurve jäh 
abgefallen, ln dieser Zeit habe die Zahl und Mobilität der 
Bevölkerung des Brüsseler Ballungsraumes eine Schwelle 
überschritten, jenseits der der Mechanismus der sozialen 
Kontrolle außer Funktion gerate. Anden als in kleinen und 
mittleren Städten, wo der Einzelne nach Herkunft und ge- 
sellschaftlicher Stellung hinreichend bekannt und die so- 
ziale Mobilität entsprechend gering sei, sei in einem Bal- 
lungsraum mit einem wachsenden Anteil von Zuwanderern 
aus der Provinz der Aufstieg leichter zu bewerkstelligen 
durch Anpassung an Kultur und Ideologie der herrschenden 
Klasse. Wer sich als Angehöriger der Oberschicht verhalte, 
werde in der Anonymität der Großstadt als solcher akzep- 
tiert, und da Französisch in Brüssel der Zauberschlüssel zum 
Eintritt in die höheren Kreise war, liefen die zugewanderten 
Flamen bald in hellen Scharen ins frankophone Lager über. 
So sei es in Brüssel während der ersten Hälfte dieses’ Jahr- 
hunderts der herrschenden Klasse gelungen, die Unter- 
schichten ideologisch und kulturell ihrer Hegemonie zu un- 
terwerfen und einen „politisch-ideologischen Block unter 
ihrer Führung" zu bilden. Die Französisierung als Aspekt 
der Verbürgerlichung und Entfremdung der Brüsseler Volks- 
klassen. als „totale Form kultureller und ideologischer Klas- 
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senherrschaft“ sei so Resultat, aber auch Instrument der 
Hegemonie der frankophonen Oberschicht. 



Seit dem Ende der fiinziger Jahre bahnte sich eine Ent- 
wicklung an, die nach jahrzehntelanger unumschränkter 
Herrschaft der Holdingbourgeoisie das wirtschaftliche Ge- 
sicht Belgiens aufs neue gründlich umgestalten sollte. Bel- 
gien, und besonders Flandern, wurde in dieser Periode bis 
Mitte der siebziger Jahre zum bevorzugten Tummelplatz 
des amerikanischen Monopolkapitals. So entfielen luer 
1970 auf jeden Einwohner 76 Dollar US-Investitionen, wäh- 
rend es in der reichlich amerikanisierten Bundesrepublik 
nur 52 Dollar waren, in Frankreich 36 und in Italien 22. 
Der frankophonen Holdingbourgeoisie erwuchs in den Mul- 
tis ein mächtiger und auf die Dauer überlegener Konkur- 
rent. Zwischen 1959 und 1968 betrug der US-Anteil an 
den ausländischen Investitionen in Belgien 65%. Ende der 
sechziger Jahre kamen die fremden Monopole für 29% der 
belgischen Ausfuhr und 33% des Gesamtumsatzes der In- 
dustrie auf. Ein erster Effekt dieser Entwicklung war, daß 
das traditionelle Holdingkapital, daß sich vor allem auf die 
stagnierende wallonische Schwerindustrie stützte, seine 
führende Rolle in der belgischen Wirtschaft einbüßte. Die 
expansiven Sektoren wurden jetzt von den ausländischen 
Monopolen kontrolliert. Ein zweiter, nicht weniger wichti- 
ger Effekt war, daß sich das wirtschaftliche Kräfteverhältnis 
zwischen Flandern und Wallonien verschob. Hatten noch 
nach dem zweiten Weltkrieg 67% der industriellen Kapa- 
zität in Wallonien gelegen, so floß jetzt der Löwenanteil der 
ausländischen Investitionen nach Flandern, das infolge sei- 




nes geringeren Industrialisierungsgrades über ein breiteres 
Arbeitskräftepotential und in unmittelbarer Nachbarschaft 
der großen Häfen von Antwerpen und Gent verkehrsgünsti- 
ger gelegen war. Im selben Maße wie der industrielle Auf- 
schwung Flanderns vollzog sich so der Zusammenbruch der 
wallonischen Wirtschaft, die heutzutage fast ausschließlich 
von Subventionen vegetiert und deren Siechtum das sicht- 
bare Zeichen für den Niedergang der traditionellen Hol- 
dings darstellt. 

Ein dritter Effekt dieser Entwicklung schließlich war, daß 
im Dunstkreis des ausländischen Kapitals eine neue flämi- 
sche Oberschicht entstand, die sich zwar, weil abhängig von 
den Monopolen, nicht zu einer eigenen nationalen Bour- 



geoisie aufschwingen, jedoch in den siebziger Jahren im- 
merhin die Führung der flämischen Bewegung an sich reißen 
konnte. Diese „neue Klasse“, wie Roosens sie nennt, setzt 
sich aus einheimischen Managern der amerikanischen Kon- 
zerne, hohen Funktionären des Staatsapparates, kleinen 
Selbständigen und Besitzern von Zulieferungsuntemehmen 
und Betrieben im tertiären Sektor - Dienstleistungen, Han- 
del, Transport, Finanz- und Versicherungswesen — zusam- 
men. Ihnen allen gemeinsam ist, daß sie weder kulturell 
noch ökonomisch von der frankophonen Brüsseler Bour- 
geoisie abhängen, und politisch vom liberalen Flügel der flä- 
misch-nationalen Volksunie und der christdemokratischen 
CVP vertreten werden. Wiederum hat die Verschiebung des 
ökonomischen Kräfteverhältnisses ihre direkte Auswirkung 
auf das kulturelle Klima der bisherigen französischen Hoch- 
burg Brüssel. Neben der frankophonen Elite ist hier in den 
letzten zwanzig Jahren eine niederländischsprachige ent- 
standen, und der Französisierungsdruck, der in vergangenen 
Jahrzehnten die flämischen Zuwanderer zu tausenden ins 
frankophone Lager trieb, scheint weitgehend gebrochen. 
Die Entstehung der Brüsseler Sprachpartei FDF (Front De- 
mocratique des Francophones) ist nicht zuletzt auf einen 
Abwehrreflex des französisierten Kleinbürgertums gegen 
diese als bedrohlich empfundene Entwicklung zurückzu- 
führen. 

Nachdem die flämischen Bewegung durch die sozusagen an- 
tifaschistische, in Wirklichkeit vor allem antiflaminganti- 
sche Repression nach dem zweiten Weltkrieg für lange Zeit 
zum Schweigen gebracht worden war, erlebte sie in den 
sechziger Jahren eine Renaissance. Hunderttausende Fla- 
men nahmen 1961 und 1962 an Großdemonstrationen in 
Brüssel teil. Die Studentenbewegung der Jahre 1966 bis 
1968 stand im Zeichen der flamingantischen Revolte. Au- 
tonomie und Föderalismus wurden aufs neue die bis heute 
beherrschenden Begriffe des flämischen Programms. Mit 
ihnen verband sich, und das war das Besondere dieser Perio- 
de nationaler und sozialer Radikalisierung, die Forderung 
nach einer umfassenden Demokratisierung der Gesellschaft. 
„Für Demokratie und Föderalismus“ — die Losung einer 
Antwerpener Großkundgebung 1967 umriß das ganze Pro- 
gramm. In dem „Flämischen Aktionskomitee Brüssel und 
Sprachgrenze“, das die Märsche von 1961 und 1962 organi- 
sierte, saßen auch Vertreter der Arbeiterbewegung. Und mit 
den Löwener Studenten, die 1966 und 1968 für die Um- 
siedlung der französischen Abteilung ihrer Universität nach 
Wallonien demonstrierten und es dabei auf eine Bastion der 
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Voerstreek: Flämischer Massenprotest gegen frankophonen Imperialismus 



frankophonen Bourgeousie in Flandern abgesehen hatten, 
war eine wichtige Fraktion des traditionellen Flamingantis- 
mus ins progressive Lager übergewechselt. Zum ersten Mal 
schien sich eine Perspektive für eine fortschrittliche Ent- 
wicklung der flämischen Bewegung zu eröffnen. 

In dieser Situation griff die „neue Klasse“, das flämische 
Establishment ein, dem an einer grundsätzlichen Struktur- 
änderung des belgischen Systems in Richtung auf „Demo- 
kratie und Föderalismus“ keinesfalls gelegen war. Es gelang 
dieser Oberschicht, die progressiven Ansätze zu liquidieren 
und selbst die Führung der Bewegung zu übernehmen. Die 
linken Studenten wanderten verbittert in maoistische und 
trotzkistische Zirkel ab und bekämpften hinfort den Fla- 
mingantismus als faschistisch und reaktionär. Während der 
siebziger Jahre stand die flämische Bewegung unter dem be- 
herrschenden Einfluß der „neuen“ Bourgeoisie. Ihr war es 
einzig darum zu tun, innerhalb des bestehenden wirtschaft- 
lichen und politischen Rahmens einen privilegierten Platz 
neben der frankophonen Oberschicht zu ergattern. An einer 
tiefgreifenden Umgestaltung der Staatsstruktur, die zu ech- 
ter flämischer Autonomie führen müßte, ist sie nicht 
interessiert, im Gegenteil: an eben diesem Machtsystem will 
sie ja partizipieren. Und um das zu erreichen, ist sie zu 
weitgehenden Zugeständnissen an die frankophone Bour- 
geoisie bereit. Mit der Machtergreifung der neuen Elite in 
der flämischen Bewegung hat sich deren Stil und Taktik 
völlig geändert. Politisch stützt sie sich nicht mehr, wie in 
den sechziger Jahren, auf eine breite Massenmobilisation 
sondern auf undurchsichtiges Gerungei in geschlossenen 
Parteizirkeln von bürgerlichen Politikern, die ihre Geschäfte 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit betreiben. Daß dabei 
flamingan tische Forderungen meistens unter den Tisch 
fallen, verwundert nicht, wenn man weiß, daß es der 
flämischen Elite darum in erster Linie gar nicht mehr geht. 
Zwischen ihrem Klasseninteresse und dem flämischen 
Autonomiebestreben hat sich eine unüberbrückbare Kluft 
aufgetan. 



Soweit in großen Zügen der Gedankengang, den Roosens 
seinem Buch zugrundelegt. Man könnte Einwände erheben 
gegen Details, vor allem da, wo der marxistische Theoreti- 
ker das Feld der Analyse verläßt und sich zu beschwörender 
Rhetorik versteigt: „An dem Tag, da die flämische Arbeiter- 
klasse. . . das Banner aus den Händen der intellektuellen 
Flaminganten übernehmen wird, um sich an der Spitze des 
ganzen flämischen Volkes in die geöffnete Bresche zu stür- 
zen, wird der Kapitalismus in Belgien und der belgische Ein- 
heitsstaat selbst aufhören zu bestehen.“ Was läßt sich zu 
solchen Sentenzen, die sich an verschiedenen Stellen des 
Buches finden, anderes sagen, als daß sie im Prinzip völlig 
richtig sind - goldene Regeln, nach denen sich nur bisher 
die Geschichte leider nie schicken wollte. Und der Autor 
kann aus seiner Analyse keinen zwingenden Hinweis ablei- 
ten. daß dies in absehbarer Zukunft der Fall sein wird. 
Keinen Einwand wird man gegen die Methoden erheben 
können, die bisherige Geschichte der flämischen Bewegung 
neu zu interpretieren, indem sie vor dem Hintergrund der 
gleichzeitigen globalen ökonomischen Entwicklung betrach- 
tet wird. Eine Überlegung freilich drängt sich bei der Lektü- 
re auf, wenn man Roosens' Analyse folgt: hundertfünfzig 
Jahre lang sind die Flaminganten mit viel Idealismus, und 
auch Opfern, gegen das belgische System angerannt, und 
doch ist es ihnen in keinem Augenblick gelungen, einen aus- 
schlaggebenden Einfluß auf den Gang der Ereignisse zu ge- 
winnen. Im wesentlichen war ihnen eine passive Rolle be- 
schiden: sie konnten auf strukturelle Änderungen in diesem 
System reagieren, nicht aber sie aus eigener Kraft herbeifüh- 
ren. So ist das Buch von Roosens zugleich eine Fallstudie 
über die Grenzen und Möglichkeiten demokratischer Basis- 
bewegungen. Ihre Grenzen wurden der flämischen Bewe- 
gung bisher vom kapitalistischen System gesetzt, und ihre 
Möglichkeiten, eine Entwicklung autonom zu bestimmen, 
waren äußerst begrenzt. 

Roosens, Antoon: De Vlaamse kwestie. ,Pamflet‘ over een 
onbegrepen probleem. Leuven (Kritak) 1981 
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Mitte Juni führte WIR SELBST-Redakteur Walter Hohen- 
stein während einer Tagung von „Europe of the roots" mit 
den Mitgliedern der Vertretung der Gewerkschaft „Soli- 
darität” in Bremen Ludwig Gut (Journalist) und Jerzy 
Gasior ein Gespräch zur Lage in Polen. Jerzy Gasior 
gehörte dem zehnköpfigen Streikkomitee der Danziger 
Leninwerft an, von der der polnische Sommer ausging. 

wir selbst: Ihr seid Vertreter der unabhängigen Gewerk- 

schaft „Solidarität”... 

Jerzy Gasior: ...ich bin einer der zehn Leute, die damals 
im August 1980 in der Danziger Lenin-Werft den Streik 
angefangen haben. Ich bin jetzt Mitglied des Koordinat- 
ionsbüro der Gewerkschaft „Solidarität” in Bremen und 
meine Aufgabe ist es die Gewerkschaftsbewegung in Po- 
len zu unterstützen und den Kontakt mit den deutschen 
Gewerkschaften zu halten, namentlich dem DGB. Wir 
wurden seinerzeit von der Arbeiterkammer in Bremen 
eingeladen und wir sind in der Nacht vom 12. auf den 13. 
Dezember 1981 aus Polen ausgereist. Während von den 
Milizen und Sondertruppen bereits viele verhaftet und 
interniert wurden, ist es mir gelungen noch die Gren- 
zen zu überschreiten. Wir sind am 14. Dezember 1981 
in Bremen eingetroffen. Weil das Kriegsrecht verhängt 



wurde, konnten wir vorläufig nicht mehr nach Polen zu- 
rückgehen. Die Patenschaft für die „Solidaritätsdelegation” 
hat der DGB übernommen. Zuständig für die Beziehungen 
mit uns ist Heri Christophersen von der Ausländsabtei- 
lung von der Zentrale in Düsseldorf. 

wir selbst. Wie sieht die Unterstützung von „Solidarität” 
seitens des DGB's aus? 

Jerzy Gasior: Vom DGB haben wir ein zweistöckiges Haus 
in Bremen zur Verfügung gestellt bekommen. Dort haben 
wir unsere Büros und hier sind auch Wohnungen. Monat- 
lich bekommen wir vom DGB 2000 DM zur Verfügung ge- 
stellt. Allerdings müssen alle Rechnungen vorgelegt werden 
und der DGB bezahlt die Rechnungen. 

Ludwig Gut: Ich möchte kurz erzählen wie unser Infor- 
mations- und Koordinationsbüro entstanden ist. Nach- 
dem in Polen der Kriegszustand verhängt wurde, konn- 
ten wir, wie bereits erwähnt nicht mehr nach Polen zu- 
rück. Wir hielten es für zweckmäßig unsere ganze Arbeit 
hier im Westen zu koordinieren. Nachdem der DGB sei- 
ne Unterstützung zugesagt hat, wurde am 13. und 14. 
März dieses Jahres auf einer Tagung von Mitgliedern 
der „Solidarität” beschlossen ein Koordinationsbüro zu 
gründen. Dieses Büro besteht aus der Delegation die aus 
der Leninwerft kam, einer davon ist der Kollege Gasior. 
Außer dem Koordinationsbüro wurden auch acht sog. 
Arbeitsbüros in verschiedenen Städten errichtet, so in 
West-Berlin, in München, in Saarbrücken, Augsburg, 
Köln, Hannover, Hamburg und natürlich in Bremen. 
Diese Arbeitsbüros unterliegen dem Koordinationsbüro 
in Bremen. Das Koordinationsbüro in Bremen hat di- 
rekte Kontakte zur Leitung der „Solidarität” in Polen, die 
im Untergrund arbeitet.Dies ist zur Zeit ein vierköpfiges 
Gremium, welches die Solidarität leitet. Von Polen be- 
kommen wir Richtlinien, die die Arbeit im Ausland bestim- 
men. Diese Richtlinien werden von unsbefolgt. Außerdem 
befindet sich in Brüssel ein Koordinations- und Infor- 
mationsbüro für ganz Europa. Weitere Büros sind in Paris, 
Zürich und Stockholm. 

wir selbst: Wie sieht die derzeitige Lage in Polen nach Eurer 
Sicht aus? 

Jerzy Gasior: Nach dem 13. Dezember erlitt die ganze 
polnische Nation einen Schock. Der Schock wurde nach 
viereinhalb Monaten überwunden. Beweis dafür sind die 
Ereignisse die in Polen am 1., 3., 9. und 13. Mai stattfan- 
den. Da gab es große Demonstrationen, zum Beispiel in 
Warschau war eine offizielle Maidemonstration, die von 
der Militärjunta geleitet wurde, hier waren ungefähr 20.000 
Menschen, und fast 100.000 Menschen nahmen am 1. Mai 
an der Arbeiterdemonstration der Solidarität teil. Nach 
den Demonstrationen provozierten die Offiziellen Schläger- 
eien. In allen größeren Städten des Landes fanden Demon- 
strationen statt. 
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Ludwig Gut: Zum Beispiel in Stettin, die Nachricht habe 
ich von meiner Frau, demonstrierten auf dem Siegesplatz 
und der Nähe des Hafens, also nahe dem Zentrum 34.000 
Menschen, Jugendliche und Arbeiter. Es wurden Barrika- 
den errichtet und es kam zu schweren Schlägereien. Aber 
nicht nur in Stettin auch in anderen Städten wurde die Po- 
lizeistunde wieder verhängt. Zur Zeit wird die Polizeistun- 
de wieder aufgehoben. In Danzig haben neuerdings mehr 
als 70.000 Menschen gekämpft. Dies sind die Beweise, daß 
eben das Volk den Schock überwunden hat und zu kämpfen 
anfängt. Die Lage in Polen spitzt sich immer mehr zu. Jetzt 
hat auch die Kirche immer mehr Schwierigkeiten. Insbe- 
sondere die Jugend, aber nicht nur die Jugend will käm- 
pfen. Das Volk hat gesehen, mit der Partei braucht man 



Solidamosc-Demonstration : 

Arbeiterfäuste ... 

überhaupt nicht mehr zu sprechen. Es gab 1956 und 1968, 
es gab 1970, 1976 und 1980. Und es hat sich jetzt auch 
rausgestellt, was die Regierung unterschrieben hat und als 
„nationale Verständigung” bezeichnet hat, siehe die Ab- 
kommen von Danzig und Stettin usw., dies war nur eine 
Falle für „Solidarität”, weil damals die Partei zerfiel und 
desorientiert war. Man wollte Zeit gewinnen. 

wir selbst: Wie sehen die politischen und programmatischen 
Zielsetzungen der „Untergrund-Solidarität” aus? Kritiker 
werfen Euch vor, Ihr wolltet die Regierung übernehmen 
und die Macht im Lande ergreifen... 

Jerzy Gasior: Die Solidarität will keine Macht übernehmen. 



... gegen Jaruzelskis Mili- 
tärmaschine: Panzer in der 
Warschauer Innenstadt 
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Zurück in den Untergrund: Soli- 
damosc Druckerei 




Wir drängen zu einer Verständigung, zu einer Verständi- 
gung zwischen Kirche, „Solidarnosc” und Regierung. Aber 
die Regierung will keine nationale Verständigung. So hat 
die Regierung ein Zehn-Punkte-Programm der Kirche zur 
nationalen Verständigung abgeschlagen. Es gibt eine katho- 
lische Organisation „Pax”. Angeblich sollen dort die Katho- 
liken dort arbeiten. Aber Pax arbeitet mit der Partei und 
der Regierung zusammen und damit gegen die Kirche. Der 
Leiter der Organisation „Pax” hat in einem Interview in der 
„Tribuna Ludu” gesagt, daß er die Vorschläge der Kirche 
ablehnt. Dies soll er angeblich im Namen der Organisation 
„Pax” sagen, aber wir wissen schon seit dreißig Jahren, daß 
wenn die „Pax” eine Verlautbarung abgibt, in Wirklichkeit 
dies die Meinung der Regierung ist. Diese Haltung ist für die 
Regierung bequemer. Denn offiziell sagt dies die Organi- 
sation „Pax” und nicht die Regierung. So kann die Regie- 
rung leicht „Pax” dementieren, wenn es opportunistisch 
notwendig erscheint. 

wir selbst: Während der Demonstrationen gegen die Militär- 
diktatur sind auch häufig Parolen laut geworden, die gegen 
die Sowjetunion gerichtet sind? 

Jerzy Gasior: Aus den Mitteilungen und Nachrichten die 
wir von der „Untergrund-Solidarität” aus Polen erhalten, 
hat es solche Parolen von unserer Seite nie gegeben. Aber 
natürlich gab es während der Straßenkämpfe solche Parolen 
zu hören. Der angebliche Antisowjetismus ist eine alte 
Parole der Regierung, es ist eine Provokation. Solche Dinge 
werden von der Spezialeinheit „Zomo” geschürt. „Zomo” 



bedeutet „Motorisierte Einheit der Volksmiliz”. Dies sind 
Sondereinheiten, die zum Beispiel in den Kohlegruben in 
der Nähe von Kattowitz damals die Kumpel erschossen ha- 
ben. Das sind sozusagen Schießtruppen. Die „Zomo” setzt 
ihre Leute auch zivil ein. Sie mischen sich in die Menge und 
dann werden solche Parolen gerufen. So war es beispiels- 
weise 1981 in Bromberg. Die Regierung schürt massiv sol- 
che Provokationen und verbreitet die Nachricht, daß ein 
Teil des Volkes „Feinde des Kommunismus” seien und zu 
einem Nationalaufstand drängen würden. 

wir selbst: In Deutschland findet in der „alternativen 
Szene” eine Diskussion über gesellschaftspolitische Alterna- 
tiven statt. Sehr häufig wird auch das Modell herangezogen, 
wie es „Solidarnosc” entwickelt hat, das System der Arbei- 
terselbstverwaltung, von unten nach oben. Kannst Du uns 
kurz Euere Vorstellungen erläutern? 



Jerzy Gasior: Die Selbstverwaltung der Betriebe, dies muß 
man doppelt verstehen. Die Selbstverwaltung hat „Soli- 
darität” ganz ernst gemeint. In der heutigen polnischen 
Verfassung steht, daß alle Betriebe, alle Produktionsmit- 
tel Eigentum des Volkes sind. Über dieses Eigentum soll 
das Volk verfügen. Dies wollte „Solidarität”. In jedem 
Betrieb sollte ein System der Selbstverwaltung sein. Die 
Selbstverwaltung soll eben den Betrieb verwalten. Es hät- 
te einen Direktor gegeben, aber dieser Direktor wäre durch 
die Belegschaft von unten nach oben gewählt worden. Die 
ganze Verwaltung muß in den Händen der Arbeiter liegen. 
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Streikende Bergleute in Katto- 
witz. Was in den Betrieben be- 
gann ... 

Selbstverwaltung bedeutet, daß die Belegschaft die Leute 
wählt zu den sie Vertrauen hat. Dann steigt auch die Ar- 
beitsproduktivität, weil die Belegschaft weiß, daß der Be- 
trieb von ihren Leuten geführt wird. Die Produktion soll 
zugunsten des ganzen Volkes laufen, aber nicht zugunsten 
der dritten Macht. Die Belegschaft will über alles, was sie 
angeht informiert werden, Gewinne, Verluste usw. . Um aus 
unserem Wirtschaftstief herauszukommen, muß die Pro- 
duktivität steigen. Aber die Regierung versteht die Selbst- 
verwaltung ganz anders. Im Sommer vorigen Jahres war der 
9. Parteitag in Warschau. Dort wurde auch beschlossen, daß 
es Selbstverwaltungen in den Betrieben geben soll. Aber, 
wißt Ihr, der Begriff Freiheit wird ja bereits schon von den 
Kommunisten genug strapaziert, die Freiheit der Kommun- 
isten ist nicht die des Volkes. Genauso ist es mit dem Be- 
griff Selbstverwaltung. Also die Kommunisten verstehen 
den Begriff Selbstverwaltung so: Bestimmte Leute werden 
von oben gewählt, aber nicht von der Belegschaft. Nur sol- 
che, die garantieren können, daß sie immer daß ausführen, 
was die Diktatur befiehlt. Solche Selbstverwaltung ist nicht 
zugunsten der Belegschaft, sondern zugunsten der Oberen. 
Bei einer solchen Selbstverwaltung weiß die Belegschaft 



nichts über die Produktion, über die Gewinne, die Ver- 
luste usw. oder ob exportiert werden soll. Ich möchte Euch 
ein klassisches Beispiel geben. Die Regierung hat drei große 
Kredite aus dem Westen bekommen. Damit geschah folgen- 
des. Dafür kauften wir Ersatzteile und Geräteteile. Die Teile 
wurden in den polnischen Fabriken zusammengesetzt. Wir 
von dieser Produktion bekamen die Russen. Dies war so- 
zusagen ein Befehl von Moskau. Die Partei mußte gehor- 
schen. Und die Russen bekamen die Produkte natürlich 
gegen Rubel. Der Rubel, dies ist keine harte Währung. 
Und so hatte wir auch Verluste gehabt. Dies ist ein klass- 
isches Beispiel, dafür wie Selbstverwaltung von der Regier- 
und verstanden wird und wie eine Selbstverwaltung arbei- 
ten sollte, die durch die Belegschaft gewählt wird. 

wir selbst: In Teilen der Friedensbewegung, insbesondere 
denen, die orthodox-kommunistisch beeinflußt sind, wird 
häufig der Vorwurf erhoben, „Solidarnosc” sei vom CIA, 
also dem amerikanischen Geheimdienst finanziert und 
strebe im Grunde ja nichts anderes als ein kapitalistisches 
Wirtschaftssystem an? 
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... endete in den Internierungsla- 
gern: KZ Bialoleka bei Warschau 



Jerzy Gasior: Wir wissen, daß uns vorgeworfen wird, wir 
seien vom CIA finanziert, auch unser Büro in Bremen soll 
angeblich vom CIA finanziert werden. Wer solches behaup- 
tet, der soll doch beim Sozialamt in Bremen nachfragen. Es 
sei denn das Sozialamt sei vom CIA finanziert, dann ja, 
dann bin ich einverstanden. Die „Tribuna Ludu”, die 
Parteizeitung des ZK, schreibt sogar, wir hätten ein ameri- 
kanisches Einreisevisum liier für Bremen bekommen. In Wir- 
klichkeit sind wir bei der deutschen Ausländerbehörde ge- 
meldet. Zurück zur Frage. „Solidamosc” hat nie eine kapi- 
talistisches System gefordert. Ein Beweis dafür ist auch, daß 
„Solidarität” die führende Rolle der Partei anerkannt hat. 
„Solidamosc” und alle Arbeiter sind für Sozialismus. Aber 
Ihr müßt wissen, was wir unter Sozialismus verstehen. In 
Rußland, der UdSSR seit der Oktoberrevolution gab es 
noch keinen Sozialismus. Ebenso gab es in Polen noch kei- 
nen Sozialismus. In der Sowjetunion gab es keinen Kommu- 
nismus und in Polen gab es keinen Kommunismus. Was bis- 
her war, das war Tyrannei, das war roter Staatskapitalismus. 
Genau wie im Westen wurden im Osten die Arbeiter ausge- 
beutet. Die Arbeiter wurden sehr schlecht bezahlt. Der 
durchschnittliche Lohn eines polnischen Arbeiters beträgt 
zur Zeit 350,- DM. Ich bin sicher, daß kein deutscher Ar- 
beiter für 350,- DM arbeiten würde. Von Anfang an, vom 
ersten Tag des Streiks auf der Lenin-Werft in Danzig war 
klar: Sozialismus - ja, aber was bisher in Polen war - nein. 
Uns wurde unterstellt wir würden den Kleinbauern fördern. 
Die Sache ist nur die, daß 37 Jahre Parteiherrschaft in Po- 
len bewiesen haben, daß die Kleinbauern zwei- bis viermal 
soviel produzieren, wie die kollektivistischen Landwirt- 
schaftsbetriebe, obwohl die kollektivistischen Bauern Dün- 
ger und Maschinen in Hülle und Fülle bekommen und die 
Kleinbauern nicht. Aber die Kollektivbetriebe verschwen- 
den alles und dies liegt hauptsächlich an der schlechten Be- 
zahlung. Die Arbeit wird oberflächlicher gemacht. „Soli- 
darnosc” wollte zeigen, kollektivierte Landwirtschaft ist 
viel besser, aber man muß mit Vernunft dort arbeiten. 
Deshalb wurde auch die „Solidamosc der Bauern und Land- 
arbeiter” gegründet. Daraufhin zeigten sich auch Besser- 
ungen, aber dann kam der 13.12. dazwischen. 




Arbeiterführer Walesa 



wir selbst: ln welcher Situation befindet sich zur Zeit, 

Euer Vorsitzender Lech Walesa? 

Jerzy Gasior: Walesa war einige Wochen in der Nähe von 
Warschau interniert, jetzt befindet er sich in der Nähe der 
sowjetischen Grenze und zwar in Südostpolen. Er hatte die 
Vorstellung gehabt, daß die Gespräche zwischen ihm und 
der Regierung aufgenommen werden, die Regierung hat dies 
jedoch abgelehnt, weil auch die Landeskommission von 
„Solidarität”, der Primas von Polen und weitere Berater 
bei den Gesprächen anwesend sein sollten. Die Verlegung 
zur Grenze hat ein Regierungssprecher spöttisch kommen- 
tiert, dort werde er bessere Gelegenheit zum Besuch haben. 
Wohl von den Russen? 

wir selbst: Im Westen Europas und in vielen anderen Teilen 
der Welt erstarkt eine unabhängige Friedensbewegung, die 
anders als die prokommunistisch gelenkten „Friedensbe- 
wegungen” gleichermaßen für Abrüstung und Frieden in 
Ost und West eintritt. Gibt es auch in Polen Anzeichen 
für ein Übergreifen der Bewegung „Schwerter zu Pflug- 
scharen”, wie sie in der DDR im Entstehen begriffen ist? 

Jerzy Gasior: „Solidarität” hat in seinen programmatischen 
Zielsetzungen immer unterstrichen, daß sie gegen Atomwaf- 
fen und für Abrüstung eintritt. Bereits 1962 wurde von Sei- 
ten der polnischen Regierung eine atomwaffenfreie Zone 
gefordert, aber das war vor der Zeit, als die Russen das 
Atomheimnis wußten. Danach wurde Rapatski abglöst und 
die Bewegung gegen Atomtod aufgelöst. Dies war eine 
Weisung von den Russen. „ Solidarität" hat die Bewegung 
für eine atomwaffen freie Zone wieder aufgegriffen und 
tritt ein für Abrüstung, aber von beiden Seiten. Nicht für 
einseitige, und hier finden wir etwas komisches in der BRD. 
Hier wurden starke Proteste gegen amerikanische Atomwaf- 
fen laut, die noch gar nicht stationiert sind. Aber es gibt 
fast gar keine Demonstration gegen die SS 20, die schon ge- 
gen Städte in der BRD gerichtet sind. „Solidarität” übt 
Solidarität mit der Friedensbewegung in aller Welt. Aber ich 
bitte um Verständnis, daß wir näher den russischen Grenzen 
liegen, denn wir unterliegen schon seit über dreißig Jahren 
der russischen Herrschaft und wir beobachten , welche Ge- 
fahr von der UdSSR kommt. Aber auch von der zweiten 
Supermacht den USA kommt Gefahr. Wenn die Super- 
mächte sich den Krieg erklären, haben wir in Europa nichts 
mehr zu erwarten, als in der Luft zu sein. 

wir selbst: Vielen Dank für dieses Gespräch und weiterhin 
viel Erfolg im Kampf gegen die Militärdiktatur in Polen. 
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Nationalimus in Schottland 



Seit Jahrhunderten werden die keltischen Nationen der 
britischen Inseln (Iren, Schotten, Waliser, Körnen) als Min- 
derheiten unterdrückt. Nach ihrer gewaltsamen Eingliede- 
rung in das Vereinigte Königreich unternahm die Londoner 
Zentralregierung alles, um diese Völker in ihren Regionen 
auszuplündem und ihrer nationalen Identität zu entfrem- 
den. Der anachronistische, multinationale Etatismus des 
United Kingdom ist immer noch derselbe wie zu den Zei- 
ten, als das Empire noch existierte. Er stößt allerdings heute 
- fast eine Wiederholung der Situation in den Kolonien - im 



Inneren des britischen Staates auf wachsenden nationa- 
listischen Widerstand, der zumeist von nationalrevolutio- 
närem Selbstverständnis getragen wird. 

Wenn wir uns hier mit der Entwicklung in Schottland und 
mit dem Aufbruch des schottischen Nationalismus be- 
schäftigen, sind einige Bemerkungen über Geographie und 
Geschichte dieses Landes angebracht. 

Schottland gliedert sich in drei Teile : Die südlichen Uplands 
mit den ausgedehnte Moor- und Weidegebiete tragenden 
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Chevi.ot Hills mit ihren großen Schafherden und den nörd- 
licher liegenden Uplands (800-850 m hoch), von tiefen Tä- 
lern zerfurcht, von kleinen Moorseen und ausgedehnten 
Hochmooren bedeckt, die flachwelligen Lowlands zwischen 
Glasgow und Edinburgh, eine fruchtbare Landschaft mit 
der industriellen Ballung Glasgow und der politischen und 
geistig-kulturellen Hauptstadt Edinburgh; die landschaftlich 
reizvollen, menschenarmen, sturmumtosten, nebelverhan- 
genen Highlands, die sich mit einem scharfen Bruch zu den 
Lowlands, zum Atlantik und zur Nordsee senken. 

Nördlich davon liegen die Hebriden, die Orkney- und die 
Shetland-Inseln, die vor rund 1000 Jahren von den Wi- 
kingern besiedelt wurden und damit in ihrem Menschen- 
schlag vom festländischen Schottland abweichen. 

Die Grenze zwischen Schottland und dem südlich davon ge- 
legenen England scheidet nicht nur eine verschiedenartig 
verlaufene Geschichte, sondern auch eine andersartige Kul- 
tur. Obwohl Schottland vom Golfstrom bestrichen wird, 
reicht es als Wirtschaftslandschaft infolge seiner kärglichen 
Ausstattung nicht an England heran. 

Bevor Schottland im Zuge dynastischer Erbschaft mit Eng- 
land zu „Großbritannien” zusammengefaßt wurde, war es 
ein eigenes Königreich. Eine Eigenheit des historischen 
Schottlands ist das Clan-System, das seinen Ursprung in den 
Tiefen Tälern hatte, die von Bergen, Seen und fast un- 
passierbaren Wäldern voller Wölfe getrennt waren. Die Clans 
einigten sich nur, wenn vom Feind aus dem Süden - dem 
englischen König - bedroht waren; sonst lagen sie mitein- 
ander in mörderischen Fehden mit Dolch und Schwert oder 
in Religionsstreitigkeiten. 

Seit der normannischen Eroberung der britischen Inseln 
(1066) ist die schottische Geschichte voll von Kämpfen ums 
Überleben. Aber von dem Einfall Edwards I. (um 1290), 
der von William Wallace und Robert Bruce in blutigen 
Kämpfen mit wechselndem Erfolg abgewehrt wurde, bis 
1707 blieb Schottland selbstständig. William Wallace fiel 
durch den Verrat eines Landsmannes in die Hand der Eng- 
länder, wurde gehenkt und gevierteilt, und seine Körpertei- 
le wurden 1305 vor den Stadttoren von Newcastle, Stirling, 
Berwick und der alten schottischen Hauptstadt Perth aufge- 
spießt. 

Diese Brutalität verziehen die Schotten den Engländern bis 
heute nicht. 1306 nahm Bruce den Freiheitskampf von Wal- 
lace wieder auf, brach eine englische Grenzburg nach der 
anderen und „hämmerte sein Volk zu zähem Stahl zusam- 
men“, wie ein schottischer Historiker sich ausdrückte. 
Schottland hielt an seiner eigenen Ökonomie, an der alten 
Sprache und am Stammessystem fest. 

1707 jedoch wurde im schottischen Parlament der „Act of 
Union“ gebilligt, der aber nicht vom Volk unterstützt wur- 
de. Dadurch wurden England und Schottland „für alle Zei- 
ten in einem Königreich unter dem Namen Großbritannien 
vereinigt“. Die gegenseitige Abneigung blieb. 

Die altgälischen Gesellschaften waren bereits in agrarischer 
Zeit kollektiv organisiert auf der Basis des Clan-Eigentums 
an Grund und Boden. Erst der englische Imperialismus 
brachte mit dem aus der Normandie überlieferten Feudal- 
system und dem Kapitalismus fremde, individualistisch- 
egoistische und letztlich räuberische Gesellschafts- und 
Produktionsformen ins Land. 

Seit dem Wandel zur kommerziellen Gesellschaft ist Schott- 



land (wie Irland und Wales) arm und entrechtet geblieben. 
In den Augen Londons war die schottische Wirtschaft stets 
wichtiger als die Nöte des Volkes. Die Entstehung des Ka- 
pitalismus in Schottland führte zu brutalen Volksvertrei- 
bungen (den berüchtigten „clearances“). Zwischen 1811 
und 1820 wurden etwa 15 000 Menschen aus dem Binnen- 
land gezwungen, den riesigen importierten Schafherden 
Platz zu machen. Viele zogen in die Städte, in der Hoff- 
nung, dort Arbeit zu finden; die Männer wurden in die bri- 
tische Armee gepreßt (aus ihnen wurden die , .Highland 
Guards“ formiert). 

Im Jahre 1800 sprachen noch etwa 335 000 Menschen Gä- 
lisch (das schottische Keltisch); 300 000 verstanden über- 
haupt keine andere Sprache. Aber die brutale Vertreibung 
eines Großteils der ländlichen Bevölkerung aus den Tälern 
des Binnenlandes führte zugleich zum Niedergang der kel- 
tischen Sprache, die in entlegene Küstendörfer und auf die 
Inseln verdrängt wurde. Da die britische Kulturpolitik das 
Gälische in keiner Weise förderte, ging die Zahl der Schot- 
ten, die ihre eigene Muttersprache beherrschten, bis 1961 
auf 80 000 zurück (nicht mitgerechnet die 10 000 gälisch 
sprechenden Kanadier) 

Interessanterweise zeigt die letzte Volkszählung von 1971, 
daß 8 000 Menschen mehr Gälisch sprechen als 10 Jahre 
zuvor. Daß dieser Zuwachs gerade im englischsprachigen 
Gebiet Schottlands zu verzeichnen war, ist ein hoffnungs- 
volles Zeichen für die Renaissance eines unterdrückten Vol- 
kes. Der kräftige Eigenwille, der sich neuerdings in Schott- 
land regt, manifestiert sich zugleich in der Wiederbelebung 
des „schottischen Englisch“ (des Lallans), das literarische 
Tradition hat. 

Die Geschichte des modernen schottischen Nationalismus, 
in dem das historisch-traditionelle Moment und das Streben 
nach Sprach- bzw. Kulturautonomie mit handfesten, durch- 
aus berechtigten regionalen Wirtschaftsinteressen und ge- 
wichtigen politischen Motiven zusammenfällt, beginnt nach 
1 800. Damals erweckte der schottische Romancier Walter 
Scott in seinen zahllosen historischen Erzählungen das 
historische und kulturelle Bewußtsein seiner Landsleute zu 
kräftigem Leben. Gleichzeitig schuf sein Landsmann Robert 
Bruce die schottische Nationalhymne, die heute in Schott- 
land immer häufiger zu hören ist und die mit wachsender 
politischer Überzeugung und Inbrunst gesungen wird: 

„Schotten, die mit Wallace stritten, 

Schotten, die mit Brunce gelitten. 

Auf! Ins Heldengrab geschritten 

Oder in ein Morgenrot! 



Auf denn! In den Feindesleichen 
Muß die Tyrannei erbleichen; 
Freiheit wohnt in euren Streichen 

Sieg ist Lösung - oder Tod!“ 



1853 wurde die Nationale Vereinigung für die Verteidigung 
der schottischen Rechte gegründet, 1886 die Vereinigung 
für schottische Selbstbestimmung. Die bürgerlich-nationale 
Bewegung, die das alte Schottland neubeleben wollte, er- 
griff in Westminster (im britischen Parlament) verschiedene 
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Initiativen. Zwischen 1907 und 1927 wurden 11 Anträge, 
die eine größere Autonomie Schottlands zum Gegenstand 
von schottischen Parlamentariern gestellt. An der Situation 
Schottlands änderte das nur wenig, während sich zumindest 
der Süden Irlands gewaltsam befreien konnte. 

1928 wurde die Schottisch-Nationalistische Partei (SNP) ge- 
gründet, die für schottische Selbstbestimmung und völlige 
Unabhängigkeit eintrat. Nach dem Zweiten Weltkrieg, in 
dem Schottland für Großbritannien einen hohen Blutzoll 
entrichten mußte, gewann die SNP ein Parlamentsmandat, 
das sie aber bald wieder verlor. Erst 1967 gewann sie neuer- 
lich ein Mandat. Seitdem ist die nationale Befreiung in 
Schottland ganz legal auf dem Vormarsch; das schottische 
Volk versucht sich mit dem Stimmzettel aus dem Vielvöl- 
kerstaat Großbritannien zu lösen. Bei den Wahlen von 1974 
bekam die SNP bereits 30,4% aller schottischen Stimmen — 
eine beachtliche Leistung, wenn man bedenkt, welche 
Schwierigkeiten es macht, bei britischen Unterhaus wählen 
Kandidaten aufzustellen. 1) 

Gründe für das Vordringen der Schottisch-Nationalistischen 
Partei waren und sind genug vorhanden; 

- Die desolate Wirtschaft Großbritanniens bietet den 
Schotten keinerlei Anziehungskraft. Das Abwandem der 
größten Unternehmen (wie der Imperial Chemical In- 
dustries u.v.a.) auf den Kontinent drückte klar aus, daß 
für das „Anhängsel Englands im Norden“ kein Geld übrig 
war. Glasgow — früher bekannt für seine Schiffswerften, 
Textil- und Maschinenfabriken — gleicht heute einer ge- 
waltigen Ballung Arbeitsloser in halbverfallenen, 
schmutzigen Slums. 

- Die schottische Seele geriet ins Kochen, als Premiermi- 
nister Harold Wilson das Nordsee-Öl bis 1 990 als Garan- 
tie für Milliarden-Anleihen an seine bankrotte Wirtschaft 
an den Internationalen Währungsfonds, an den Iran und 
andere OPEC-Staaten verpfändete. „Das Nordsee-Öl ist 
Scottenöl!“ hallt es vom Firth of Clyde bis zum neuen 
Ölzentrum Aberdeen. „Wir lassen uns nicht von London 
unseren Reichtum stehlen!“ 

- Der offizielle Plan (Londons für eine Gesetzgebende Ver- 
sammlung und Administration (Devolution) ging den 



Schotten nicht weit genug. Als Antwort auf mehr oder 
weniger geschickte Ausreden für das Hinauszögem einer 
Regionalregierung in Edinburgh durch Labour Party und 
Tories 2) antworten die SNP-Führer: „Wir fordern totale 
Unabhängigkeit Schottlands von London! Schottland 
den Schotten, Schottlands öl für uns!“ 

Um der SNP den Wind aus den Segeln zu nehmen, gaben so- 
wohl die Konservativen als auch die Labour Party vor, für 
eine schottische Regionalregierung einzutreten, die ihren 
Sitz in Edinburgh haben und legislative Zuständigkeit in der 
Kommunalpolitik, im Sozial- und Gesundheitswesen, beim 
Wohnungsbau, Verkehr und beim Umweltschutz bekom- 
men sollte. Dem Parlament in Westminster sollten hingegen 
weiterhin alle Entscheidungen in zentralen Bereichen (Fi- 
nanz-, Außen-, Verteidigungs-, Europa- und Energiepolitik) 
Vorbehalten bleiben. Gemessen an den Bedürfnissen und 
Forderungen der Schotten konnte dieser Entwurf einer Ge- 
setzesautonomie für das Regionalparlament in Edinburgh 
nur als Ohrfeige für die Nationalisten verstanden werden — 
zumal auch in Zukunft alle in Schottland aufgebrachten 
Steuern und Wirtschaftserträge an die Londoner Finanzkas- 
se abgeliefert werden und der schottische Finanzetat von 
der britischen Regierung zugeteilt werden sollten. 




Ölhafen Aberdeen: „Der 
Funke des Nationalismus 
hat sich am öl entzün- 
det” 
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Es ist bezeichnend für die britische Politik und die groteske 
Empire-Ideologie des „patriotischen“ Establishments von 
Whitehall und Westminster, daß selbst diese oberflächlichen 
Reformpläne für eine Regionalisierung Großbritanniens 
1977 an der Opposition der Konservativen, Liberalen und 
eines orthodox-marxistischen Labour-Flügels scheiterte. Be- 
zeichnend, daß einmal mehr jene britischen „Patrioten“ 
siegten, die „das United Kingdom mit Zähnen und Klauen 
verteidigen wollen“ (der Oxford-Historiker Hugh Trevor- 
Roper), daß wieder einmal einer jener halbherzigen Ver- 
suche scheiterte, den jahrhundertealten Besatzungsstatus in 
Schottland zu erleichtern und dem Freiheitsrecht dieser 
keltischen Nation entgegenzukommen. 

Erneut sahen sich jene keltischen Nationalisten bestätigt, 
die in Plänen wie der Bill of Devolution lediglich wahltak- 
tische Manöver der englischen Parteien sehen und nur noch 
auf die eigene Kraft vertrauen. Denn die Erfahrungen eines 
vollen Jahrhunderts sind bitter: Wie oft hattendie Liberalen 
und dann die Sozialdemokraten Autonomie versprochen 
und daher mit keltischen Stimmen die Wahlen gewonnen, 
nur um dann die keltischen Forderungen schnöde abzuwei- 
sen! 

Noch 1974 kam eine Labour-Regierung durch Wilsons Ver- 
sprechen an die Schotten, deren Autonomiebegehren 
durchzusetzen, an die Macht. Nur deshalb wählten damals 
39 von 71 schottischen Wahlkreisen Labour-Abgeordnete, 
wobei die sozialistischen Stimmen von Groß-Glasgow (wo 
ein Drittel der 5,25 Millionen Schotten wohnt) den Aus- 
schlag gaben. Spätestens 1977 aber war endgültig deutlich, 
daß Freiheit und Selbstbestimmung für die Schotten nicht 
aus den faulen Schiebereien des Londoner Partei-Establish- 
ments zu erwarten ist. Die Quittung für ihre Unglaubwürdig- 
keit bekam die Labour Party bei den Kommunalwahlen 
vom Mai 1977. Damals verringerte sich die Zahl ihrer Kreis- 
tagssitze in Schottland von 416 auf 296, während die SNP 
sich von 71 auf 169 Sitze mehr als verdoppelte. 

Seit 1976 ist neben die nationale Einheitspartei SNP die 
neue Schottische Arbeiterpartei (SLP) getreten, die von 
dem schottischen Labour-Abgeordneten James Sillars und 
einer Gruppe seiner Anhänger gegründet wurde. Sie fordert 
ein selbstbestimmtes, sozialistisches Schottland, das seiner 
keltischen Identität bewußt ist. Wohl entstand die SLP als 
Abspaltung von der unionistischen (d.h. englisch-koloni- 
alistischen) Labour Party; da jedoch die SNP ihre sozialen 
Aufgaben nach Ansicht vieler Arbeiter nicht ernst genug 
nahm, wurde die SLP zgleich auch zu einer Konkurrenz für 
die Nationalpartei. Allerdings erhoffen sich die Sozialisten 
aus den Reihen der SLP weniger einen Kampf als vielmehr 
eine Zusammenarbeit mit der Nationalpartei; gemeinsames 
Ziel ist ein unabhängiges Schottland. 

Auf ihrem 1. Kongreß (Oktober 1976/Januar 1977) konsti- 
tuierte sich die SLP als nationalistische Alternative im Rah- 
men der Arbeiterbewegung. Versuche der Trotzkisten von 
der International Marxist Group, die SLP zu infiltrieren, 
wurden abgewiesen und die Infiltranten als „Agenten des 
englischen Imperialismus“ ausgestoßen. Trotzkistische At- 
tacken gegen den „keltischen Chauvinismus“ und „schotti- 
schen Rassismus“ konnten den SLP-Kongreß nicht daran 
lündem, sich einstimmig für die „sozialistische Unabhängig- 
keit Schottlands“ auszusprechen und folgende politische 
Aussagen zu verabschieden : 

- 200 Meilen Schottische Fischereizone: 

- völlige Vergesellschaftung der Ölindustrie und der damit 



verbundenen Industriezweige; 

- kommunales Eigentum an Schottlands Grund und Bo- 
den; 

- Nationalisierung der Banken, Versicherungen und Bauge- 
sellschaften; 

- Verteidigung der Frauenrechte und Gleichheit der Ge- 
schlechter, 

- kritische Stellungnahme gegen die schottische Mitglied- 
schaft in der EG; 

- Kampf gegen den Rassismus und flir ein vielrassiches 
Schottland; 

- Selbstbestimmung für alle Nationen in aller Welt; 

- offizieller Status für die schottisch-gälische Sprache. 3) 

Auf diese Herausforderung reagierte die Schottisch-Natio- 
nalistische Partei mit einem Ruck zum Sozialismus hin. In 
einem Sammelband aus dem Jahre 1976 (The Radical Ap- 
proach. Papers on an Independent Scotland), eingeleitet 
von der ehemaligen stellvertretenden SNP-Vorsitzenden 
Margo Mac Donald, bewies die SNP, daß auch in ihr radika- 
le und sozialistische Tendenzen vorhanden sind. In dem ge- 
nannten Buch erläutert Stephen Maxwell, daß es sich bei 
der Sozialdemokratie um ein bankrottes System handle, das 
von den schottischen Sozialisten weit überholt würde; 
„rechts“ und ..links“ sind für Maxwell keine sinnvollen Be- 
zeichnungen für den modernen Nationalismus. Die Sozialde- 
mokratie Europas - in Großbritannien ebenso wie in 
Deutschland - sei zu einem bürokratischen, zentralistischen 
System degeneriert, mit Bankiers und Gewerkschaftsbonzen 
an der Spitze und mit der Tendenz zu immer größeren, 
immer unübersichtlicheren, immer mehr dem Volk entzo- 
genen Verbänden (der sogenannten Euro-Bürokratie). Nur 
41% der schottischen Arbeiter sind heute bei schottischen 
Firmen tätitg. Die Alternative des schottischen Sozialismus 
immer unübersichtlicheren, immer mehr dem Volk entzo- 
genen Verbänden (der sogenannten Euro-Bürokratie). Nur 
41% der schottischen Arbeiter sind heute bei schottischen 
Firmen tätitg. Die Alternative des schottischen Sozialismus 
ist eine Kombination aus demokratisch kontrollierten staat- 
lichen Korporationen (beispielsweise ein Scottish Coal 
Board) und einer im Eigentum der Gemeinden und ihrer Ar- 
beiter befindlichen Industrie - schottische Arbeiterdemo- 
kralie von unten her! 

Isobel Lindsay betont in ihrem Beitrag, daß Nationalismus 
weder eine Verirrung noch ein einfaches Streben nach öko- 
nomischer Verbesserung sei, sondern ein neues Konzept für 
eine moderne Gesellschaft. Das wird am Beispiel der Öl- 
nutzung deutlich: Der dynamische nationalrevolutionäre 
Flügel der SNP will das Schottenöl weder dem privaten 
Kommerz überlassen (wie die Tories der Madame Thatcher) 
noch dem Staatszentralismus (wie die engische Sozialdemo- 
kratie); vielmehr soll es zur Stärkung der Kommunen und 
der örtlichen Identität dienen. 

Owen Dudley Edwards schließlich beweist an Hand der 
Landfrage, daß in der radikalen Dezentralisierung der Inbe- 
griff des Sozialismus liegt. Einen solchen Sozialismus könne 
es nur in einem befreiten Schottland geben. 

Die Verbindung von Keltentum und Sozialismus ist nicht 
neu. Obwohl in Schottland das Wahlspektrum immer beson- 
ders konservativ war. gab es hier schon vor dem Ersten 
Weltkrieg Tendenzen, Sozialismus und schottisches Natio- 
nalbewußtsein als eine Einheit zu sehen. Einer der Wortfüh- 
rer war John Maclean, der für ein unabhängigesund soziali- 
stisches Schottland eintrat. Sein Andenken und seine Aktu- 
alität wird heute von SNP und SLP gemeinsam in der John 
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Maclean Society bewußtgemacht. Ein weiterer herausragen- 
der schottischer Nationalist, Keir Hardy, betonte nach- 
drücklich, es könne keinen wahren Sozialismus in Schott- 
land geben, bevor das Land nicht unabhängig sei. 

Wir sehen also, daß die Sozialismus-Frage in der aktuellen 
parteipolitischen Auseinandersetzung in Schottland eine 
wichtige Rolle spielt. Die SNP verfügt gegenwärtig über ei- 
nen wertkonservativ-populistischen Flügel (der die Mehrheit 
repräsentiert), einen sozialdemokratischen und einen linken 
nationalrevolutionären Flügel; letzterer repräsentiert maß- 
gebend die kritische Jugend und die schottische Altema- 
tivbewegung (vergleichbar etwa der nonkonformen Szene in 
der BRD) und fordert eine verstärkte innerparteiliche Ide- 
ologiediskussion. 

Auf dem Parteitag der SNP in Dundee Anfang 1980 kam es 
zunächst zu einem Rechtsruck, indem die nationalrevolu- 
tionäre Sozialistin Margo Mac Donald als stellvertretender 
Parteivorsitzender von dem rechtsgerichteten Volksredner 
Douglas Henderson abgelöst wurde; Parteivorsitzender wur- 
de Cordon Wilson. Immerhin beschloß der Parteikongreß zu 
dem Motto „Unabhängigkeit“ - nichts weniger!“ zurück- 
zukehren 4) und die Initiativen gegen den Bau von Atom- 
kraftwerken verstärkt voranzutreiben . 

Aus jungen nationalrevolutionären Aktivisten bildete sich 
innerhalb der SNP ein Arbeitskreis, der die Aktivitäten des 
linken Flügels gegenüber den kleinbürgerlichen Fraktionen 
koordinieren konnte: die „79er Gruppe“. In seiner Selbst- 
darstellung heißt es: „Zu viele Mitglieder der SNP glauben, 
daß die Termine „rechts“ und „links“ für Schottland irrele- 
vant sind, weil die Labour- und Tory-Parteien irrelevant 
seien. Aber „links“ und „rechts“ bedeutet etwas für die 



schottischen Wähler. Die Wahlen 1979 zeigten es. 5) Viele 
Wähler sahen die SNP nicht als Alternative an, weil sie nicht 
wußten, welche Alternative die SNP darstellte. Die 79er 
Gruppe besteht aus Nationalisten, die die Unabhängigkeit 
Schottlands anstreben und die die Interessen der schotti- 
schen Arbeiterklasse wahmehmen wollen. Die 79er 
Gruppe steht auf der „linken“ Seite des politischen Spek- 
trums. Radikaler und konsequenter als manch andere Grup- 
pierung werden wir die Unabhängigkeit anstreben. Wir glau- 
ben, daß Wohlfahrt und Macht in Schottland gerecht ver- 
teilt werden muß. Ebenso bekämpfen wir Privilegien im Bil- 
dungs- und Gesundheitswesen. Wir glauben daran, daß die 
SNP sich zu einer „linken“ Alternative entwickeln muß und 
wird.“ 

In der Tat: Würde die vom internationalen Kapital abhäng- 
ige schottische Bourgeoisie die Parole „Los von London!“ 
verwirklichen, so würde diese „Unabhängigkeit“ nur wenig 
verändern. Die nationalrevolutionären Kräfte in der SNP 
und die Schottische Arbeiterpartei haben durchaus begrif- 
fen, daß in einem unabhängigen Schottland nicht allein der 
Union Jack durch eigene schottischen Farben ersetzt 
werden muß, sondern daß die staatlichen Strukturen des 
Landes auf einer völlig neuen Grundlage aufgebaut werden 
müssen. Ein sozialistisches Schottland ist nur auf der 
Grundlage tiefgreifender Strukturveränderungen im Sinne 
einer Demokratisierung denkbar. 

Auf der „Aberdeen Konferenz“ im Mai 1981 konnte der 
linke SNP-Flügel Terrain zurückgewinnen. Wortführer dieses 
Flügels ist der ehemalige Westminster-Abgeordnete James 
Sillars, dem es gelang, eine Reihe von progressiven Positio- 
nen in die Programmatik der Schottisch-Nationalistischen 
Partei einzubringen. Auch etliche Vorstandspositionen 
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Slums in Glasgow: Die staat- 
lichen Strukturen Schott- 
lands auf eine völlig neue 
Grundlage stellen. Für Un- 
abhängigkeit und Sozialis- 
mus. 



konnten von den Nationalrevolutionären besetzt werden. 

Mit diesem Linksruck stiegen auch die Popularitätswerte 
der schottischen Nationalisten bei Meinungsumfragen wie- 
der (auf etwa 22%), und die Labour Party wird in Schott- 
land von SNP-Kandidaten bereits heftig bedrängt. Nach ei- 
ner Zeit des Rückzugs in konservative, romantische Träu- 
mereien vollzieht sich gegenwärtig ein Wandel innerhalb der 
SNP. Langsam scheint die wichtigste schottische Partei ihre 
politische Krise und die Flügelkämpfe zu überwinden. 

Die am 1. März 1979 abgehaltene, verfassungsrechtlich 
nicht bindende Volksabstimmung über eine Teilautonomie 
für Schottland — die von der schottischen Bewegung als ein 
Schritt in Richtung Unabhängigkeit erhofft wurde - wurde 
zum Rückschlag für die nationalen Unabhängigkeitsbe- 
strebungen. Offensichtlich gibt es in Schottland noch genug 
einheimische Verräter, die das „historsiche Zusammenge- 
wachsensein mit Großbritannien“ akzeptiert haben. Jeden- 
falls wurde das Gesetz über die schottische Teilautonomie 
anulliert, was den Zorn der Schotten über das zentra- 
listische Königreich von neuem entfachte. 




Nationalrevolutionär Jim Sillars (Dritter von rechts): Die 
SNP auf den sozialistischen Kurs bringen. 



Kein Wunder, daß radikal-nationalistische Gruppierungen 
immer mehr von sich hören lassen. Bereits im Januar 1976 
richtete der „1320 Club“ eine Denkschrift an das Ministe- 
rium für schottische Angelegenheiten, in der festgestellt 
wurde, die Verweigerung einer echten Dezentralisierung 
Großbritanniens könnte auch in Schottland eine „nordiri- 
sche“ Situation schaffen. Die Schotten hätten in früheren 
Zeiten für ihre Unabhängigkeit gefochten, sie seien auch 
heute dazu imstande. 

Daß London tatsächlich mit einer „nordirischen“ Entwick- 
lung in Schottland rechnet, zeigen die Vorbereitungen der 
Regierung (die seit 1979 von der traditionsgemäß gegen Au- 
tonomie und Selbstbestimmung eingestellten Konservativen 
gestellt wird). In der früheren Kriegsakademie Sandhurst, 
in der früher die berüchtigte Kolonialtrupps ausgebildet 
wurde, um Inder, Araber und afrikanische Völker niederzu- 
halten, steht heute der Bürgerkrieg im Vordergrund, werden 
Engländer ausgebildet, nicht nur auf Iren in Ulster, sondern 
vielleicht auch bald auf Schotten in Schottland (und auf 
Waliser in Wales) zu schießen. 

Wie real solche Überlegungen in der Tat sind, beweist der 
Aufstand der Tartan-Army. 6) Allein 1975 führte diese radi- 
kale schottische Organisation ein halbes Dutzend Spreng- 
stoffanschläge durch, die sich vor allem gegen Symbole des 
englischen Sprachimperialismus (u.a. eine BBC-Station) 
und des Wirtschaftsimperialismus (Pipelines, Stromlei- 
tungen u. dgl.) richteten. Im September 1976 wurde die 
Tartan-Army zerschlagen, und 3 ihrer Mitglieder wurden 
wegen der Bombenanschläge und wegen illegalen Waffenbe- 
sitzes zu 5 Jahren Gefängnis verurteilt. 

Uber die Scottish Liberation Army, die seit den 60er Jahren 
operiert, ist noch wenig zu hören, trotz gelegentlicher De- 
monstrationssprengungen und Communiques. Wird es da- 
bei bleiben? Offensichtlich steht diese radikal-nationa- 
listische Organisation in Verbindung mit der Provisorischen 
IRA und mit der Free Wales Army. 

Es gibt noch weitere paramilitärische Gruppen, z.B. die 
Schottische Legion und die maoistische WPS. Im Oktober 
1980 wurden 7 linksgerichtete schottische Nationalisten 
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von einem Gericht in Glasgow zu Haftstrafen von 5-16 
Jahren verurteilt; man beschuldigte sie der Verschwörung 
zur gewalttätigen Durchsetzung der Ziele der Schottisch- 
Republikanischen Sozialistischen Liga. 

Angesichts des Nivellierungswerkes des keltenfeindlichen 
britischen Etatismus ergibt sich für die schottischen Natio- 
nalisten die Frage, wie und mit welchen Mitteln sie in Zu- 
kunft für ihre nationale Selbstbestimmung kämpfen wollen, 
ob legale Methoden Aussicht versprechen oder ob die Er- 
fahrungen des irischen Freiheitskampfes auch für Schott- 
land zutreffen. 

Die Solidarität deutscher Nationalrevolutionäre mit dem 
Willen des schottischen Volkes zur Unabhängigkeit bedeu- 
tet kein „antienglisches“ Ressentiment, sondern ergibt sich 
logisch aus ihrer konsequenten Forderung nach dem Selbst- 
bestimmungsrecht als Vorassetzung für ein Europa der Völ- 
ker. Sie richtet sich weder gegen die englische Identität 
noch gegen einen englischen Nationalismus, der auf dem 
Boden des Ethnopluralismus steht und sich daher auf das 
eigentliche England beschränkt. Was wir und die Völker der 
britischen Inseln verwerfen, ist jedoch die weltfremde 
Träumerei vom British Empire, deren sich das multinational 
kooperierende Großkapital bedient. 



1) Eine Zulassung zur Wahl ist mit enormen Abgaben an 
den Staat verbunden. 

2) Tories = Konservative 

3) ln diesem Programm zeigt lediglich noch das Konzept 
des „vielrassischen Schottland“ Überreste jener Alten 
Linken, die die Rolle der ethnischen Identität nicht 
klar erkennt und die Bedeutung der fremden Immigra- 
tion für die multinationale Kapitalstrategie nicht durch- 
schaut. Wer aber den Mut zum Sozialismus hat, sollte 
auch bedenken, daß die Entwurzelung der Arbeitsemi- 
granten zusammen mit dem Kapitalismus verschwinden 
muß. 

4) Es hatte auch Tendenzen gegeben, sich mit einer be- 
grenzten Autonomie Schottlands zufriedenzugeben und 
die Bindungen an das Königshaus beizubehalten (wie 
z.B. Kanada, Australien oder Neuseeland). 

5) 1979 konnte die SNP ihr Protestwahlergebnis von 1974 
nicht mehr halten ; seither stellen sie nur 2 (statt 11) Ab- 
geordneten in Westminster. 

6) Tartan - s.v.w. Kilt (der „Schottenrock“, an dessen 
Einfärbung sich die einzelnen Clans erkannten). 

Stefan Fadinger 



Brief Rainer Eppelmanns an Erich Honecker 
"Werter Herr Honecker, 

es ist fünf Minuten vor zwölf. Der selbstmörderische Rü- 
stungswettlauf der letzten Jahre hat die Gefahr einer 
atomaren Auseinandersetzung in Europa so groß wie nie 
zuvor werden lassen. 

Darum ist Pazifismus heute nicht mehr nur eine Mög- 
lichkeit der Politik, sondern angesichts der großen Ge- 
fahr totaler Vernichtung allen Lebens die einige Möglich- 
keit politischen Handelns. Politiker, die die militärische 
Auseinandersetzung miteinkalkulieren, planen Völkermord 
und Völkervernichtung, und handeln darum nicht im 
Interesse und Auftrag der Menschen. Als überzeugter 
Christ und Pazifist fordere ich Sie deshalb auf, mit allen 
Ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln dazu beizutragen, 
daß die drohende Vernichtung Europas unmöglich gemacht 
wird. Unterstützen Sie durch konkrete Maßnahmen den 
Wunsch der Völker nach Frieden. Geben Sie denen zu- 
sätzlich gewichtige Argumente an die Hand, die sich in den 
westeuropäischen Ländern für eine massierte Abrüstung 
einsetzen. Geben Sie den Regierungen in den NATO- 
Ländern die Gewißheit, daß Sie Abrüstung und den Frieden 
tatsächlich wollen. Nehmen Sie durch unverzüglich einge- 
leitete Maßnahmen den Völkern in Westeuropa das Miß- 
trauen. Lassen Sie Vertrauen zwischen den Völkern Euro- 
pas wachsen. Um dies zu erreichen, schlage ich Ihnen 
folgende vertrauensbildende Maßnahmen vor, die kein 
oder nur ein ganz geringes, von Ihnen auch noch einzu- 
kalkulierendes Risiko für die Sicherheit der DDR bein- 
halten: 

1. Verbot der Herstellung, des Verkaufs, des Besitzes 
und der Einfuhr von Kriegsspielzeug. 

2. Verbot der Verherrlichung des Soldatseins im Unter- 
richt. in Schulbüchern und in der außerschulischen Arbeit. 

3. Abschaffung der organisierten Besuche von Kinder- 
garten-Gruppen und Schulklassen in Kasernen. 

4. Abschaffung des Wehrunterrichts, der vormilitärischen 
Ausbildung in Schule und Berufsausbildung. 

5. Dafür Einführung des Fachs Friedens- und Lebens- 
kunde mit zum Beispiel folgenden Inhalten: Möglichkeiten 
der gewaltfreien Lösung von Konflikten, Fragen der Part- 



nerschaft zwischen Mann und Frau und des Zusammen- 
lebens in der Familie, Erziehungsfragen, Umweltschutz- 
rechtskunde und Einführung in die Psychologie. 

6. Abschaffung der finanziellen und beruflichen Bevor- 
zugung von Schülern, Lehrlingen und Studenten, die eine 
militärische Laufbahn einsch lagen wollen. 

7. Gleichzeitige Abschaffung der Benachteiligung für solche 
Schüler, Lehrlinge und Studenten, die keine militärische 
Laufbahn einschlagen. 

8. Volle Gleichberechtigung des Wehrersatzdienstes und 
Abschaffung der beruflichen Benachteiligungen für Bau- 
soldaten. 

9. Umwandlung des Wehrersatzdinestes in einen von der 
NVA unabhängigen Sozialdienst. 

10. Abschaffung der Bevorzugung für aus dem mehrjähr- 
igen Militärdienst Ausscheidende. 

11. Keine großangelegten Feiern von militärischen Ehren- 
garden und keine Präsentation von militärischem Material 
bei Volksfesten und ähnlichen, zum Beispiel beim ND- 
Pressefest, Blumenfest in Weißensee. 

12. Verzicht auf militärische Demonstration bei Staats- 
feiertagen und dem Besuch von Staatsoberhäuptern. 

13. Keine Differenzierung und Benachteiligung mehr für 
Schüler, Lehrlingen und Studenten, die pazifistische Über- 
zeugungen äußern. 

14. Treten Sie öffentlich für eine kernwaffenfreie Zone in 
Mitteleuropa ein. 

15. Treten Sie öffentlich für den Abzug aller ausländischen 
Truppen aus allen Ländern Europas ein. 

16. Treten Sie öffentlich für eine Entmilitarisierung beider 
deutscher Staaten ein. 

17. Treten Sie öffentlich für eine schrittweise totale Ab- 
rüstung ein. 

Es ist fünf Minuten vor zwölf, darum müssen wir etwas 
riskieren, müssen wir Vertrauen schaffen, müssen wir 
Menschen aufrichten, müssen wir dauerhaften Frieden 
stiften. 

Sollten Sie dazu beitragen können - danke. 

Hochachtungsvoll 

Rainer Eppe! mann " 
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Weltweiter Befreiungskampf 



FLANDERN 

Die flämische Friedensbewegung hatte gerufen, und etwa 
10.000 ihrer Anhänger waren gekommen, die mit Transpa- 
renten, weissen Fahnen und Musikinstrumenten an diesem 
schwülheißen Sonntagnachmittag die Antwerpener Innen- 
stadt bevölkerten. Als Warnung an die Adresse der bel- 
gischen Regierung und der Supermächte vor der Statio- 
nierung neuer Atomraketen in Europa wollten die Veran- 
stalter, das „Flämische Aktionskomitee gegen Atomwaf- 
fen” und das „Gesprächszentrum für den Frieden”, die 
Demonstration verstanden wissen, die am 6. Juni, wenige 
Tage vor der Bonner Großkundgebung, stattfand. 

“Veel moed en sukses”, viel Mut und Erfolg wünschte eine 
ältere Dame am Strassenrand einer Gruppe westflämischer 
Demonstrationsteilnehmer, die sie nach dem Weg zum Sint- 
Jans-Plein, einem der beiden vorgesehenen Sammelpunkte, 
gefragt hatten. Dort herrschte bereit! eine Stunde vor Ab- 
marsch eine jahrmarktsähnliche Atmosphäre. In einer 
Ecke hatten sich einige Dutzend Leute um eine Musikgrup- 
pe geschart und sangen Lieder von der Amsterdamer Frie- 
densdemonstration im letzten November. In der Mitte des 
Platzes war mit Seilen ein Geviert abgeteilt, in dem eine 
Straßentheatergruppe den Umstehenden den Atomtod pan- 
tomimisch vor Augen führte. 

Nach etwa halbstündigem Marsch durch die Innenstadt - 
„SS twintig, Persching twee - nee, nee, nee!” - vereinigten 
sich die beiden Demonstrationszüge am zentral gelegenen 
Groenplaats neben der Antwerpener Kathedrale. Auf de 
jetzt folgenden Schlusskundgebung ergriffen der Vorsitzen 
de des „Flämischen Aktionskomitees gegen Atomraketen“ 




ein Vertreter der Initiative „Mediziner gegen den Atomtod“ 
und ein wallonischer Pazifist das Wort. Für die musika- 
lische Untermalung sorgte mit kämpferischen Friedenstex- 
ten eine Rockgruppe aus dem holländischen Tilburg. Uber 
dem Platz flatterten hunderte weisser Fahnen, „nicht als 
Zeichen der Kapitulation“, wie einer der Redner erklärte, 
„sondern der Verhandlungsbereitschaft”. 



Unter den Demonstranten war politische Prominenz reich- 
lich vertreten, so der Vorsitzende der flämischen Sozia- 
listischen Partei, aber auch bekannte Gesichter aus der 
christdemokratischen CVP und der Volksunie. Anders als 
die deutsche Friedensbewegung, die sich bis heute fast aus- 
schließlich im ausserparlamentarischen Raum abspielt, hat 
die flämische einen erheblichen Einfluss auf die etablierten 
Parteien jeglicher Couleur. Dies, so erklärte einer der Organ- 
isatoren der Antwerpener Kundgebung während der an- 
schließenden Pressekonferenz, sei darauf zurückzuführen, 
daß sie nciht spontan entstanden, sondern über Jahre hin- 
weg kontinuierlich gewachsen sei. In der Tat marschierten 
schon Ende 1974 und Anfang 1975, als in Deutschland der 
Rüstungswettlauf noch kein Thema war, mehrere Demon- 
strationen mit bis zu 30.000 Teilnehmern in Brüssel auf, um 
gegen den Ankauf neuer Jagdflugzeuge für die belgische 
Luftwaffe zu protestieren. 200.000 Menschen, davon drei 
Viertel Flamen, demonstrierten, ebenfalls in Brüssel, am 25. 
Oktober letzten Jahres gegen die Atomrüstung - nach der 
deutschen Massenkundgebung in Bonn und vor der hollän- 
dischen in Amsterdam. Daß die Freidensbewegung in Flan- 
dern tiefe Wurzeln geschlagen hat, zeigt auch der über- 
raschende Erfolg der Kampagne zur Ausrufung kernwaffen- 
freier Zonen, die auch in Deutschland in den letzten Mona- 
ten ins Rollen gekommen ist. Bis Anfang Juni hat sich etwa 
ein Drittel aller flämischen Gemeinden durch Gemeinderats- 
beschluss für „atomwaffenfrei” erklärt und Stationierung 




Ijzer-Turm der Flamen: Alljährliche Friedensmanifestation 
der Flamen in Diksmuide, heute versuchen allerdings 
rechtsradikale Gruppen den Charakter der Veranstaltung zu 
verändern. 
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und Transport von Raketen auf ihrem Gebiet untersagt. Und 
wieder waren es nicht nur die Fraktionen der Sozialisten 
und der Volksunie, die solche Anträge einbrachten, sondern 
durchaus auch christdemokratische Ratsherren, die auf die- 
se Weise ihrer Friedenssehnsucht Ausdruck gaben. , Pro- 
zentual im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung”, meinte 
dann auch einer der Teilnehmer der Antwerpener Demon- 
stration, haben wir hier die stärkste Friedensbewegung in 
Europa”. 




Ein führender Vertreter der flämischen Friedensbewegung, 
auch Mitglied von ARBEID-VSB, erläutert auf der Presse- 
konferenz den Zusammenhang von flämischer Bewegung 
und dem Friedensgedanken. 

Das läßt sich zum Teil dadurch erklären, dass der Antimili- 
tarismus in der belgischen Mentalität eine lange Tradition 
hat und vor allem in der flämischen Bewegung, die auf ihr 
nationales Monument, den Ijzerturm in Diksmuide, die 
Worte „Nie wieder Krieg” in vier Sprachen schrieb, nach 
der Erfahrung des ersten Weltkrieges zeitweise eine ent- 
scheidende Rolle spielte. Es hat jedoch auch sicher etwas zu 
tun mit der christlichen Grundströmung, die das flä- 
mische Wesen immer noch in starkem Maaße prägt und die 
sich in den letzten zehn Jahren vor allem bei Jugendlichen 
vielfach in progressive Initiativen umgesetzt hat. (Winfried 
Dolderer) 



DEUTSCH-OSTBELGIEN 

Die „Partei der deutschsprachigen Belgier (PDB)” hat im 
Rat der deutschen Kulturgemeinschaft einen Antarg zu 
einer „geheimen Volksfragung im deutschen Sprachgebiet 
betreffend das Statut der verfassungsgemässig anerkannten 
deutschsprachigen Gemeinschaft” eingeleitet. In der Be- 
gründung zu dem Antrag heißt es u.a. „... bei der Frage- 
stellung soll zum Ausdruck kommen, ob das deutsche 
Sprachgebiet zu einer eigenen Provinz werden sollte in dem 
Sinne, daß der bestehende Rat der deutschen Kulturge- 
meinschaft die Befugnisse der Provinz ausübt und die 



Schaffung einer Provinz in sich die Bildung eines eigen- 
en Wahl- und Gerichtsbezirks für das deutsche Sprachgebiet 
beinhaltet”. 

ANDALUSIEN 

Ende Mai fanden in Andalusien Regionalwahlen statt, bei 
denen die .Partei der Sozialisten von Andalusien“ (PSA) 
5,4% der Stimmen und damit 3 Sitze im Regionalparlament 
von Sevilla gewann. Da diese andalusisch-nationalistische 
Partei, bei den allgemeinen Wahlen von 1979 viel besser ab- 
geschnitten hatte, trat ihr Gründer und Generalsekretär, Ro- 
jas Marcos (der schon unter der Franco-Diktatur in den Un- 
tergrund gegangen war), zurück. Er bleibt allerdings Abge- 
ordneter in Madrid, wo die PSA 5 Parlamentarier besitzt. - 
Im vorigen Herbst war es zu schweren internen Auseinan- 
dersetzungen in der PSA gekommen, und dies hatte die Par- 
tei in mehreren andalusischen Provinzen ihres Apparates 
weitgehend beraubt. Außerdem besitzt die PSA nicht die 
Mittel der großen gesamtspanischen Parteien, die in Andalu- 
sien ihren Prestigekrieg austrugen und unter dem Einsatz 
gewaltiger Summen um ihre künftige Position in Spanien 
rangen. 

In den 8 Provinzen der Region Andalusien (die mit 90 000 
Quadratkilometern genauso groß ist wie das Nachbarland 
Portugal) leben rund 6 Millionen Menschen, deren Identi- 
tät und Tradition stark von der jahrhundertelangen arabi- 
schen Herrschaft geprägt ist. Arbeitslosigkeit, Analphabe- 
tentum, Hunger und Emigration sind ihre schwersten Pro- 
bleme, zumal die Politiker der spanischen Metropole Anda- 
lusien stets eher ausgebeutet und ausgelaugt als ihm gehol- 
fen haben. Die Autonomieregierung, die nunmehr von der 
vom Reformismus zerfressenen PSOE (Mitglied der Soziali- 
stischen Internationale) gestellt wird, funktioniert nur als 
weiterer „Transmissionsriemen“ Madrids (neben der bis- 
herigen Verwaltung, den Banken, den Großgrundbesitzern 
und Industriellen mit ihren Verbindungen in der Metropo- 
le); sie vermag dem Land nicht wirklich zu dienen und zu 
helfen. 

Daher fordert die nationalistische PSA die „Befreiung An- 
dalusiens von der staatlichen Macht“. Die engagierten „An- 
dalucisten“ sehen die wichtigsten Probleme des Landes in 
der ökonomischen, politischen und kulturellen Unterent- 
wicklung, und sie werfen den zentralen Parteien mit Recht 
vor, sich nur in Wahlkampagnen um die Belange der größten 
Region Spaniens zu kümmern. Sie bezeichnen Andalusien 
als einen Teil der Dritten Welt, der sich in Zusammenarbeit 
mit deren Völkern (besonders mit dem arabischen) selbst 
helfen müsse. 

KOSSOVO 

In einer Resolution hat die FUEV-Jugendkommission eine 
Erklärung zur Lage im Kossovo abgeben, die auch von WIR 
SELBST unterstützt wird: „Ausgehend von der Tatsache, 
daß die Albaner eine der größten Nationalitäten in Jugo- 
slawien bilden, schlägt die FUEV-Jugendkommission der 
sozialistischen föderativen Republik Jugoslawien vor, daß 
die albanische Bevölkerung von Kossovo auf demokartische 
Weise selbst über ihr Schicksal entscheidet. Den Albanern 
soll der Unterricht in Albanisch durch albanische Lehrer 
auf allen Ausbildungsebenen zugesichert werden. Wäh- 
rend der Schulbildung soll die albanische Geschichte an- 
gemessen berücksichtigt werden. Die politischen Gefange- 
nen sollen unverzüglich freigelassen werden”. 
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IRLAND 



Kürzlich fand eine interessante Meinungsumfrage über 
die politische Haltung der Jugendlichen im Alter zwischen 
16 und 24 Jahren in den südlichen 26 Grafschaften der 
Republik Irland statt. Lediglich 21 bis 27 % der Jugend- 
lichen fanden die etablierten irischen Parteien „gut”, wo- 
bei die rechte Fine Gael Partei noch am besten abschnitt. 
Eine schlechte Meinung über die etablierten Parteien hat- 
ten fast 50 % der jungen Iren. Hier schnitt die „Labour- 
Party”, eine sozialdemokratisch-bürgerliche Partei am 
schlechtesten ab (49% hatten eine schlechte Meinung). 
Das Ansehen der kämpfenden revolutionären Parteien 
und Bewegungen ist deutlich besser: 51 % finden die 

nationalkommunistische, moskautreue ehemalige SINN 
FEIN (o) heute the „Workers Party” „gut”. Die natio- 
nalrevolutionären Gruppen SINN FEIN und IRA kom- 
men ebenfalls mit 36% bzw. 28% z.T. erheblich besser 
als die Erablierten weg. 40% der Jugendlichen beschei- 
nigen den Nationalrevolutionären sich „gut” bis „aus- 
gezeichnet” um die Belange der Jugendlichen zu küm- 
mern. Die Irisch-Republikanische Jugendbewegung , die 
Jugendorganisation der WIR SELBST-Partei, hat an die 
Mitglieder und die Mutterpartei appelliert, sich künf- 
tig noch stärker um die Jugendarbeitslosigkeit zu kümmern. 
Ziel sei, SINN FEIN zur populärsten Jugendorganisation zu 
machen noch vor den moskautreuen Kommunisten. 
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ENGLAND 

Nachdem es in Wales, Schottland und Irland und den ande- 
ren keltischen Nationen breite nationalrevolutionäre Strö- 
mungen innerhalb der un dogmatischen Linken gibt, so 
scheinen sich auch in England nationalrevolutionäre Per- 
spektiven im nonkonformen Bereich aufzutun. Beispiel 
hierfür ist die zweimonatlich erscheinende Zeitschrift 
„Chartist”. Die Gruppe um die Zeitschrift „Chartist” tritt 
ein für die Unabhängigkeit von Schottland, Wales und Eng- 
land, sowie für die innere Dezentralisierung Englands. Als 
Alternative wird der „Sozialismus der Region” angeführt, 
als Beispiel wird der „Lancasshire Sozialismus” gefeiert. 
Der nationale Unabhängigkeitsgedanke für England mündet 
dann ein inddie Forderung nach einem sozialistischen Re- 
gionalismus, der die Einheit Englands nicht in Frage stellt, 
aber eine innere Vielfalt wünscht und Basisdemokratie er- 
strebt. Insbesondere wird die Bedeutung der Kultur als 
sehr wichtig eingstuft (Every national liberation movement 
has recognised the importance of culture). 

AZANIA 

Der Vorsitzende des „Afrikanischen Nationalkongresses” 
(ANC), Oliver Zambu, erklärte Anfang Juli in Harare, der 
Hauptstadt Zimbabwes, daß die Befreiungstruppen Südafri- 
kas zum offenen Kampf gegen die Kriegsmaschinerie des 
Rassistenregimes in Pretoria übergegangen sind. Er versich- 
erte, daß die Befreiungsorganisation Südafrikas den Kampf 
im Einklang mit den Resolutionen der Staatschefs der afri- 
kanischen Frontstaaten gegen den rassistischen Feind inten- 
sivieren wird. 



FRANKREICH 

Der französische Kulturminister Jack Lang griff anläß- 
lich der Welt-Kultur-Konferenz der Unesco die multi- 
nationale Medienindustrie und die Vereinigten Staaten 
scharf an. Er erklärte, ein Land, das seine Macht miß- 
brauche, sei auf dem Weg zum Verfall. Einige mächtige 
Länder, die die Völker aufgerufen hätten, die Unter- 
drückung zu bekämpfen, schienen jetzt von keiner an- 
deren Ethik als vom Profit geleitet zu sein. „Kultur 
befindet sich nicht im Besitz einer Macht”, sagt Lang. 
„Laßt uns unsere Vorstellungen und unsere Energien 
befreien.” Es gebe einige Großmächte, die ihre Kultur 
und Gesetze anderen aufzwingen wollten. Lang erwähnte 
die weitgehend standardisierten Fernsehprogramme, die 
weltweit ausgestrahlt würden und die in gewisser Weise 
eine Form der Intervention in das Bewußtsein der Men- 
schen seien. In seiner mit viel Beifall aufgenommenen 
Rede meinte Lang außerdem, Kultur bedeute auch das 
Recht jedes Volkes, sein eigenes politisches System zu 
wählen. En nannte in diesem Zusammenhang Nicaragua und 
das Schicksal der Palästinenser. Ferner wies er darauf hi» 
daß die Wirtschaftskrise vor allem in den Köpfen der Men- 
schen stattfinde. Die kulturelle Kreativität könne der Mo- 
tor der wirtschaftlichen Wiederbelebung sein. Lang erklärte 
unter Hinweis auf die Überschwemmung der Märkte mit 
Produkten der Massenmedien, in vielen Ländern seien die 
Gesichter von US-Präsident Ronald Reagan und des sow- 
jetischen Präsidenten Leonid Breschnew besser bekannt als 
die der nächsten Nachbarn. Die Industrie der Massenpro- 
dukte habe eine standardisierte Musik, eine einheitliche 
Mode und eine einzige Art von Unterhaltung zum Ziel. 



Wörtlich sagte Lang: „Gegen diese Form des intellektuellen 
und finanziellen Imperialismus kämpfen wir”. Das intellek- 
tuelle Leben sei einem „multinationalen, finanziell domi- 
nierten System zum Opfer gefallen. Jedes Volk müsse die 
Quellen seiner Kultur wechselvoll gestalten und „Hörfunk 
und Fernsehketten entkolonialisieren”. Neue Technologien 
bestünden bereits, „aber wir müssen sie in den Griff be- 
kommen, ehe sie uns verschlingen”. 

GRIECHENLAND 

Auf einer Weltkulturkonferenz der Unesco in Mexiko hat 
die griechische Kultusministerin und Schauspielerin Melina 
Mercouri Ende Juli von Großbritannien die Rückgabe von 
Skulpturen aus dem Parthenon gefordert. Notfalls werde 
Griechenland die Rückgabe griechischer Kulturwerte auch 
gerichtlich verfechten. Auch beklagte Frau Mercouri die 




Melina Mercouri 



Beeinträchtigung nationaler Kulturwerte durch die an den 
USA orientierten internationalen Medien. Wörtlich sagte 
die griechische PASOK-Ministerin ; „Wir sind ein kleines 
Land, überflutet vom amerikanischen Kulturleben - Blue- 
jeans. Filmen, Musik, Spielen und den Namen von Bars so- 
wie Hotels.” Den nationalen Produkten sei nicht genug 
Raum gegeben, klagte sie vor den Unesco-Delegierten 
weiter. Hierfür erhielt sie den Beifall von über hundert 
Staaten. Eine von einer kleinen Minderheit kontrollierte 
Medienindustrie mache die Welt anfällig für „Konformismu 
und Standardisierung”, fuhr die Ministerin fort. 
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Mannigfaltigkeit statt Uniformität 
Balkanisierung für jedermann 



von Henning Eichberg und Kristian Kjaer Nielsen 

Veränderungen durchziehen Europa, für die die alten poli- 
tischen Kräfte keine Deutungsformeln mehr haben. 

1871 bestand Europa noch aus nur 21 Staaten, 1914 aus 30 
und nach 1945 schon aus 34. Eine Reihe weiterer Staaten 
(Litauen, Estland, Lettland, Ukraine, Georgien, Armenien, 
Kroatien, Slowakei) wurde militärisch ausradiert - aber kei- 
neswegs für alle Zeit. Neue politische Nationen zeichnen 
sich ab unter anderem in Kalsallit Nunaat (Grönland), 
Cymru (Wales), Alba (Schottland), Euzkadi (Baskenland), 
Bretagne und Flandern. Die Vielfalt auf der politischen 
Landkarte wächst. 

Im Mittelalter entstanden neben dem Lateinischen 27 volks- 
sprachige Schriftsprachen, ln der frühen Neuzeit kamen 1 1 
neue hinzu und im nationalen Erwachen des 18./19. Jahr- 
hunderts abermals 19. Heute können wir schon mit 60 
Schrift- und Nationalsprachen in Europa rechnen. Die Viel- 
falt der schriftlichen Kulturen wächst. 

Der Entfaltung von Verschiedenheit stehen aber andere 
Tendenzen entgegen: Zentralisation bestehender Machtstaa- 
ten, Kapitalkonzentration, ökonomische Integration über 
multinationale Konzerne und Wirtschaftsblöcke, militäri- 
sche Blockbildung, multinational. Bürokratisierung, Unter- 
drückung regionaler Sprachen und Kulturen durch Staats- 
gewalt oder Massenmedien, Uniformierung des Konsums 
und Standardisierung des Alltags. Die alten politischen 
Kräfte Europas in Ost und West befördern aktiv diesen Uni- 
formierungs- und Entfremdungsprozeß. Sie nennen ihn 
„Fortschritt“ und „Modernisierung“, „Rationalisierung“ 
und „Wachstum“. 

Aber werden diese Mächte den Prozeß der Vervielfältigung 
wirksam verhindern können? In nationalen, autonomisti- 
schen und regionalistischen Bewegungen erwacht die Iden- 
tität der Völker zu politischem Bewußtsein. Die Friedens- 
bewegung faßt die Abwehr gegen die Militärblöcke der bei- 
den Supermächte zusammen. Ökologischer Protest ent- 
zündet sich an alltäglicher Betroffenheit und mündet in eine 
grundsätzliche Kritik der Kapitalstrategien und der zentral- 
machtorientierten Apparate. In der Frauenbewegung zeich- 
nen sich Alternativen gegen die männlich-zentralistische 
Diktatur der großen Industrie ab. Es erscheint eine neue 
Kultur der Vielfalt. 

Die Vielfalt wird sich jedoch gegen die Mächte der Gleich- 
schaltung nur durchsetzen können, wenn es gelingt, eine 
Plattform für die unterschiedlichen Initiativen zu finden: 
eine Dezentrale der Begegnung und der Hilfe, des gegensei- 
tigen Lernens und der internationalen Solidarität. Worin be- 



stehen die Gemeinsamkeiten der Volksbewegungen in Euro- 
pa? 

1. Die Verwirklichung von Demokratie setzt die Selbstbe- 
stimmung der Völker voraus. Machtblöcke, das Herr- 
schaftssystem der Supermächte und die multinationalen 
Zentralstaaten mit ihrer inneren Kolonisierung verhindern 
diese demokratische Selbstverwirklichung. Gegen die richtet 
sich daher das Streben der Völker nach Abkoppelung: Ab- 
koppelung von den Militärallianzen der Supermächte, Ab- 
koppelung der Völker von den multinationalen Zwangs- 
staaten. Die nationale Frage ist auch heute antikolonial. — 
Ein international garantiertes Volksgruppenrecht und Ver- 
treibungsverbot muß die Selbstbestimmungsprozesse ab- 
siche m. 

2. Es gibt keine demokratische Selbstbestimmung ohne die 
Verfügung des Volkes über seine Ressourcen und Produk- 
tionsmittel. Multinationale Konzerne und Wirtschaftskar- 
telle wie die „Europäische Gemeinschaft“ und der Comme- 
con blockieren diese Selbstbestimmung. Mit ihrer Diktatur 
des Bruttosozialprodukts und der „internationalen Ar- 
beitsteilung“ erzeugen sie Monokulturen und lassen weite 
Landstriche veröden. Darum ist es an der Zeit, neue For- 
men genossenschaftlicher Produktion und demokratischer 
Verfügung über die ökonomischen Ressourcen zu entwik- 
keln. Die unkontrollierbaren großen Konzerne haben in ei- 
ner demokratischen Volkswirtschaft keinen Platz mehr. 

3. Die zentralistische Auspowerung der Regionen durch die 
Metropolen führt in die ökologische Katastrophe. Die Ide- 
ologie des Wachstums, der innere Kolonialismus und der 
Raubbau an der Natur bedingen einander. Was aber für eine 
Region notwendig und ökologisch erträglich ist, kann nur 
die Bevölkerung dieser Region selbst bestimmen. So verbin- 
den sich ökologisches Bewußtsein und die Selbstorganisa- 
tion in kleineren Einheiten, in überschaubaren Versorgungs- 
kreisen. 

4. Alle diese Selbstbestimmungsprozesse aber sind nicht re- 
alisierbar als abstrakte Veränderung von Landkarten oder 
als administrative Organisationsreform von oben her. Son- 
dern sie erwachsen aus einer Identitätsbildung von unten 
her, aus der kulturellen Identität der Völker und Regionen. 
Diese ist heute vielfach bedroht, durch zentralstaatliche 
Sprachunterdrückung, durch die Standardisierung der Schu- 
len, durch die subtile Gewalt der Massenmedien. Die Völker 
aber wollen bei sich selbst zuhause sein. Sie zeigen das mit 
ihren Dialekten und Liedern, mit ihren Traditionen und 
Bräuchen, mit ihren Festen und ihrer Alltagskultur. 

ln der Vielfalt liegt nicht nur der Reiz menschlicher Exi- 
stenz, sondern heute auch die einzige Chance des Überle- 
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bens. Wo die zentralistischen Apparate erstarren und in den 
Exterminismus, in die Auslöschung aller führen, da erwach- 
sen aus der Mannigfaltigkeit Beweglichkeit und Alternati- 
ven. Die Krise der Industriegesellschaft erfordert die klein- 
eren Einheiten, die Balkanisierung für jedermann. 

Obiger Text ist Teil der Plattform von „Europe of the roots”. 



Buchrezension 

Thomas Ziegler/Uwe Anton: „Zeit der Stasis“ 

Heyne Verl. 190 s. 4,80 DM 

Nachdem ein GAU in einem Kernkraftwerk am Niederrhein 
Zehntausende von Menschenleben gefordert hat und große 
Teile der BRD radioaktiv verseucht sind, gelingt es einer 
neofaschistischen Bewegung die Reste der Demokratie zu 
zerstören, jede Opposition zu zerschlagen und die Bevölke- 
rung durch Drogen im Trinkwasser und Nahrungsmitteln 
und mittels primitivater Unterhaltung in den Massenmedien 
einzulullen. 

Und doch organisiert sich der Widerstand. Linke, Gewerk- 
schalter, Intellektuelle, aus dem Untergrund heraus planen 
sie das Attentat gegen den Diktator Uebbert. 

Ihr Mann ist Richard Aming, der im Unterbewußtsein die 
Erinnerungen von fünf weiteren Menschen trägt. Das ist sei- 
ne einzige Chance die Folterungen des Staatskontroll- 
dienstes und die Stasiskammer zu überstehen 

Im „Necronomicon“ Nr. 5, der Beilage zur ausgezeichneten 
Horror-Filmzeitschrift „Vampir“ wütete ein gewisser Alfred 
Vejchar über die Unverschämtheit der beiden Autoren den 
Roman politisch-geographisch in der Bundesrepublik anzu- 
siedeln anstatt in der bösen DDR. 

Als ob es in der BRD keine Bedrohung durch neonazisti- 
schen Terror gäbe (man denke nur an München), als ob un- 
sere Atom-Mafia an die Sicherheit der Bevölkerung denken 
würde und nicht an ihre Profite. Anstatt sich inhaltlich mit 
dem Buch auseinanderzusetzen diffamiert Vejchar die Au- 
toren als „Angehörige politisch abseits stehender Gruppie- 
rungen“, In einer Gegendarstellung geben sich die Autoren 
als Wähler der größeren Regierungspartei zu erkennen, und 
lassen Vejchar. dessen üble Polemik man getrost niedriger 
hängen kann, glatt ins Leere laufen. 

Diese Bemerkungen sind deshalb relevant, damit jedem klar 
ist, aus welcher Ecke heute bereits gegen kritische SF-Lite- 
ratur geschossen wird. 

Gerade deswegen ist „Zeit der Stasis“ ein absolutes Muß 
für Grüne, Alternative, Nonkonformisten, AKW-Gegner und 
Freunde zeitkritischer SF-Romane. 

Werner Olles 



Sabre der Wal 

Seit Beginn des 18. Jahhunderts haben wir nahezu 500 
Tierarten vollständig ausgerottet, und wir sind gegenwärtig 
dabei diese Zahl auch drastisch zu erhöhen! Nashörner, Ti- 
ger, Wildpferde, Robben, Krokodile, zahlreiche Vogelarten 
und nicht zuletzt die Wale sind nur die eklatantesten Fälle 
von fast vollzogener oder in Gang befindlicher Ausrottung. 
Besonders durch das mutige Autreten der Greenpeace-Um- 
weltschützer und ihre Aktionen ist das öffentliche Bewußt- 
sein in den letzten Jahren zunehmend auf das grausame und 
sinnlose Abschlachten der Wale gerichtete worden, dieser 
größten und intelligentesten Tiere die je auf unserem Plane- 
ten gelebt haben. 

Seit über 20 Millionen Jahren durchpflügen sie die Weltme- 
ere, allein in diesem Jahrhundert sind über 2 Millionen Op- 
fer des kommerziellen Walfangs geworden. 

Das Buch von Jeremy Lucas ist ein weiterer Appell, die 
drohende totale Vernichtung der letzten Riesen der Ozeane 
endlich zu stoppen. 

Aus jeder Zeile spricht hier die Ergriffenheit und der Re- 
spekt vor der Großartigkeit und Schönheit diese Krea- 
turen. 

Die Geschichte einer Familie von Schwertwalen (Orcinus) 
ist zugleich auch die Geschichte des Walfangs und der gna- 
denlosen Jäger, der verzweifelten Flucht der schwimmen- 
den Giganten vor ihren Mördern, ihres Kampfes gegen die 
tosenden Elemente und das Eis der Arktis und nicht zuletzt 
auch die Geschichte ihrer Einsamkeit und Trauer in den 

Weltmeeren 

Hier schreibt jemand, dem man die Liebe zu diesen geheim- 
nisvollen Geschöpfen, von denen wir noch so wenig wissen, 
bedingungslos glauben darf. 

Und so ist „Sabre, der Wal“ mehr als nur eine Hommage an 
die bedrohte Kreatur, aber auch eine Erinnerung daran, daß 
wir die Erde mit anderen Lebewesen teilen und zugleich die 
Frage nach unserer Skrupellosigkeit, Ignoranz und Borniert- 
heit im Umgang mit der Natur und allen, was sie hervor- 
bringt. Erst wenn wir endlich Schluß damit machen, die 
ganze Erde mit unseren fragwürdigen Technologien und un- 
serer perversen Gier nach immer mehr Wachstum zu über- 
ziehen, dann werden wir auch in der Lage sein, die Wale 
nicht mehr als Lieferanten zur Produktion von Schuhcre- 
mes, Lippenstiften, Parfüms oder Tennisschlägerbespan- 
nungen zu sehen, sondern begreifen lernen, daß sie hochent- 
wickelte psychische und physische Fähigkeiten besitzen, 
ein ausgeprägtes Sozialleben führen, lernfähig, gutmütig, 
hilfsbereit und menschenfreundlich sind, trotz aller ihnen 
von uns angetanen Greuel, dann haben wir die vielleicht let- 
zte Chance zu ihrer Rettung noch nicht verspielt. Aber die 
Zeit drängt, und so ist „Sabre, der Wal“ ein hervorragender 
Beitrag, diese Erkenntnis hoffentlich bald zu erreichen. 

Man muß Jeremy Lucas „danke“ sagen für dieses wunder- 
schöne, spannende und notwendige Buch! 

Jeremy Lucas: „Sabre, der Wal“, Athenäum, 191 Seiten, 
24,- DM 

Werner Olles 
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Leben in in/tendbe/elzten Höu/ern 



Bernd Laurisch 



Bilder 

Ich sehe aus dem Fenster. Unten läuft eine Gruppe über den 
Hof — vielleicht eine Schulklasse — und betrachtet das alte 
Fabrikgebäude. Einer von uns erklärt, worum es sich hier 
handelt: Das Kerngehäuse, fast schon ein Vorzeigeobjekt 
der Berliner Instandbesetzerbewegung. Ich kenne das: er 
zählt bestimmt gerade die verschiedenen Gruppen auf, die 
hier leben und arbeiten, die Taxigenossenschaft, die Tisch- 
lerkollektive, Gesundheitsgruppe, Theatergruppe usw., die 
vor über einem Jahr dieses Fabrikgebäude besetzt haben. 
Mittlerweile haben wir schon viel repariert an dem Gebäu- 
de, das ursprünglich mal abgerissen werden sollte. Obwohl 
Verhandlungen über eine Legalisierung immer noch nicht 



wieder aufgenommen wurden, sind die meisten Etagen fer- 
tig ausgebaut; in ihnen wird gearbeitet und gewohnt. Das 
alles wird nun der Besuchergruppe unten im Hof erklärt 
und 

vor Augen geführt. Am Komposthaufen vorbei verschwin- 
den sie in der Tordurchfahrt. Nachher werden sie sicher 
noch die besetzten Wohnungen in den Wohnhäusern anse- 
hen, die vor dem Fabrikgebäude an der Cuvrystraße liegen. 
Dann werden sie darüber erstaunt sein, was man alles ma- 
chen kann aus diesen Häusern, die die Eigentümer abreißen 
lassen wollten. 



Dieses Bild versuchen wir immer wieder allen Besuchern zu 
vermitteln, und ihr Staunen bestätigt uns auch in der Rich- 
tigkeit dieses Vorgehens. Denn damit kämpfen wir gegen 
das immer noch weit verbreitete Bild der Instandbesetzer 
an, nach dem wir alle nur Chaoten und Faulenzer sind, de- 
nen es gar nicht um die besetzten Häuser geht sondern nur 
darum, Krawall zu machen. 

Aber auch dieses Bild, das wir da abgeben, ist nicht ganz 
richtig, die Idylle ist trügerisch. Es kann jederzeit wieder 
eine polizeiliche Durchsuchung stattfinden und die momen- 
tane Ruhe in der Stadt soll erstmal nur bis Ostern dauern 
(das ist mehr oder weniger klar zugesagt worden). Und es 
gibt genug Anzeichen dafür, daß es danach mit dem Frieden 
vorbei ist. So werden z.Zt. im Gebiet um den Chamissoplatz 
für 8 besetzte Häuserdie Modemisierungsgenehmigungen 
fertiggestellt, die eine polizeiliche Räumung fast automa- 
tisch nach sich zieht. (Die sogenannte Berliner Linie, an 
die sich auch der neue CDU-Senat hält, besagt, daß besetzte 
Häuser nur geräumt werden, wenn direkt danach mit den 
Bauarbeiten begonnen werden kann, also Planung, Finan- 
zierung und Bau- bzw. Abrißgenehmigung vorliegen.) Jeder, 
der in einem besetzten Haus lebt, ist sich dessen bewußt, 
daß er ganz schnell wieder auf der Straße stehen kann; 
schließlich ist das schon mehrmals passiert (zuletzt am 



22.9.81, als 8 Häuser gleichzeitg geräumt wurden. Bei den 
anschließenden Protestkundgebungen kam Klaus-Jürgen 
Rattay zu Tode). 

Dennoch geht die Arbeit in den Häusern weiter, teilweise in 
einem solchen Umfang, daß der Besucher vergißt, daß er 
sich in einem besetzten Haus befindet und daß diese wohn- 
lichen Räume irgendwann von Polizei und Bauarbeitertrup- 
ps wiederzerstört werden können, um das Haus für die Mo- 
dernisierung oder den Abriß reif zu machen. 



Eine neue Radikalität 

Hinter diesem Wohnen verbirgt sich eine neue Art der Radi- 
kalität. Bei diesem politischen Kampf kann man nach be- 
endeter Aktion nicht wieder nach Hause gehen, weil es 
dann vielleicht kein Zuhause mehr gibt. (Die meisten In- 
standbesetzer haben keine andere Wohnung: ich schätze 
den Anteil der Besetzer, die noch irgendwo ein Zimmer o.ä. 
haben, auf rund 5%. In den ersten Wochen einer neuen Be- 
setzung ist das oft noch anders, aber jeder kennt viele Leute 
ohne Wohnung, so daß das alte Zimmer eines Instandbeset- 
zers meist nicht lange leersteht.) 
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Diese Entschlossenheit jedes einzelnen — in diesem Haus zu 
wohnen und dafür zu kämpfen, weil man anderenfalls woh- 
nungslos ist - das macht die Stärke dieser Bewegung aus. 
Die Radikalität, mit der hier um Lebensräume gekämpft 
wird, ist gewachsen über viele Jahre, in denen vergeblich 
versucht wurde, Wohnungen zu finden. Da sind die Demüti- 
gungen, wenn man sich als „solventer Mieter“ verkleiden 
muß oder als frisch verlobtes Pärchen, und da sind auch die 
meist vergeblichen Kämpfe um Jugendheime und — treffs, 
in denen man nach eigenen Vorstellungen mit anderen zu- 
sammen etwas machen kann. 

Trotz der permanenten Bedrohung muß in den Häusern 
weiter gearbeitet werden, muß gelebt werden, und zwar ir- 
gendwie anders als bisher, in einer neuen Gruppe mit den 
unterschiedlichsten Leuten. Oft ist eine Hausgemeinschaft 
durch diverse Zufälle zustande gekommen. Da suchte 
irgendwer noch Leute, die mit ihm zusammen ein Haus be- 
setzen wollen. So lernten viele auf einem mehr oder weniger 
konspirativen Treffen ihre neue Wohngemeinschaft kennen, 
mit der sie dann schon wenige Tage oder Wochen später un- 
ter äußerst schwierigen Umständen in dem ersten renovier- 
ten Zimmer zusammen wohnten. 

Das erste halbe Jahr wohnt man zunächst noch auf einer 
Baustelle, zwischen Mörteleimern und Mauersteinen, Kreis- 
sägen und Farbeimem; alles ist voller Staub, elektrisches 
Licht im frisch gestrichenen Zimmer signalisiert das Ende 
dieser dieser ersten Phase, aber noch ist längst nicht alles 
fertig (Dach, Treppenhaus, Küche, Bad usw. kommen in der 
Regel erst danach an die Reihe). 

Jedem Instandbesetzer kommen immer wieder Zweifel an 



dem Sinn der vielen Arbeit in den Häusern, und man fragt 
sich, ob man sich nicht erst einmal relativ provisorisch ein- 
richten und dann die weitere politische Entwicklung abwar- 
ten sollte. Aber man kann in einem besetzten Haus nur ganz 
oder gar nicht wohnen, weil die Dauer des Provisoriums 
nicht abzusehen wäre. Und man möchte ja die neuen Wohn- 
möglichkeiten auch endlich ausprobieren und so leben, wie 
man wirklich will. Man sehnt sich nach einer wohnlichen 
Umgebung, nach einer Gemeinschaftsküche, nach einem ei- 
genen Zimmer. Also muß man das verwirklichen: alles auf 
eine Karte! Anders geht es nicht. 

Räume, in denen nicht nur gewohnt wird 

So, wie die unterschiedlichsten Wohnvorstellungen in den 
alten Häusern verwirklicht werden, so kommen auch noch 
andere, weitergehende Bedürfnisse zum Ausdruck. 

Am weitesten verbreitet ist das Cafe, eine Art eigene Eck- 
kneipe im besten Sinne. In den Erdgeschoßzonen der be- 
setzten Häuser bietet sich eine solche Nutzung geradezu an, 
zumal meistens Läden oder gar ehemalige Kneipen hier vor- 
handen sind. Diese Orte sind nicht nur der Treffpunkt der 
jeweiligen Besetzergruppe, sondern sind auch Anlaufstelle 
für alle Interessierten, insbesondere die aus der Nachbar- 
schaft. Aus diesem Gedanken heraus sind sie auch meist ge- 
plant worden, anstelle nüchterner Quartiersbüros, wie sie 
bei anderen Stadtteilgruppen oft zu finden sind. 

In einem Kreuzberger Fabrikgebäude haben die Instandbe- 
setzer ein Kulturzentrum eingerichtet, den KuKuCK 
(Kunst- und Kultur-Centrum Kreuzberg), in dem u.a. diver- 
se Musik- und Theatergruppen auftreten. Solche Veranstal- 
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tungen sind oft sehr gut besucht und ziehen eine breite Öf- 
fentlichkeit an. Dies ist eine sehr wichtige indirekte Öffent- 
lichkeitsarbeit, bei der viele Besucher zum ersten Mal ein in- 
standbesetztes Haus betreten. 

Innerhalb der Häuser gibt es dann oft noch gemeinsame 
Werkstätten, in denen nicht nur Fenster verglast werden 
und ähnliche, mit der Renovierung des Hauses zusammen- 
hängende Arbeiten ausgeführt werden, sondern auch Fahr- 
radreparatur u. dgl. stattfindet. In einigen Fällen erfüllen 
solche Werkstätten nicht nur diese Funktonen, sondern sol- 
len einmal die Grundlage des eigenen Broterwerbs werden 
oder sind es schon. Im eingangs schon erwähnten Kernge- 
häuse in der Cuvrystraße gibt es mehrere Tischlereikollekti- 
ve, von denen eines seine Mitglieder auch vollständig er- 
nährt. Würde die hier in Kreuzberg überall unterlassene In- 
standhaltung durchgesetzt werden, könnten noch dutzende 
solcher Tischlereien ihr Auskommen haben. Weiterhin exi- 
stiert hier eine Taxi-Genossenschaft (ein Zusammenschluß 
mehrerer schon lange bestehender einzelner Kollektive) 
mit einer eigenen Werkstatt, eine Sprachenschule, die Kurse 
in Italienisch, Französisch, Spanisch und demnächst auch 
Deutsch für Ausländer anbietet, eine Gesundheitsgruppe 
mit Massagegruppen und Atemtherapiekursen, sowie ein 
Theater. All diese Gruppen leben von dieser Arbeit und zah- 
len die Quadratmetermiete an die gemeinsame Kasse, aus 
der Heizung und Instandhaltung bezahlt werden. 

Selbsthilfe und Solidarität 

Die Organisation dieser Bauarbeiten in den besetzten Häu- 
sern geschieht bewußt ohne die ansonsten exzessive Aus- 
nutzung von technischen Möglichkeiten. Es wird vielmehr 
eine Selbsthilfe praktiziert, die selbstbestimmt ist und in ei- 
nem übersichtlichen Umfang und mit einer leicht verständ- 
lichen Technik durchgeführt wird. Die oben beschriebenen 
Kollektive, insbesondere die Handwerkerkollektive, verfol- 
gen auf anderer Ebene die gleiche Zielsetzung. Besondere 
Bedeutung hat dabei die Benutzung alter Bauteile und -Stof- 
fe aus Abrißhäusem, wie z.B. Fenster, Türen, Deckenbal- 




Das können die uns doch nicht einfach wegnehmen 

„Das können die uns doch einfach nicht wieder wegneh- 
men” 

ken etc. Das geschieht sicher auch zum Teil aus dem Sach- 
zwang heraus, daß wenig Geld da ist, oder es geschieht an- 
fangs auch nur aus diesem Grund, wird dann aber bald zu 
einem konzeptionellen Grundgedanken: einer Absage an 
diese Verschwendungsgesellschaft. Es werden Arbeitsabläu- 
fe geschaffen, die in der Gruppe und auch von Nicht-Fach- 
leuten geleistet werden können. 



Selbsthilferenovierung: Gearbei- 
tet wird im Kollektiv 
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Die manchmal doch unumgängliche fachliche Beratung und 
Anleitung muß auch selbst organisiert werden. Bei Wand- 
durchbrüchen und anderen Reparaturen, die die Substanz 
des Hauses betreffen, werden befreundete Statiker und 
Architekten zu Rate gezogen: Handwerker springen mit 
ihrem know-how ein, wenn die Leute im besetzten Haus 
mit einer Arbeit alleine nicht zurecht kommen (wie z.B. 
beim Dachdecken und bei Klempnerarbeiten). Hier wirkt 
sich die breite Sympathie für die Instandbesetzer ganz prak- 
tisch aus! 

Dabei wird dann immer auf die Erfahrungen in anderen be- 
setzten Häusern zurückgegriffen, wo bestimmte Arbeiten 
schonmal gemacht wurden. Es besteht ein reger Informa- 
tionsaustausch über die bewältigten oder noch zu bewälti- 
genden baulichen Probleme: Adressen von Beratern und 
Unterstützem werden ausgetauscht (die sind natürlich recht 
bald überlastet): Werkzeug wird ausgeliehen oder es kom- 
men andere Besetzer zum Helfen vorbei. Es findet also in 
begrenztem Umfang ein kollektiver Lernprozeß statt. Die 
nötigen finanziellen Mittel werden - die Gelder vom Netz- 
werk reichen da bei weitem nicht aus - über Spendenaktio- 
nen und vom eigenen Geld aufgebracht. (Ich schätze die 
Summe der eigenen Mittel, die jeder Instandbesetzer im 
Lauf der Zeit in seine neue Wohnung investiert, auf 300 bis 
500 DM.) „Staatsknete“ jedoch wird von vielen besetzten 
Häusern abgelehnt: man will nicht in die üblichen Instand- 
setzungs- und Modernisierungsprogramme aufgenommen 
werden, wo mit einem Schlag ungeheure Summen verbaut 
werden. Der ganze Vorgang erscheint auch zu undurchsich- 
tig, man kann aufgrund der bisherigen Erfahrung mit Mo- 
dernisierung weder den Finanzierem noch den Baufirmen 
trauen und will solche Leute nicht an das eigene Haus 
heranlassen, in dem man mit den eigenen bescheideneren 
Mitteln schon viel erreicht hat. 




Alltag 

ln diesem Klima der Unsicherheit, der Selbstzweifel, schlägt 
sich der Streß der Bauarbeiten und der politischen Arbeit 
auf die persönlichen Beziehungen nieder. Eine Selbstreflek- 
tion, eine Besinnung darauf, was man da eigentlich macht, 
ist nur selten möglich. Alle Diskussionen sind von den aktu- 
ellen Situationen bestimmt, manchmal gar diktiert. Denn 
neben der Reaktion auf neue politische Ereignisse ist immer 
noch mehr zu reparieren, als man je schaffen kann, steht 
wieder der Winter vor der Tür, die Öfen ziehen nicht, usw. 

Die letzte Zeit vor der Instandbesetzerbewegung war u.a. 
davon geprägt, daß viele Linke (bzw. ehemalige Linke) die 
Flucht aufs Land und besonders in die Innerlichkeit ange- 
treten hatten. Zumindest wurde kritisiert, daß zu wenig Po- 
litik und zuviel Psychologie und Nabelschau betrieben wur- 
de. Das hat sich jetzt wieder völlig ins Gegenteil verkehrt: 
die alltäglichen Sachzwänge haben die Selbstreflektion zu- 
rückgedrängt. 

In den Wohngruppen und Hausdiskussionen dominiert die 
Diskussion um politische Ereignisse und das eigene Verhal- 
ten dazu. Daneben nimmt die Fachsimpelei über anstehende 
Reparaturen. Materialbeschaffung usw. einen großen Raum 
ein. Die persönlichen Belange der einzelnen Besetzer kom- 
men da nur am Rande zur Sprache, die Konflikte innerhalb 
der Gruppe werden oft verdrängt. Gerade sie treten dann 
aber in Zeiten relativer Ruhe (es liegen keine Räumungen in 
der Luft und auch keine Durchsuchungen) besonders stark 
hervor. In diesen politischen Ruhepausen ist in fast allen 
Häusern dasselbe zu beobachten: man redet über sich selbst, 
längst überfällige persönliche Diskussionen finden endlich 
statt. Es ist fast schon überraschend, mit welcher Gesetz- 
mäßigkeit dieses Phänomen in den besetzten Häusern zu be- 
obachten ist. 

Beim genaueren Hinsehen überascht das jedoch nicht sehr. 
Denn das Leben in diesen Häusern beinhaltet ja auch enor- 
me Ansprüche an die eigene Person. Leute aus einer 1-Zim- 
mer-Wohnung wollen plötzlich mit 20 anderen Leuten in 
einer Gemeinschaft leben. Es gibt auch Häuser mit ehemali- 
gen Strafgefangenen und mit ehemaligen Drogenabhäng- 
igen. In der Regel kommen die, die früher Drogen genom- 
men haben (welche auch immer), in den besetzten Häusern 
davon weg. Und das ist eine enorme Leistung der betreffen- 
den Hausgemeinschaft, die zu den diversen Bauarbeiten und 
der politischen Verteidigung des Hauses noch hinzukommt. 

Architektur 

Die Versuche, anders miteinander zu leben, stoßen in den 
alten Häusern recht bald an bauliche Grenzen. Im typischen 
Berliner Mietshaus gibt es in den Vorderhäusern manchmal 
noch 3- oder 4-Zimmer- Wohnungen, aber im Seitenflügel 
und im Hinterhaus befinden sich fast nur kleine Woh- 
nungen, aber im Seitenflügel und im Hinterhaus befinden 
sich fast nur kleine Wohnungen, die alten Arbeiterwoh- 
nungen der Jahrhundertwende, mit Stube und Küche, in 
denen dann früher jeweils zwei Familien lebten. Der niedri- 
ge Standard — Klo aut der Treppe — und die beengenden 
Grundrisse lassen diese Häuser denkbar ungünstig erschei- 
nen für das Wohnen in einer oder mehreren großen Gemein- 
schaften. 

Andererseits haben diese Häuser aber gegenüber den heuti- 
gen Neubauten den entscheidenden Vorteil, daß sie klein- 
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teilig in handwerklicher Arbeit errichtet wurden. Keine un- 
durchdringlichen Betonplatten sondernMauerwerk und 
Holzbalkendecken trennen die Räume voneinander. Mit 
etwas statischem Sachverstand lassen sich deshalb im Prin- 
zip alle nur denkbaren Raumkombinationen herstellen. 

Die Planung dazu findet vor Ort statt, manchmal noch wäh- 
rend des Ausbaus. Die künftigen Nutzer diskutieren mit 
dem Zollstock in der Hand über das zukünftige Wohnen. 
Das schließt immer die inhaltliche Diskussion über die 
Wohnidee des einzelnen mit ein; die Diskussion über Räume 
ist so immer auch eine Diskussion über Bedürfnisse. Die 
gruppendynamischen Prozesse dauern oft viel länger als 
deren bauliche Umsetzung. So wurde z.B. in einem Haus 
1/2 Jahr darüber geredet, ob alle Besetzer in einer großen 
Häusergemeinschaft leben wollen oder ob man das ganze 
Haus in einzelne Wohngemeinschaften aufteilen soll. Diese 
Diskussion wurde natürlich mit sehr unterschiedlicher In- 
tensität geführt; in Zeiten vieler Außenaktivitäten — von der 
politischen Situation bedingt - wurde kaum darüber gere- 
det. Es kam ein Kompromiß heraus: In zwei Etagen richtet 
sich jetzt eine Hausgemeinschaft ein, und der Rest wird für 
kleine Gruppen aufgeteilt. Die entsprechenden Bauarbeiten 
haben schon begonnen und dürften in wenigen Wochen fer- 
tig sein . . . Das architektonische Konzept ist „organisch“, 
spiegelt den Prozeß innerhalb der Besetzergruppe wider, 
denn es ziehen immer wicderLeute um, Bedürfnisse verän- 
dern sich im Laufe der Zeit, und durch die Gespräche un- 
tereinander. Diese Prozesse drücken sich dann auch im 
Haus aus: wer mit wem, wohin der Durchbruch, welche 
Tür wieder zu, wohin mit der Küche usw. 



Anstelle eines üblichen Planungsprozesses (auch eines sol- 
chen, wo die Betroffenen mit einbezogen und gefragt wer- 
den) wird hier ein adäquater Ausdruck der Bedürfnisse ge- 
sucht und gefunden. Das Finden dauert etwas länger, haut 
nie ganz hin. Das Bauliche ist dazu zu träge, kann nicht 
Schritt halten. So muß umgekehrt auch immer überlegt wer- 
den, wie die Bedürfnisse sich im dem Vorgefundenen reali- 
sieren lassen. Es ist ein Kompromiß, den die Menschen mit 
dem Baulichen machen müssen. Es wird experimentiert; 
denn natürlich wird nicht auf Anhieb die richtige Lösung 
gefunden. Da muß man ausprobieren, wie diese und jene 
Idee in der Realität aussieht, wie man drin leben kann. 
Architektur wird erst gelernt. 

Diese Haltung erzeugt eine neue Beziehung zu den Häusern, 
ein genaues Verständnis der Funktionen der einzelnen Bau- 
teile und damit auch der Instandhaltung und Pflege des 
Hauses. Die Besetzergruppe hat es sich angeeignet, indem 
sie sich in die Lage gebracht hat, das Haus ganz selbständig 
zu erhalten. Und diese Autonomie der Bewohnergruppe in 
bezug auf das eigene Haus ist für sie die Basis für eine ande- 
re Zukunft. Für eine Zukunft ohne technokratische und bü- 
rokratische Durchstrukturierung des Alltags bis hin zur vor- 
gefertigten Wohnzimmer-Einrichtung, nämlich für eine Zu- 
kunft, die von den Menschen wieder selbst in die Hand ge- 
nommen werden kann. Zukunft zum Anlässen. 
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Heimat Ostfriesland 

der kulturelle Niedergang einer Region 



Historisch gesehen macht nur ein kleiner Teil der Halbinsel 
zwischen Dollar und Jadebusen das eigentliche Ostfriesland 
aus, das alte Fürstentum, dessen Herrschaft anno 1744 
Friedrich der II. von Preußen aufgrund von Erbschaftsver- 
trägen übernahm. Historisch genaugenommen, dürfte man 
auch nur von sechs ostfriesischen Inseln sprechen. Die sieb 
te, ganz im Osten gelegene Insel Wangerooge, gehört seit 
eh und je zum Jeverland, dem späteren oldenburgjschen 
Kreis Friesland. 

Die Ostfriesen wurden von Emst Moritz Arndt so charak- 
terisiert: ..Eigen ist ihnen, daß sie mit großer Eifersucht und 



dichter Geschlossenheit ihre Sitte, Art und Weise gegen 
fremden Eindrang zu verteidigen suchen. Durch diese Ge- 
schlossenheit in sich und die Abgeschlossenheit und Ver- 
schlossenheit gegen alles Fremde widerfährt den Friesen 
wohl, daß die Fremden sie nicht bloß für stolz, stan und 
eigensinnig, sondern gar für dumm und beschränkt halten. 
Doch darüber können sie sich trösten, denn gar viele 
tüchtige und tapfere Männer (und die Frauen?) sind aus 
ihnen hervorgegangen”. 

Bedingt durch die sich verschärfende Industrialisierung Ost- 
frieslands verschwinden mehr und mehr die kulturellen 



Ostfriesland, früher inbegriff ländlicher Idylle, ist heute 
nicht nur Spielball der skrupellosen Wirtschaftspolitik der 
fernen hannoverschen Landesregierung, sondern auch 
Schauplatz einer gaunerhaft-schleichenden, aber um so 
gefährlicheren Umweltzerstörung. Tausende von ölver- 
seuchten Vögeln werden seit Jahren immer wieder an die 
Küsten und Strände angeschwemmt. Immer öfter fangen 
die Fischer tumorverseuchte Fische. Im Zeitalter von 
Automation und Rohstoffverkanappung setzen die Politiker 
in Ostfriesland immer noch auf das alte Konzept: großer 
Hafen, Autobahnen und Großbetriebe, statt endlich neue 
Wege einer Produktion zu unterstützen, die eine saubere 
Umwelt und die Befriedigung menschlicher Bedürfnisse zum 
Ziel hat. 

Die Nationalrevolutionäre setzen gegen die verhängnisvolle 
Politik der kapitalistischen Gesellschaftsordnung eine basis- 
demokratische Perspektive, die in Leer bereits Tradition 
hat. Die Demokratie von unten inspiriert von dem national- 
revolutionären Modell Arthur Mahrauns konnte bereits in 
dieser ostfriesischen Stadt nach dem Kriege für kurze Zeit 



verwirklicht werden, bevor auch dort die „Repräsentations- 
demokratie” zum Zuge kam. 

In jedem Fall liegt es an uns allen gemeinsam, ob wir die 
Zukunft Technokraten überlassen oder sie selbst in die 
Hand nehmen. In Ostfriesland und anderswo. 

Sitten und Gebräuche. Das Gesicht der Region verändert 
sich. Ganze Dörfer werden abgerissen; alte Strukturen ver- 
schwinden zwischen Freizeitpark und Neubausiedlung. Die 
Lebensqualtität sinkt. Auch die sprachliche Situation zeigt 
Tendenzen der wachsenden Nivellierung. So wird die platt- 
dütsche Umgangssprache mehr und mehr durch ein ver- 
amerikanisiertes Hochdeutsch ersetzt. Die friesische Spra- 
che, lediglich noch im Saterland, einem kleinen Landstrich 
inmitten Ostfrieslands, vorkommend befindet sich ebenfalls 
auf dem Rückzug. Der „Selter Bund” eine friesische 
Kulturvereinigung beschäftigt sich vor allem mit der Er- 
haltung und Verbreitung dieser friesischen, saterländischen 
Sprache. Des weiteren widmet sich die Heimatvereinigung 
auch der Ortsverschönerung, dem Umwelt- und Denkmal- 
schutz und ähnlichen Aufgaben. Eine Sprachengruppe hat 
man in Ramsloh gegründet. Diese Arbeitsgemeinschaft wird 
von zwei Lehrpersonen geleitet. Zur Zeit lernen 40 Per- 
sonen die friesische Sprache, etwas bescheiden, aber für die 
Zukunft dennoch sehr wichtig. 

Neben der Verfremdung des Deutschen und dem Nieder- 
gang des Friesischen verschwinden auch die kulturellen 
Strukturen der Region. Die ökologische Situation des 
Landes ist bedrohlich: Uralte Windmühlen werden durch 
moderne Technologien ersetzt. Gutes 1 rinkwasser wird an 
die Industrie verkauft. Versalzung und Grundwasserab- 
senkung drohen, öl aus Tankern liegt vor der Küste. Abgase 
dringen aus Holland ein. Die deutsche Bucht wird zum 
ökologischen Krankenrevier. 

Ein bedrückendes Problem für Ostfriesland ist die verbreite- 
te Arbeitslosigkeit. Ostfriesland gehört zu den „unterwick- 
elten, strukturschwachen” Regionen der BRD. Arbeitslo- 
senzahlen zwischen 15 und 20 % je nach Bezirk sprechen 
eine deutliche Sprache. Besonders hier fehlen der Jugend 
zu oft die Perspektiven. Kaum jemand hat eine Chance auf 
eine vernünftige Ausbildung. Um eine Lehrstelle bemühen 
sich manchmal bis zu 70 Berwerber. Wenige Zweigbetriebe 
der Großkonzeme bestimmen die Lage auf den Arbeitsmär- 
kten in den Zentren Leer, Emden und Wilhelmshaven. Ge- 
raten diese in die Krise, wie die Olympiawerke in Leer und 
Wilhelmshaven, so wird das Wohlergehen zur Schicksalsfra- 
ge der ganzen Region. Die Bilanz der kapitalitischen Wirt- 
schaftsstruktur wird klar. Die Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen werden tiefgreifend und dauerhaft zerstört. In den 
Zentren ballen sich die wenigen Arbeitsplätze bei den 
Chemie- und Energieindustrien zusammen. Die Arbeits- 
plätze sind nur durch Pendelverkehr zu erreichen. Klein- 
industrien auf dem Lande gehen ein, Dörfer entvölkern 
sich, Arbeitsmöglichkeiten in den ländlichen Gebieten ver- 
schwinden mehr und mehr. Dabei wäre es ohne weiteres 
möglich, ausgehend von einer gesellschaftspolitischen 
Alternative und anknüpfend an die gewachsenen Struk- 
turen Arbeitsplätze zu schaffen, zum Beispiel durch: 
Erhaltung und Förderung von demokratisierten Mittelbe- 
trieben, die für den regionalen Bedarf produzieren, Unter- 
stützung handwerklicher Produktion von ressourcenspa- 
renden Energietechnologien (Sonnenkollektoren, Biogas- 
und Windkraftwerke), Förderung einer von Chemie-Kon- 
zernen unabhängigen Landwirtschaft, Startkapital für 
Selbsthilfeobjekte, Erhaltung des an die regionalen Struk- 
turen angepaßten Fremdenverkehrs, Aufbau einer öko- 
logisch angepaßten Fischerei. 

Axel Emmrich 
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vor 450 Jahren ermordet 



Vor 450 Jahren, am 15. April 1532, wurde in Padua Micha- 
el Gaismair ermordet — wohl der bedeutendste unter den 
Männern, die dem Großen Deutschen Bauernkrieg ihren 
Stempel aufgeprägt haben, zugleich der gefährlichste und 
beharrlichste Gegner der Habsburger. 

Er wollte die Welt aus den Angeln heben in einer Zeit 
gewaltiger geistiger, religiöser, sozialer und politischer Span- 
nungen. 

Sein Leben - ein einziges Abenteuer - war getragen von 
elementar christlich-revolutionärer Gesinnung. Aufbauend 
auf der Lehre Martin Luthers von der „Freiheit des 
Christenmenschen“ wollte er eine in allen Teilen völlig neue 
Gesinnung, eine neue Ordnung, eine neue Welt schaffen. 
Seine „Tirolische Landesordnung“ wurde zu einem Doku- 
ment der Weltgeschichte; der erste Satz, mit dem Gaismair 
diese richtungsweisende Urkunde begann, lautete: „Ge- 
meinnutz geht vor Eigennutz.“ Für Gaismair war dieser Satz 
die Grundlage seines politischen Programms, das eine neue 
Ordnung für ganz Deutschland durchsetzen wollte. 

Michael Gaismair, der große Volksmann und Revolutionär 
aus christlicher Überzeugung, ist das Symbol einer gewalti- 
gen Geisteswende in Deutschland, und als solches ist er es 
wert, nach jahrhundertelanger Vergessenheit wieder ins Be- 
wußtsein gerufen zu werden . 



Michael Gaismair hat zu einer Zeit gelebt, als Tirol (was 
man heute kaum mehr weiß) fast zur Gänze lutherisch ge- 
sinnt war. Der 1490 geborene Sohn eines Bergknappen aus 
Sterzing galt als gelehrt und redegewandt und brachte es 
zum Sekretär des Bischofs von Brixen. Aber er stellte sich 
auf die Seite der entrechteten, geknechteten Bauernschaft, 
statt um die Gunst der hohen Herren zu buhlen. Von ihm 
erhofften sich die Unterdrückten, daß es sie vom Joch der 
Herren befreien und die (teilweise fremden) Söldnertruppen 
aus dem Lande jagen werde. 

Im^Mai 1525 — drei Monate, nachdem in Memmingen die 
„12 Artikel“ das Revolutionsmanifest der deutschen Bau- 
ern, verbreitet worden war, zu einem Zeitpunkt, wo die Re- 
volution in Mittel- und Südwestdeutschland bereits geschei- 
tert und im Blut ertränkt war, erfaßte der Große Deutsche 
Bauernkrieg auch die Alpenregion. Der Aufstand begann am 
9. Mai und verbreitete sich binnen weniger Tage über ganz 
Tirol. 

Am 13. Mai wählten die aufständischen Brixner Stiftsbau- 
em, nachdem sie das Kloster und den Bischofssitz Brixen 
sowie das Kloster Neustift (im heutigen Südtirol) gestürmt 
hatten, Michael Gaismair zum obersten Feldhauptmann. 
Der gutsituierte, verheiratete Beamte gab von einem Tag auf 
den anderen seine gesicherte Existenz auf und stellte sich 
an die Spitze der Tiroler Bauemarmee. Bereits am 14. Mai 
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verkündete er in der Schmiede von Neustift den Bauemfiih- 
rem, welche Forderungen man dem Regiment in Innsbruck 
stellen müßte, um zu einer neuen und gerechten Ordnung 
zu kommen. Der Historiker Jürgen Bücking nennt diese For- 
derungen, die noch auf eine Reform des bestehenden Re- 
gimes und auf eine entsprechende Umgestaltung des kirch- 
lichen Glaubens hinausliefen, „die erste Landesordnung 
Gaismairs“, die sich in vielen Punkten von der wesentlich 
kompromißloseren, wirklich revolutionären zweiten Lan- 
desordnung des Jahres 1 526 unterscheidet. 

Nachdem Gaismair den Oberbefehl über die zersplitterten 
Haufen der Aufständischen übernommen hatte, formierte 
er aus ihnen in kurzer Zeit eine straff geführte und militä- 
risch disziplinierte Bauernarmee. 

Gaismairs gefährlichster Gegenspieler war der Bruder Kaiser 
Karls V., Erzherzog Ferdinand, der Landesherr von Tirol. 
Von Innsbruck aus versuchte er vergeblich, den Aufstand 
des Tiroler Bauernheeres zu unterdrücken. Der als Revolu- 
tionär. Staatsmann und Feldherr gleichermaßen begabte 
Gaismair operierte umsichtig. Er ließ Burg Rodenegg bela- 
gern, auf der sich Burghauptmann Brandisser verschanzt 
hatte, und verhandelte zugleich mit Abgesandten des Erz- 
herzogs um Anerkennung. Den Aufständischen fielen zahl- 
reiche Burgen und Schlösser Tirols in die Hände. 

In Neustift hatte die Revolution ein Zentrum gefunden und 
mußte von den Herrschenden nun auch politisch zur Kennt- 
nis genommen werden. Gaismairs politisches Ziel: die Eini- 



gung aller evangelischen Kräfte in Deutschland im Kampf 
gegen die „großen Hansen“ in Kirche und Staat. 

Vom 30. Mai bis zum 8. Juni 1525 tagten die Aufständi- 
schen in Meran und verabschiedeten die 96 Artikel des Ti- 
roler Landrechts: 

- Alle Zinsen und Zehnten an Kirche und Adel (mit Aus- 

nahme der Abgaben an den Landesfürsten) sollten ent- 
fallen 

- Der weltliche Besitz der Kirche sollte enteignet, ihre 
weltliche Macht ein für allemal gebrochen werden. 

- Den Geistlichen sollte das Erbrecht, den Adeligen alle 
Privilegien genommen werden. 

- Volksrichter sollten Recht sprechen, die Gemeinden 
sich selber verwalten. 

ln jeder Stadt sollten Spitäler für Krüppel und Arme ein- 
gerichtet werden. 

Gemäß diesen Forderungen versuchte Gaismair, aufrichtig 
und konsequent den politischen Weg, nicht den Weg der Ge- 
walt zu gehen. So gelang es ihm, den Bauernsturm in Tirol 
aufzufangen und alle Kraft alle revolutionäre Wucht in poli- 
tische Bahnen zu lenken, während die Bauern in Schwaben, 
Franken, Thüringen und im Elsaß von den Ritterheeren der 
Feudalherren niedergeschlagen und ausgelöscht wurden. Ti- 
rol, das schon immer ein Land freier Bauern gewesen war, 
ein Land, in dem diese Bauern seit eh und je im Landtag 
Stimmrecht hatten, sollte auf politischem Wege im Sinne 
dieser neuen Ordnung umgeformt werden. 
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Da inzwischen auch ganz Salzburg in Flammen stand, lenk- 
te Erzherzog Ferdinand, der große Taktiker, ein. Am 12. 
Juni 1525 berief er 200 Bauern und Ständevertreter zum 
Landtag nach Innsbruck, mit ihnen auch Michael Gaismair. 
Daß dieser anfangs den Weg der Gewalt vermied, hat man- 
chen Zeitgenossen an seinem revolutionären Charakter 
zweifeln lassen; aber gerade jener berühmtgewordene Inns- 
brucker Landtag vom 12. Juni bis 21. Juli 1525 bewies die 
hervorragende politische Befähigung Gaismairs, dem es auf 
diesem Landtag gelang, alle maßgeblichen Funktionen des 
Landes in seine Richtung zu zwingen und seine nationalre- 
volutionären Thesen weit über die Grenzen des Landes hin- 
auszutragen, eine politische Aktion, vergleichbar nur mit 
Luthers Thesenanschlag an der Wittenberger Schloßkirche. 

Ferdinand mußte dem Landtag bedeutende Zugeständnisse 
machen; u.a. konnten die Aufständischen eine Reform der 
Gerichtspraxis durchsetzen, und Ferdinand sah sich genö- 
tigt, „Sachen wider die Pfaffheit“ zu bewilligen. Dafür er- 
klärten sich die Aufständischen bereit, künftig mit Vertre- 
tern des Adels zu beraten. Ferdinand nutzte diesen Kom- 
promiß so geschickt aus, daß Gaismair ihm die Stadt Brixen 
übergeben mußte. Gleichzeitig aber versuchte der Rebellen- 
führer, in den ländlichen Gemeinden Tirols den Widerstand 
wachzuhalten. 

Doch erst die doppeizündige Haltung des Habsburgers, der 
nach dem Sieg der Heere des „Schwäbischen Bundes“ in 
Franken und Schwaben wieder Oberwasser bekam und die 
für die Untertanen günstige Landesordnung wieder aufhob, 
brachte Gaismair auf den Weg der Gewalt. Von Erzherzog 
Ferdinand vor den Ständeausschuß nach Innsbruck geladen, 
um seine Beschwerden vorzubringen, wurde Gaismair 
prompt verhaftet. Die Einladung erwies sich als Falle! 

Mit der Inhaftierung Gaismairs hatte die Revolution ihr 
Haupt verloren. In Tirol begannen Massenhinrichtungen der 
führerlos gewordenen Bauern, und bald herrschte Friedhofs- 
ruhe in den Dörfern. 

Sieben Wochen nach seiner Gefangennahme gelang Michael 
Gaismair überraschend die Flucht aus Innsbruck. In einem 
Brief an den Hofrat beschwerte er sich über die unmenschli- 
chen Haftbedingungen, vor allem über die harte und unge- 
rechte Vorgangsweise der Behörden gegen seine Familie und 
seine Südtiroler Freunde. Sein Protest ist ein Zeugnis der 
Verteidigung der Menschenrechte gegen Willkür und Rechts- 
beugung. „Kein Mensch“, so fordert Gaismair, dürfe inhaf- 
tiert werden, bevor nicht seine Schuld durch ein ordentli- 
ches Gericht bewiesen sei, wenn binnen 14 Tagen keine Ein- 
vernahme des Inhaftierten stattfinde, moderne Überlegung 
(die auch heute noch von den meisten Staaten mißachtet 
wird), ist einmalig für das 16. Jahrhundert, ebenso, daß 
Gaismair sich öffentlich vor seine Frau stellt und gegen die 
Mißachtung ihrer Person protestiert. 

Zunächst versteckte sich Gaismair bei Freunden; aber in 
den Tälern Nord- und Südtirols fahndeten die Schergen des 
Innsbrucker Regimentes nach untergetauchten Revolutio- 
nären, so daß er hier keine Ruhe mehr fand. Deshalb mußte 
er in die fortschrittliche Schweiz flüchten und in Graubün- 
den Zuflucht suchen. 

Dort lernte er Ulrich Zwingli, das geistige und politische 
Oberhaupt der Schweizer Reformation, kennen. Dieser soll- 
te ihn noch nachhaltig beeinflussen; auch die Selbstverwal- 
tung der Kantone in der Eidgenossenschaft blieb nicht wir- 
kungslos auf Gaismair. 




Während seines Aufenthaltes bei Zwingli kam es zu gemein- 
samen Feldzugsprojekten; beide rechneten mit einer ver- 
einten Armee alle evangelisch gesinnten Mächte in Deutsch- 
land (zu dem sich damals auch noch die Eidgenossen zuge- 
hörig fühlten). Obwohl bis ins kleinste Detail ausgearbeitet, 
blieben diese Pläne für einen neuen Aufstand undurchführ- 
bar, da der Einfluß Ferdinands sogar bis in die Schweiz 
reichte. Und wie immer in Tirol, wenn ein großer Aufstand, 
stand auch hinter Gaismair der Verrat. Wohl gelang es ihm, 
ein neues Volksheer zu organisieren, mit dem er nach Tirol 
ziehen wollte, um das eigene Land zu erobern, aber die Zü- 
richer Geldsäcke verweigerten sich letztlich. Nun war Gais- 
mair seinem Ziel, einem Freistaat der Menschenwürde und 
der sozialen Gerechtigkeit in Tirol, ferner denn je. 

Das Außergewöhnliche an Michael Gaismair aber ist, daß 
er inzwischen längst ein Staats- und Gesellschaftsmodell 
ersten Ranges besaß, das erwiesenermaßen bedeutendste 
Programm des gesamten Bauernkrieges. Im Frühjahr 1526 
legte er dieses Konzept in seine „Tirolischen Landesord- 
nung nieder. Darin entwarf er eine völlig neue Staats- 
und Gesellschaftsordnung, aufgebaut auf den geistigen 
Grundlagen der lutherischen Reform, geformt und be- 
seelt von bäuerlichem Denken. 

Der Historiker Wolfgang Venohr urteilt darüber: „Diese 
.Landesordnung’ ist eine geniale Leistung, ohne jegliches 
literarische Vorbild. Sie stellt das zeitlose Werk eines 
ebenso begabten wir radikalen Revolutionärs dar, der 
- wie er im Vorwort erklärt - , in allen Sachen nicht eigen- 
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en Nutzen, sondern zum ersten die Ehre Gottes und danach 
den allgemeinen Nutzen’ sucht.” I) 

Gaismair forderte eine Bauemrepublik des Evangeliums 
und der Brüderlichkeit. Er stellte den Menschen in den 
Mittelpunkt seiner Landesordnung, auf ihn sollte sich 
alles beziehen. Jeder „Unterschied der Menschen” , d.h. 
das Klassenvorrecht der Begüterten, sollte verschwinden, 
überall im Lande sollte, „eine ganze Gleichheit” herr- 
schen — eine Gleichheit, in der niemand den anderen 
übervorteilt. 

Adel und Klerus sollten abgeschafft werden; der Zehnte, 
den sie bisher vom Bauern gefordert hatten, sollte für die 
Armenfürsorge aufgewendet werden. 

Gaismairs christliche BauemrepubÜk trug starke demokrati- 
sche und sozialistische Züge. Die Macht sollte dem „gemei- 
nen Volk“ übergeben, die Regierungsgewalt von unten nach 
oben aufgebaut werden. Den Gemeinden wurde weitgehen- 
de Autonomie zugestanden (theoretisch hatten sie sogar die 
Möglichkeit, die Abgaben an den Staat zu verweigern: 
Gaismair empfahl jedoch, von diesem Recht keinen Ge- 
brauch zu machen, solange Tirol nicht befreit und der in- 
neren und äußeren Feinde entledigt sei). Tirol wurde in 
Viertel eingeteilt, und diese Landesviertel sollten in freier 
Wahl die Mitglieder der Regierung bestimmen. In der Regie- 
rung sollten auch Delegierte der Knappen und 3 des Evan- 
geliums kundige Gelehrte vertreten sein, um darauf zu ach- 
ten, daß Gottes Wort den festen Rahmen bilde. 

Das Recht sollte grundlegend reformiert, das fremde Recht 
abgeschafft werden. 

Die Städte - mit Ausnahme von Brixen und Trient soll- 
ten wieder in dörfliche Gemeinden rückverwandelt werden. 
Deshalb sollten die Ringmauern, Türme und Tore der 
Städte niedergebrochen werden, denn es sollte „kein 
Mensch und auch kein Haus höher sein und auch nicht bes- 
ser”. Das einfache, bisher den Privilegierten untertänige 
Volk - die Bauern und Bergleute - bildeten den Kern der 



Gesellschaft. „In diesem Punkt seiner Utopien stößt er 
(Gaismair) bis in das 21. Jahrhundert vor. wenn er die Ur- 
banisierung der Landschaft und der Menschen als Gefahr 
erkennt und gleichsam ein .ökologisches Programm* ent- 
wirft. Vor allem aber vermeidet er es, zugunsten eines zwei- 
felhaften materiellen .Fortschritts* den ideellen Überbau zu 
zerschlagen.“ 2) 

Im großen und ganzen verfocht Gaismair ein staatliches 
Handelsmonopol. Da aus Kaufmannschaft nur Profitgier 
und Wucher entstünde, wurde ihre Verstaatlichung gefor- 
dert, um all jene auszuschalten, die das „gemeine Volk" 
aussogen. Nicht länger sollten die Fugger, Hochsletter und 
Paumgartner die Arbeit des Tiroler Volkes für ihren Wucher 
mißbrauchen! Auch Betteln und Hausieren im Lande wurde 
untersagt. 

Die handwerkliche Produktion sollte verstaatlicht und am 
Stadtrand von Trient konzentriert werden. Ein oberster 
Amtmann sollte die Produktion überwachen und mit der 
Regierung genau verrechnen. 

Die Erzeugnisse des Handwerks und der Landwirtschaft 
wurden von Staatsbeamten zu festen Preisen aufgekauft 
und auf zentralen Marktplätzen mit geringem Aufschlag an 
die Bevölkerung weiterverkauft. Einheitliche Maße und Ge- 
wichte sollten der Übervorteilung im Handel ein Ende be- 
reiten. 

Auch die Bergwerke sollten verstaatlicht werden und die 
Arbeiter anstelle der bisher üblichen Naturalien einen festen 
Gcldlohn erhalten. 

Auf die Autarkie der Landwirtschaft wurde besonderer 
Wert gelegt. Ackerboden und Weinberge sollten denen gehö- 
ren, die sie bewirtschafteten, und die Bauern sollten Genos- 
senschaften bilden. 

Alle Binnenzölle wurden abgeschafft; dafür sollten Schutz- 
zölle an den Landesgrenzen eilige führt werden. 
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Den Armen und Kranken widmete Gaismair ein besonderes 
Kapitel. Der „Unschuld“, d.h. der armen, unterdrückten Be- 
völkerung, mußte in erster Linie geholfen werden. „Ich leid 
und schweig und trag Geduld mit aller Unschuld“, hatte der 
große Volksreformator schon als Sekretär des Bischofs ge- 
schrieben. In seiner Republik sollte es keine Armen und 
Hungernden mehr geben, darauf hatte ein Beauftragter für 
soziale Angelegenheiten zu sehen. Die Klöster sollten in öf- 
fentliche Spitäler umgewandelt werden, in denen Alte. 
Kranke, Schwache und Waisen auf Staatskosten unterzu- 
bringen bzw. zu erziehen sind. Staatliche Kommissare hat- 
ten ununterbrochen das Land zu bereisen, um diese Spitäler 
zu beaufsichtigen. 

Den Kernpunkt der Außenpolitik bildete das „gute Ver- 
ständnis“ mit anderen Ländern. 

Alles in allem ist dieses im Schweizer Exil entstandene Do- 
kument ein wahrhaft nationalrevolutionäres Programm, das 
in seinen Forderungen und Visionen die politischen und ge- 
sellschaftlichen Postulate der Französischen Revolution um 
Jahrhunderte vorwegnahm. Der deutsche Bauemrevolutio- 
när Gaismair stellte seine Landesordnung, die die Abschaf- 
fung des Kapitalismus forderte, bewußt jener des volks- 
feindlichen Habsburgers Ferdinand entgegen. Gleichwohl 
führt die Einebnung der gesellschaftlichen Unterschiede bei 
ihm nicht zu einer proletarischen Konsumgesellschaft mit 
einer „Neuen Klasse“ von Herrschenden und Manipulateu- 
ren an der Spitze; sein sozial und human ausgerichteter 
Staat kann also nicht als Vorläufer des kommunistischen 
Gesellschaftsmodells interpretiert werden, zumal er sein 
höchstes Bewußtsein in der „Ehre Gottes“ findet. Klar und 
überzeugend formulierte Gaismair immer wieder, der Staat 
sei nichts ohne den Menschen und der Mensch nichts ohne 
die Gemeinschaft. 

Die politische Konzeption dieses großartigen Menschen war 
in der realen Situation des Jahres 1526 von höchster Bri- 
sanz. Angelehnt an die Schweizer Verhältnisse und an die 
Republik Venedig bestanden durchaus konkrete Möglich- 
keiten für ihn, in Tirol und Salzburg eine christlich-soziali- 
stische Alpenrepublik zu gründen, von der aus der Auf- 
standsfunke erneut auf ganz Deutschland hätte übersprin- 
gen können. So ließen die Herschenden verstärkt nach Gais- 
mair fahnden. Der spanische Habsburger Ferdinand setzte 
ein Kopfgeld von 1000 Gulden auf den „Hochverräter“ aus 
- vorerst noch vergebens. 

Bevor der Rebellenführcr mit seinen Männern aufbrach, 
wurden diese mit seiner Landesordnung vertraut gemacht. 
Mit 600 Kampfgefährten zog er dann 200 km weit auf 
Schleichwegen über steile Bergpfade und eisige Gletscher 
nach Salzburg. Überall in den Dörfern und Tälern rotteten 
sich die Bauern zusammen, um ihm zu folgen. 

In der Nähe von Radstatt (im Pinzgau) übernahm Gaismair 
das Kommando über ein 5000 Mann starkes Bauemherr. 
Der Angriff auf Radstatt scheiterte jedoch am Mangel 
schwerer Waffen. Inzwischen konnten die Feudalherren ihre 
gut gerüsteten Landsknechte, die in den anderen Ländern 
frei geworden waren, in einem gigantischen Kesseltreiben 
gegen Gaismair einsetzen. Dennoch kämpfte dieser auf dem 
Schlachtfeld von Radstatt-Altenmarkt einen Monat lang er- 
folgreich gegen die Söldner des „Schwäbischen Bundes“, 
bevor er ihrer Übermacht weichen mußte. Mit 1500 Ge- 
treuen schlug er sich auf das Gebiet der Republik Venedig 
durch. 



Friedrich Engels hat in seinem Buch „Der deutsche Bauern- 
krieg“ festgestellt, daß unter allen Bauemführern nur Mi- 
chael Gaismair wirklich strategische Fälligkeiten besaß. Vor 
allem habe er, als er an der Spitze des Bauemheeres stand, 
verstanden, einen aussichtslos gewordenen Kampf rechtzei- 
tig abzubrechen, um diesen Kampf auf anderer Ebene und 
in anderer Form fortsetzen zu können. So hat Gaismair den 
Kampf vor Glurns rechtzeitig beendet, um sich zu den Bau- 
ern im Salzburgischen durchschlagen zu können. Ebenso 
war es ihm gelungen, als er mit seinem Bauernheer vor Rad- 
statt von den weit überlegenen Truppen des „Schwäbischen 
Bundes" eingekreist wurde, mit dem Rest seines Heeres 
über die Rauriser Tauern in das Pustertal zu ziehen, und als 
sich ihm dort Graf Künigl mit seinen Söldnern entgegen- 
stellte, konnte sich Gaismair auf venezianisches Gebiet 
durchschlagen. 

Die Jahre von 1526 bis 1532 waren für Michael Gaismair 
mit rastloser Tätigkeit ausgcfiillt. In Venedig hoffte er Hilfe 
für die Befreiung Tirols zu finden So trat er als Söldnerfüh- 
rer in venezianische Dienste. Die Signoria wußte seine her- 
vorragenden strategischen Fähigkeiten zu nutzen und zeich- 
nete ihn auch reichlich aus; helfen aber wollten die Venezia- 
ner dem heroischen deutschen Revolutionär nicht. Schließ- 
lich hätte die Ausstrahlung seiner revolutionären Landes- 
ordnung auch Venedig selbst einmal gefährlich werden kön- 
nen. 

Fast jedes Jahr begab sich Gaismair ln die Schweiz, um dort 
Söldner für seine Truppe anzuwerben. Gemeinsam mit 
Zwingli, der sich nochmals für ihn einsetzte, versuchte Gais- 
mair, eine antihabsburgische Koalition ausländischer Mäch- 
te zustandezubringen. Diese Pläne zerrannen vollends, als 
im Dezember 1529 Venedig mit dem Hause Habsburg Frie- 
den schloß. 

Immer noch blieb Gaismair bemüht, seine politischen Ziele 
zu realisieren. Im Mai des folgenden Jahres eröffnete sich 
ihm eine neue politische Chance. Anläßlich seiner Reise 
nach Zürich (das ihm die Ehrenbürgerschaft verliehen hatte) 
versuchte er neuerlich eine Front gegen die Habsburger auf- 
zubauen. Ein großer Plan aller reformatorischen Städte und 
Länder kam gut voran. An drei Fronten sollte der Kampf 
gegen Habsburg beginnen: die erste im Reich, die zweite 
mit Zürich und den verbündeten Städten Konstanz und Lin- 
dau und die dritte um Gaismair, der mit 18000 Mann aus 
Graubünden in Tirol einfallen sollte. Doch auf dem Augs- 
burger Reichstag von 1 530 zeigte sich, daß die politischen 
Ziele der Beteiligten zu verschieden waren; die Kluft zwi- 
schen Zwingli und Luther (der sich längst vom Mönchs- 
rebellen zum „Papst in Wittenberg“ gewandelt hatte) war 
zu groß geworden. In der Schweiz selbst setzten sich die ka- 
tholischen Kantons durch, Zwingli geriet in die Minderheit 
und fiel in der Schlacht bei Kappel (Oktober 1531). Nun- 
mehr ließ sich die gut vorbereitete antihabsburgische Samm- 
lung, die Gaismair seinem Ziel hätte näherbringen können, 
nicht mehr verwirklichen. 

Alleingelassen, kehrte Gaismaii auf sein Landgut Pra di la 
Valle bei Padua zurück, das ihm von der Republik Venedig 
zur Verfügung gestellt worden war. Dort lebte er mit seiner 
Frau Magdalena und seinen vier Kindern. 

Erzherzog Ferdinand, dem Gaismair ein Dorn im Auge war, 
schrieb auf seine Ermordung eine hohe Prämie aus. Tatsäch- 
lich wurde Gaismair am IS. April 1532 auf seinem Landgut 
von zwei gedungenen Mördern - italienischen Landsknech- 
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ten aus dem kaiserlichen Heer — heimtückisch überfallen 
und durch mehr als 40 Dolchstiche getötet. 

Doch nicht allein das physische Ende Michael Gaismairs 
ist tragisch. Furchtbarer noch wirkte sich die Tatsache aus, 
daß es gelungen ist, die Erinnerung an diesen Bedeutsamen 
Mann - den größten Mann, den die Geschichte Tirols kennt 
— auszulöschen. Durch diese bewußt jahrhundertelang be- 
triebene Verzerrung hat man völlig vergessen, daß Tirol 
einstmals das Zentrum der ersten großen deutschen Revo- 
lution war — gewissermaßen der einzigen, die das ganze 
Volk in allen seinen Schichten bewegt und ergriffen hat. 

Im heutigen Kampf um den nationalrevolutionären Sozialis- 
mus finden die in der „Tirolischen Landesordnung“ Gais- 
mairs proklamierten Grundsätze erneut ihre Bestätigung. 
Wesentliche Fragen, um die es damals dem Volk in seinem 
Kampf gegen Schinder und Ausbeuter ging, sind immer 
noch offen, die Gedanken Gaismairs immernoch nicht ver- 
wirklicht. Zwar gibt es bei uns kein Feudalsystem mehr, 
aber die beiden materialistischen Systeme, die sich nach 
1945 auf deutschem Boden breitgemacht haben, kennen 



neue Formen sozialer Abhängigkeit und neue Formen der 
Ausbeutung. An Stelle der Fürsten und Pfaffen sind die 
Konzernherren und Funktionäre in Ost und West getreten, 
die den Menschen nicht weniger entmündigen. 

So ist für uns Nationalrevoluitonäre die Besinnung auf 
Michael Gaismair und den Großen Deutschen Bauernkrieg 
nicht nur Erinnerung an eine große Zeit unserer Geschichte, 
die die Ziele kommender Jahrhunderte vorweggenommen 
hat. Sie ist für uns auch eine Aufforderung, weiterzuarbei- 
ten an dem großen Ziel, für das die deutschen Bauern vor 
mehr als 450 Jahren zu den Waffen gegriffen haben: die 
Teilung Deutschlands aufzuheben, eine menschengerechte 
Ordnung aufzubauen und damit die oft geforderte, aber nie 
verwirklichte Volksherrschaft zu realisieren. 

Stefan Fadinger 

1) Wolfgang Venohr, Dokumente ductschen Daseins 1445— 
1945, Königstein 1980, S. 32 

2) Wolfgang Venohr, a.a.O., S. 33 
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Der "Berliner Appell — 

Frieden schaffen ohne Waffen" 

1. Es kann in Europa nur noch einen Krieg geben, den 
Atom krieg. Die in Ost und West angehäuften Waffen wer- 
den uns nicht schützen, sondern vernichten. Wir werden 
alle längst gestorben sein, wenn die Soldaten in den Pan- 
zern und Raketenbasen und die Generäle und Politiker in 
den Schutzbunkern, auf deren Schutz wir vertrauen, noch 
leben und fortfahren zu vernichten, was noch übrig ge- 
blieben ist. 

2. Darum: Wenn wir leben wollen, fort mit den Waffen I 
Und als erstes: Fort mit den Atomwaffen. Ganz Europa 
muß zur atomwaffenfreien Zone werden. Wir schlagen vor: 
Verhandlungen zwischen den Regierungen der beiden deut- 
schen Staaten über die Entfernung aller Atomwaffen aus 
Deutschland. 

3. Das geteilte Deutschland ist zur Aufmarschbasis der 
beiden großen Atommächte geworden. Wir schlagen vor, 
diese lebensgefährdende Konfrontation zu beenden. Die 
Siegermächte des Zweiten Weltkrieges müssen endlich die 
Friedensverträge mit den beiden deutschen Staaten schlie- 
ßen, wie es im Potsdamer Abkommen von 1945 beschlossen 
worden ist. Danach sollten die ehemaligen Alliierten ihre 
Besatzungstruppen aus Deutschland abziehen und Garan- 
tie über Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
der beiden deutschen Staaten vereinbaren. 

4. Wir schlagen vor, in einer Atmosphäre der Toleranz 
und der Anerkennung des Rechts auf freie Meinungs- 
äußerung die große Aussprache über die Fragen des Frie- 
dens zu führen und jede spontane Bekundung des Friedens- 
willens in der Öffentlichkeit zu billigen und zu fördern. 
Wir wenden uns an die Öffentlichkeit und an unsere Re- 
gierung, über die folgenden Fragen zu beraten und zu ent- 
scheiden.: 

a) Sollten wir nicht auf die Produktion, den Verkauf und 
die Einfuhr von sogenannten Kriegsspielzeug verzichten? 

b) Sollten wir nicht anstelle des Wehrkundeunterrichts an 
unseren Schulen einen Unterricht über Fragen des Friedens 
einführen? 



c) Sollten wir nicht anstelle des jetzigen Wehrersatzdienstes 
für Kriegsdienstverweigerer einen sozialen Friedensdienst 
zu lassen? 

d) Sollten wir nicht auf alle Demonstrationen militäri- 
scher Machtmittel in der Öffentlichkeit verzichten und 
unsere staatlichen Feiern statt dessen dazu benutzen, den 
Friedenswillen des Volkes kundzutun? 

e) Sollten wir nicht auf die Übungen zur sogenannten 
Zivilverteidigung verzichten? Da es im Atom krieg keine 
Möglichkeit einer sinnvollen Zivilverteidigung gibt, wird 
durch diese Übungen nur der Atomkrieg verharmlost. 
Ist es nicht womöglich eine Art psychologischer Kriegs- 
vorbereitung? 

5. Frieden schaffen ohne Waffen — das bedeutet nicht 
nur: Sicherheit zu schaffen für unser eigenes Überleben. 
Es bedeutet auch das Ende der sinnlosen Verschwendung 
von Arbeitskraft und Reichtum unseres Volkes für die 
Produktion von Kriegswerkzeug und die Ausrüstung riesiger 
Armeen junger Menschen, die dadurch der produktiven 
Arbeit entzogen werden. Sollten wir nicht lieber den 
Hungernden in aller Welt helfen, statt fortzufahren, unseren 
Tod vorzubereiten? 

Selig sind die Sanftmütigen, 

Denn sie werden das Erdreich besitzen. 

(Jesus von Nazareth in der Bergpredigt) 

Das Gleichgewicht des Schreckens hat den Atomkrieg 
bisher nur dadurch verhindert, daß es ihn immer wieder 
auf morgen vertagt hat. Vor diesem herannahenden Morgen 
des Schreckens fürchten sich die Völker. Sie suchen nach 
neuen Wegen, dem Frieden eine bessere Grundlage zu 
geben. Auch der "Berliner Appell" ist Ausdruck dieses 
Suchens. Denkt über ihn nach, macht unseren Politikern 
Vorschläge und diskutiert überall die Frage: 

Was führt zum Frieden, was zum Krieg? 

Bekräftigt Eure Zustimmung zum " Berliner Appell" 
durch Eure Unterschift. 

Berlin, den 25. Januar 1982" 
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Das Ende des orthodoxen Marxismus 



Den Nationalrevolutionären treten heute drei massive Fak- 
ten entgegen, die auch weiterhin den Anspruch erheben, zu 
handeln und dabei zu verstehen, was sie tun, dies sind: 
Das Funktionieren des Kapitalismus hat sich in Bezug auf 
die Wirklichkeit vor 1939 und noch mehr noch in Bezug auf 
die Analyse, die der Marxismus dafür bereithielt, wesent- 
lich verändert. Ebenfalls ist die Arbeiterbewegung als or- 
ganisierte Klassenbewegung, die explizit und anhaltend 
die kapitalistische Herrschaft in Frage stellt verschwunden. 
Die koloniale bzw. halbkoloniale Herrschaft der „fortge- 
schrittenen” Länder über die zurückgebliebenen Länder 
ist zurückgedrängt worden, ohne daß diese Zurückdrängung 
irgendwo mit einem revolutionären Anwachsen der Massen- 
bewegung einhergegangen und die Grundfesten des Kapi- 
talismus in den herrschenden Ländern dadurch erschüttert 
worden wäre. Für diejenigen, die es ablehnen, sich selbst 
hinters Licht zu führen, ist deshalb klar, daß diese Feststeh 
lungen in der Praxis den klassischen Marxismus als System 
des Denkens und Handelns, so wie er sich zwischen 1847 
und 1939 herausgebildet, entwickelt und erhalten hat. zu- 
nichte werden lassen. Denn diese bedeuten die Widerlegung 
und eine Überschreitung der Kapitalismusanalyse von Marx 
in ihrem Kernstück (der Analyse der Ökonomie), der Ana- 
lyse des Imperialismus von Lenin und der Konzeption der 
permanenten Revolution bei Trotzki und Marx, und das 
unwiderrufliche Fehlschlagen sozusagen aller überlieferten 
Formen der Organisation und Aktion der Arbeiterbewegung 
(außer der revolutionären Perioden). Sie bedeuten den Zu- 
sammenbruch des klassischen Marxismus als eines Systems 
konkreten Denkens, das die Wirklichkeit im Griff hat. Au- 
ßer einigen abstrakten Ideen findet sich nichts von dem, 
was im „Kapital" wesentlich ist, heute in der Wirklichkeit 
wieder. Umgekehrt ist das, was in dieser Wirklichkeit we- 
sentlich ist (die Entwicklung der Krise der Arbeit, der 
Bruch und der Gegensatz zwischen der formellen und der 
realen Organisation der Produktion und der Institutionen, 
die Bürokratisierung, die Konsumgesellschaft, die Vernich- 
tung der ethnischen Strukturen, die Apathie der Arbei- 
tet, das Wesen der Ostblockländer, die Entwicklung der 
unterentwickelten Völker und ihre Beziehung zu den 
„fortgeschrittenen” Ländern, die Krise des Lebens in 
allen seinen Aspekten und die zunehmende Bedeutung 
derjenigen Aspekte, die früher als peripher angesehen wur- 
den. der Versuch der Menschen, einen Ausweg aus dieser 
Krise zu finden), in anderen Analysen aufgegangen, für die 
das Beste an Marx’ Werk als Quelle der Inspiration dienen 
kann und angesichts derer der vulgäre, entartete Marxismus, 
wie er heute allem von seinen angeblichen „Verteidigern" 
aller Geistesrichtungen praktiziert wird (einschließlich 
Junta-Chef Jaruzelski), nur wie eine Trennwand funktio- 
niert. Diese .Feststellungen bedeuten auch den Zusammen- 
bruch des klassischen Marxismus (Leninismus-Trotzkis- 
mus-Bordiguisinus) als eines Aktionsprogrammes, für den 
das, was zu jenem Zeitpunkt für die Revolutionäre zu 
tun war, auf zusammenhängende Weise, ( wenigstens in der 
Absicht) mit den wirklichen Aktionen der Arbeiterklasse 
und mit einer theoretischen Gesamtkonzeption verbunden 
war. Wenn zum Beispiel eine marxistische Organisation ei- 
nen Arbeiterstreik, bei dem es um die Löhne ging, unter- 
stütze oder anführte, tat sie es a) mit einer großen Wahr- 
scheinlichkeit der wirklichen Gefolgschaft der Arbeiten; b) 
als einzige instituierte Organisation, die an ihrer Seite käm- 
pfte; c) in der Annahme, daß jeder Sieg der Arbeiter in den 
Lohnkämpfen ein gelungener Schlag gegen die objektive 
Struktur des kapitalistischen Gebäudes war. Keine der in 
den klassischen Programmen beschriebenen Aktionsformen 
kann heute diesen Bedingungen entsprechen. 



Gewiß bleibt die Gesellschaft weiterhin zutiefst gespalten. 
Sie funktioniert gegen die ungeheure Mehrheit der Arbeiter, 
diese widersetzen sich ihr eben doch in allen täglichen Ge- 
sten zur Hälfte, und die gegenwärtige Krise der Menschheit 
wird nur durch eine sozialistische Revolution gelöst werden 
können. Doch können diese Ideen nur leere Abstraktionen 
bleiben; vordergründige Anlässe für die alte Leier oder für 
einen krampfhaften, blinden Aktivismus, wenn man sich 
nicht bemüht zu verstehen, wie die Spaltung der Gesell- 
schaft heute greifbare Form annimmt, wie diese Gesell- 
schaft funktioniert, welche Formen die Reaktion und der 
Kampf der Arbeiter gegen die herrschenden Schichten und 
ihr System annehmen, was unter diesen Bedingungen eine 
neue revolutionäre Aktivität sein kann, die mit der Existenz 
und dem konkreten Kampf der Menschen in der Gesell- 
schaft und mit einer kohärenten, klarsichtigen Auffassung 
von der Welt verbunden ist. Dazu bedarf es immer einer 
radikalen Erneuerung auf dem Gebiet der Theorie und der 
Praxis. Diese Anstrengung, eine Erneuerung zu vollbringen, 
und die präzizen neuen Ideen, in denen sie bei jeder neuen 
Etappe eine greifbare Form annahm, haben die Nationalre- 
volutionäre von Anfang an charakterisiert, und nicht ein- 
fach die strenge Treue zu der Idee des Klassenkampfes, des 
Proletariats als revolutionäre Kraft oder zu der Idee der Re- 
volution, die uns nur hätte unfruchtbar werden lassen, so 
wie sie die Trotzkisten, die Bordiguisten und fast alle Kom- 
munisten und Sozialisten „der Linken” steril werden ließ. 

Der undogmatische, genossenschaftliche Sozialismus der 
Nationalrevolutionäre kommt im Gegensatz zu der eigent- 
lich bürgerlichen Ideologie von Marx zu der Schlußfolge- 
rung: „Welches auch der inhalt der revolutionären Theorie 
oder des Programms sein mag, sein tiefer Bezug zu der 
Erfahrung und den Bedürfnissen des Proletariats, es wird 
immer die Möglichkeit, mehr noch, die Gewißheit geben, 
daß einmal diese Theorie oder dieses Programm von der Ge- 
schichte überholt sein werden, und es wird immer das Risi- 
ko geben, daß diejenigen, die sie bisher verteidigt haben, 
dazu tendieren, daraus etwas Absolutes zu machen und ih- 
nen die Schöpfungen der lebendigen Geschichte unterzu- 
ordnen und sie ihnen dienstbar zu machen”. 

Wo ist der Maxismus heute? Wo ist seit 1923 (dem Erschci- 
nungsjahr von Lukacs’ „Geschichte und Klassenbewußt- 
sein”) auch nur eine einzige Studie erschienen, die den 
Marxismus vorangebracht hätte? Und seit 1940 (als Trotzki 
starb) auch nur ein einziger Text, der die überlieferten 
Ideen auf einem Niveau verteidigt hätte, auf dem ihre Dis- 
kussion, ohne sich dessen zu schämen, möglich gewesen wä- 
re? Wo hat es seit dem spanischen Bürgerkrieg eine effektive 
Aktion einer marxistischen Gruppe gegeben, die ihren 
Grundsätzen entsprochen hätte und mit einer Massenaktion 
verbunden gewesen wäre? Eben nirgends. Nicht gerade eines 
der am wenigsten tragikomischen Paradoxe, in die sich heu- 
te seine angeblichen Verteidiger verwickeln, ist diese Ver- 
teidigung des Marxismus, dieser Todesstoß gegen ihn, den 
sie, gerade inden sie ihn verteidigen, gegen ihn führen. Denn 
sie können ihn nur dann verteidigen, wenn sie das, was mit 
ihm seit sechzig Jahren gesehen ist, verschweigen; als ob die 
tatsächliche Geschichte nicht zählte; als ob die Anwesenheit 
oder das Fehlen einer Theorie und eines politischen Pro- 
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grainms in der wirklichen Geschichte nichts mit ihrer Wahr- 
heit und Bedeutung zu tun hätte, die woanders angesiedelt 
wären; als ob es nicht einer der unzerstörbaren Grundsätze 
wäre, die Marx uns gelehrt hat, daß eine Ideologie nicht 
nach den Wörtern beurteilt wird, die sie verwendet, sondern 
nach dem, was sie in der gesellschaftlichen Realität wird. 
Sie können ihn nur verteidigen, wenn sie ihn in sein Gegen- 
teil verwandeln, in eine ewige Doktrin, die nie ein Fak- 
tum stören könnte (wobei vergessen wird, daß , wenn es so 
ginge, sie auch nicht „die Fakten stören", d.h. eine histo- 
rische Wirkung haben könnte). Es sind verzweifelte Lieb- 
haber, deren Mätresse vorzeitig gestorben ist, und die ihre 
Liebe nur darin ausdriicken können, daß sie den Kadaver 
vergewaltigen. 

Diese konservative Haltung nimmt immer weniger die 
offene Form einer Verteidigung der marxistischen Ortho- 
doxie als solcher an; es ist natürlich schwer, ohne sich 
lächerlich zu machen, die Behauptung aufzustellen, daß 
man es bei den von Marx und Lenin ein für allemal offen- 
barten Wahrheiten belassen soll. Angesichts der Verände- 
rungen des Kapitalismus ergeht man sich in Überlegungen, 
als würden sie nur eine Anhäufung immer wieder dersel- 
ben Merkmale darstellen, die nichts wesentliches verän- 
dern. So vergißt man, und man läßt in Vergessenheit ge- 
raten, daß die Krise der Arbeiterbewegung nicht einfach die 
Degenerierung der sozialdemokratischen und bolsche- 
wistischen Organisationen ist, sondern daß sie praktisch 
die Gesamtheit all dessen ist, was traditionell in der Ak- 
tivität der Arbeiter zum Ausdruck kam; daß die Krise weder 
wie eine Schuppenbildung auf dem sonst intakten revo- 
lutionären Körper war, noch eine ihm von außen aufer- 
legte Verurteilung, sondern daß sie Probleme ausdrückt, 
die zutiefst in der Lage der Arbeiterschaft zu finden sind, 
auf die sie im übrigen ihrerseits zurückwirkt. Man vergißt, 
und man läßt in Vergessenheit geraten, daß die Anhäufung 
der „gleichen Merkmale" dei kapitalistischen Gesellschaft 
von qualitativen Veränderungen begleitet ist, daß die „Pro- 
letarisierung” in der heutigen Gesellschaft keineswegs die 
einfache Bedeutung hat, die ihr im klassischen Marxismus 
zugeschneben wurde, und daß die Bürokratisierung nicht 
einfach die oberflächliche Folge der Konzentration des Ka- 
pitals ist, sondern tiefe Veränderungen in der Struktur und 
im Funktionieren der Gesellschaft mit sich bringt. So wer- 
den einfach nur Interpretationen im „Additionsverfahren” 
bc re itge halten - als ob die Konzeption von der Geschichte 
und der Welt, die Theorie und Praxis miteinander verband, 
wie sie der klassische Marxismus sein wollte, „Additionen" 
aufnehmen konnte - gleich einer Menge Kaffeesäcke, deren 
Natur nicht verändert wird, wenn man noch einige hinzu- 
fügt. Unbekanntes wird auf Bekanntes zurückgeführt, was 
darauf hinausläuft, daß das Neue (wie zum Beispiel die 
immer stärkere Verdeutlichung der ökologischen Zusam- 
menhänge) unterdrückt und die Geschichte zuletzt auf eine 
ungeheure Tautologie zurückgeführt wird. Es wird besten- 
falls eine „Reparatur mit dem geringsten Kostenaufwand" 
betrieben, was auf die Dauer ein unfehlbares Mittel ist.sich 
selbst ideologisch zu ruinieren, so wie es im gewöhnlichen 
Leben zum finanziellen Ruin führt. 

ln der Tat ist der Augenblick gekommen, sich darüber klar 
zu werden, daß die heutige Realität weder lediglich durch 
eine Revision mit dem geringsten Kostenaufwand, noch ein- 
fach durch eine Revision des überlieferten Marxismus erfaßt 
werden kann. Sie erfordert um verstanden zu werden, ein 
neues Ganzes, in dem die Brüche mit den überlieferten 
Ideen ebenso wichtig (und noch bedeutsamer) sind wie die 
verwandschaftlichen Beziehungen. Die Kluft in der Gesell- 



schaft war für den klassischen Marxismus die zwischen den 
Kapitalisten, die die Produktionsmittel besitzen, und den 
Proletariern ohne Eigentum. Sie muß heute wie eine Tren- 
nung zwischen Leitenden und Ausführenden gesehen wer- 
den. Die Gesellschaft wurde als durch abstrakte Macht des 
unpersönlichen Kapitals beherrscht gesehen. Heute sehen 
wir sie unter der Herrschaft einer bürokratischen hierarch- 
ischen Struktur. Die zentrale Kategorie, um die kapita- 
listischen gesellschaftlichen Beziehungen zu verstehen, war 
für Marx die der Verdinglichung, die sich aus der Umwand- 
lung aller menschlichen Beziehungen in Marktbeziehungen 
ergab. Für uns ist das zentrale strukturiemde Moment der 
heutigen Gesellschaft nicht der Markt, sondern die büro- 
kratisch-hierarchische Organisation. Die wesentliche Kate- 
gorie für das Erfassen der gesellschaftlichen Verhältnisse 
ist die der Spaltung zwischen den Leitungsprozessen und 
den Ausfüll rungsprozessen der kollektiven Tätigkeiten. 

Die Kategorie der Verdinglichung fand bei Marx ihre natür- 
Üche Verlängerung in der Analyse der Arbeitskraft als Ware, 
im wörtlichen und weiten Sinn des Wortes. Als Ware hatte 
die Arbeitskraft einen Tauschwert, der durch „objektive” 
Faktoren bestimmt ist (Produktionskosten und Reproduk- 
tionskosten der Arbeitskraft), und einen Gebrauchswert, 
den seine Käufer nach Belieben ausbeuten konnte. Der Ar- 
beiter wurde als ein passives Objekt der Ökonomie und der 
kapitalistischen Produktion gesehen. Für uns ist diese Ab- 
straktion zur Hälfte eine Mystifikation. Die Arbeitskraft 
kann niemals einfach nur eine Ware werden (trotz aller Be- 
mühungen des Kapitalismus). Es gibt keinen Tauschwert der 
Arbeitskraft, der von „objektiven” Faktoren bestimmt ist, 
die Höhe der Löhne wird wesentlich durch die formellen 
und informellen Arbeiterkämpfe bestimmt. Es gibt keinen 
bestimmten Gebrauchswert der Arbeitskraft, die Produk- 
tivität ist das Ergebnis unablässigen Kampfes in der Pro- 
duktion, bei dem der Arbeiter ein ebenso passives wie ak- 
tives Subjekt ist. 

Für Marx bestand der dem Kapitalismus innewohnende 
„Widerspruch" darin, daß die Entwicklung der Produktiv- 
kräfte über einen bestimmten Punkt hinaus mit den kapi- 
talistischen Eigentumsformen und mit den Formen der 
privaten Aneignung des Sozialprodukts unvereinbar würde 
und sie aufbrechen müßte. Für uns befindet sich der imma- 
nente Widerspruch des Kapitalismus in der Aufspaltung 
zwischen Leitung und Ausführung, die dieser vollzieht, und 
in der Notwendigkeit, die sich für ihn daraus ergibt, gleich- 
zeitig die Ausschließung und die Teilnahme der Individuen 
an ihren Tätigkeiten messen zu wollen. In der klassischen 
Konzeption erleidet das Proletariat seine Geschichte bis zu 
jenem Tag, an dem es sie aufbrechen läßt. Für uns vollzieht 
das Proletariat seine Geschichte unter den gegebenen Be- 
dingungen, und seine Kämpfe verändern ständig die kapi- 
talistische Gesellschaft, so wie diese gleichzeitig das Proleta- 
riat wandeln. Für die klassische Konzeption produziert die 
kapitalistische Kultur ganz einfach Mystifikationen, die als 
solche angeprangert werden, oder wissenschaftliche Wahr- 
heiten und annehmbare Werke, deren ausschließliche An- 
eignung durch die privilegierten Schichten angeprangert 
wird. Für uns hat diese Kultur in allen ihren Äußerungen 
Anteil an der allgemeinen Krise der Gesellschaft und an der 
Vorbereitung einer neuen Form menschlichen Lebens. 

Für Marx wird die Produktion immer das „Reich der Not- 
wendigkeit" bleiben, und daraus ergibt sich die der marx- 
istischen Bewegung innewohnende Idee, daß der Sozialis- 
mus wesentlich die Neuordnung der ökonomischen und so- 
zialen Folgen einer zugleich neutralen wie unerbitterlichen 
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technischen Infrastruktur ist. Für uns muß die Produktion 
zum Bereich der schöpferischen Kraft der assoziierten Pro- 
duzenten werden, und die bewußte Umwandlung der Tech- 
nologie muß - damit sie in den Dienst des produzierenden 
Menschen gestellt wird - eine zentrale Aufgabe der nachre- 
volutionären Gesellschaft sein. Schon für Marx und noch 
mehr für die marxistische Bewegung stand die Entwicklung 
der Produktivkräfte im Mittelpunkt, und ihre Unvereinbar- 
keit mit den kapitalistischen Formen brachte die historische 
Verurteilung dieser Formen mit sich. Daraus ergab sich ganz 
natürlich die spätere Gleichsetzung des Sozialismus mit der 
Verstäatlichung und dem Planungssystem der Wirtschaft. 
Für uns nationalrevolutionäre Sozialisten ist das Wesen des 
Sozialismus die Herrschaft der Menschen über alle Aspekte 
ihres Lebens und in erster Linie über ihre Arbeit. Daraus er- 
gibt sich, daß der Sozialismus nicht zu begreifen ist außer- 
halb der Produktionskontrolle durch die assoziierten Pro- 
duzenten und außerhalb der Macht der Arbeiterräte. 

Für Marx mußte das „bürgerliche Recht” und damit auch 
die Ungleichheit der Löhne in der Übergangsperiode vor- 
wiegen. Für uns kann eine revolutionäre Gesellschaft nicht 
überleben und sich entwickeln, wenn sie nicht sofort die 
absolute Gleichheit der Löhne einfuhrt. In der marxist- 
ischen Bewegung ist man immer von den beiden folgenden 
Auffassungen - vom ökonomischen Determinismus und von 
der dominierenden Rolle der Partei beherrscht gewesen. Für 
uns steht im Mittelpunkt vor allem die Autonomie der Ar- 
beiter, die Fähigkeit der Massen sich selbst zu lenken, ohne 
die jede Idee vom Sozialismus sofort zu einer Mystifikation 
wird. Das bringt eine neue Auffassung vom revolutionären 
Prozeß ebenso wie von der revolutionären Organisation und 
Politik mit sich. Es ist nicht schwer einzusehen, daß diese 
Ideen - ob wahr oder falsch ist zunächst nicht wichtig - we- 
der „Additionen” noch teilweise Revisionen darstellen, 
sondern Elemente eines umfassenden theoretischen Neu- 
aufbaus. 

Mehr als je zuvor stellt sich das Problem der Schicksals der 
menschlichen Gesellschaft im Weltmaßstab. Die Zukunft 
von zwei Dritteln der Menschheit, die in nicht-industriali- 
sierten Ländern leben; die Beziehungen dieser Länder mit 
den Industrienationen; noch tiefergehend, die Struktur und 
Dynamik einer Weltgesellschaft, die allmählich auftaucht - 
das sind Fragen, die nicht nur dahin tendieren, eine zentrale 
Bedeutung zu bekommen, sondern die sich in der einen 
oder anderen Form Tag für Tag stellen. Für uns jedoch, die 
wir in einer „modernen” kapitalistischen Gesellschaft le- 
ben (in Deutschland sowohl in der Form des Privat- als auch 
des Staatskapitalismus), ist die erste Aufgabe die Analyse 
dieser Gesellschaft, der Zukunft der Arbeiterbewegung, die 
in ihr entstanden ist, der Orientierung, die sich die Revo- 
lutionäre in ihr geben sollen. Diese Aufgabe ist objektiv die 
erste, denn es sind die Lebensformen im modernen Kapi- 
talismus, die in Wirklichkeit die Welt beherrschen und die 
Entwicklung der anderen Länder herausbilden. Diese 
Aufgabe steht auch für uns an erster Stelle, denn wir sind 
nichts, wenn wir als deutsche Nationalrevolulionäre uns 
nicht theoretisch und praktisch im Verhältnis zu unseren 
eigenen deutschen Verhältnissen definieren. 



BRANDWUNDEN 



Bernhard Setzwein 

soeben im Friedl Brehm Verlag Feldafing/Obb. erschienen. 

Mit diesem Buch legt der Autor Bernhard Setzwein, der bis- 
her als bairischer Mundartdichter mit zwei schmalen Ge- 
dichtsbänden hervortrat, eine erste schriftdeutsche Prosaar- 
beit vor. Erschienen ist der Band im Friedl Brehm Verlag, 
der in diesem Jahr, sein 25jähriges Jubiläum begeht und da- 
mit einer der Ältesten in der sogenannten alternativen Li- 
teratur-Szene ein dürfte. 



„Nicht Napalmbomben auf Frauen, Kinder und Greise ab- 
zuwerfen, ist demnach kriminell, sondern dagegen zu prote- 
stieren.“ 

Ulrike Meinhof 



Diese Worte von Ulrike Meinhof sind nicht nur trauriges Re- 
sümee des Studentenprotestes 68 gegen das Vorgehen der 
Amerikaner in Vietnam, sondern sind auch zu lesen als Vor- 
spruch zu dem Buch „Brandwunden“ des jungen Münchner 
Autors Bernhard Setzwein (21 Jahre). Die Erzählung spiegelt 
in einer fiktiven Geschichte die Ereignisse um; 68: 

Der Jugendliche Herbert Eberich - von seinen Freunden wird 
er nur „Frosch“ gerufen - zeichnet an die Toilettenwand 
des Gymnasiums einen brennenden Menschen. Der Direktor 
droht mit Verweis und Schulentlassung. . . Frosch“ flieht 
vor seinem Vater, von dem er Schläge fürchtet, in einen ver- 
lassenen Bunker. Seine Freunde und Schulkameraden sind 
die einzigen, die „Frosch“ verstehen, sein anklagendes Bild 
vom brennenden Menschen in der Toilette. Sie stellen der 
Erwachsenenwelt unbequeme Fragen, den Lehrern, den El- 
tern, bleiben jedoch ungehört. Selbst eine Brandstiftung 
kann nicht aufmerksam machen. Herbert Eberich, der 
schüchterne Anführer dieses Protestes, wird zu einer letzten 
verzweifelten Tat getrieben. 

Draude und Drahnreb, die zwei Stimmen des in sich gespal- 
tenen Erzählers, schreiben sich gegenseitig Briefe, in denen 
teils aggressiv, teils resignativ die Geschichte dieser „Kinder- 
revolte“ geschildert wird, an deren Anfang Schreckensbilder 
eines brennenden Menschen aus Vietnam stehen. 

Das Buch „Brandwunden“ ist die Chronik einer Rebellion, 
deren trauriger Ausgang es ist, das Borniertheit, Ignoranz 
und Gefiihlskälte einmal mehr über die kindlich-naive Sensi- 
bilität gegenüber Unmenschlichem triumphiert. 

Atze Wolf 



Klaus Linde 




SOZIALISMUS oder 
MARSCH IN RICHTUNG 

„Am 9.November 1918 schlug die große Stunde für die 
Sozialdemokratie. Die Monarchie war zusammengebrochen; 
der Adel hatte bankrott gemacht; das Bürgertum besaß 
keine Macht: Die Macht lag auf der Straße. Eine neue 
Ordnung, ein neuer Staat wären zu gründen gewesen.” 
Doch in der Sozialdemokratie „pulsierte nicht der Wille, 
die politische Macht, wenn die Umstände günstig lagen, 
an sich zu reißen. Sie waren kurzatmige Rechner, denen 
es bisher erlaubt gewesen war, neben der Macht herzu- 
laufen, zuweilen etwas Kritik an ihr zu üben und dafür 
mit einem besseren Lebensstandart entschädigt zu werden. 
Ihre Wähler, die industrielle Arbeiterschaft, sollte mit 
einigen mäßigen Freiheitsrechten, Lohnerhöhungen und 
sozialen Errungenschaften abgespeist werden. Hierbei Er- 
folge zu erzielen, darin sahen sie ihre Aufgabe.” Was am 
9.November 1918 bevorstand, das waren nicht irgend- 
welche kleinen Vergünstigungen für die Arbeiterschaft, 
sondern ein „revolutionärer Krieg“. Doch die Chance für 
eine umfangreiche Veränderung der Besitzverhältnisse 
wurden vertan; sozialdemokratische Parteigenossen 
spotteten dieser Veränderung und stellten ihre ganze 
Kraft in den Dienst konterrevolutionärer Machtinhaber 
oder unterstützten reaktionäre Banden. 

Die Anfänge der Weimarer Republik können wir schon 
ins 19.Jahrhundert zurückverfolgen. Sie begann mit dem 
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AUF DAS DRITTE REICH 

Druck des Bürgertums auf Bildung eines größeren Wirt- 
schaftsmarktes, in dem sich seine wirtschaftlichen Inter- 
esse besser durchsetzen ließen. Es kam im Jahre 1871 zur 
Bismarkschen Reichsgründung, die von Niekisch als ein 
Rückzugsgefecht angesehen wird, um mit Zähnen und 
Klauen die junkerlichen Vorrechte zu verteidigen. Nur 
unter dieser Existenzangst ließ sich der alte Kaiser Wil- 
helm I. auf das Zugeständnis eines Volksparlaments — 
nämlich dem Reichstag — bewegen. Die Zuständigkeiten 
des Parlaments waren rigoros beschnitten, dere Kaiser 
ihm auch nicht verantwortlich und somit erfüllte es nur 
den Zweck einer Opposition, die das Recht hatte, Kritik 
zu üben. Mit Erscheinen der Gestalt Wilhelms II. auf der 
Bühne der Politik verkörperte sich erstmalig das Groß- 
bürgertum in einem Kriegs- und Landesherren. Die Herr- 
schaft großbürgerlichen Geistes machte sich insbesondere 
in der entstehenden Kriegsflotte sichtbar.Ein neues Thea- 
terstück konnte beginnen und lief unverkennbar auf einen 
Krieg mit England hinaus, denn Deutschland „brauche 
seinen Platz an der Sonne "(Wilhelm II.). Als sich nach 
dem Zusammenbruch Deutschlands 1918 die feudale 
Fassade auflöste, der Kaiser nach Holland floh und nie- 
mand bereit war, für ihn zu kämpfen, begann ein hoff- 
nungsvoller neuer Anfang: Die Ausrufung der Republik. 
Im Oktober 1917 siegte in Rußland die bolschewistische 
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Revolution und sie blieb auch nicht ganz ohne Wirkung 
auf die deutschen Arbeiter. Wie von selbst, ohne besondere 
Anweisung, bildeten sich in der Armee Soldatenräte und 
in den deutschen Städten entstanden spontan Arbeiter- 
räte. Diese neugebildeten Arbeiter- und Soldatenräte er- 
regten das Mißfallen nicht nur des Großbürgertums, sondern 
auch der sozialdemokratischen Führung, die den Anti- 
bolschewismus als politische Basis annahm. Das Räte- 
system mußte seiner Stellung enthoben werden. Statt 
dem „Instrument proletarischen Herrschaftswillens” mußte 
die Nationalversammlung, das bürgerliche Gesellschafts- und 
Verfassungssystem, konstituiert werden. 

Durch die Ereignisse nach dem 9.November 1918 war die 
SPD genötigt, die Regierung zu bilden. Nach gemeinsamen 
Bekenntnis zum Sozialismus bildeten die Sozialdemokraten 
und die Unabhängige Sozialdemokratische Partei (USPD) 
mit je 3 Mitgliedern den „Rat der Volksbeauftragten”. 
Der USPD war bei dieser Konstellation nicht ganz wohl, 
denn sie strebte eine Räteverfassung an und sympathisier- 
te mit dem deutschen Flügel der bolschewistischen Be- 
wegung, der Spartakusgruppe. Schon am 27. Dezember 
1918 schieden die Unabhängigen Sozialdemokraten aus 
dieser unheiligen Allianz aus, nachdem die Berliner Un- 
ruhen im Auftrag des Sozialdemokraten Ebert durch die 
Heerestruppen niedergeschlagen wurden. Der Sozialdemo- 
krat Noske 1) wurde Reichswehrminister und bestand mit 
bewaffneten Freikorps seine Bewährungsprobe bei der 
blutigen Zerschlagung zahlreicher Arbeiteraufstände. Er 
bestand sie für das Großbürgertum und die Erhaltung des 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaftsgefüges. „Die Arbei- 
terschaft, die sich in der sozialdemokratischen Einfluß- 
Phäre bewegte, ließ sich nicht in ihrem Glauben erschüttern, 
auf dem Boden des Parlamentarismus mit legalen und fried- 
lichen Mitteln ihren sozialistischen Gesellschaftsbau er- 
reichen zu können. ... Die sozialdemokratische Regierung 
entwaffnete die Arbeiterschaft und bewaffnete das Bürger- 
tum.” So entstand eine weiße Armee. Opfer dieser sozial- 





T.lth 







demokratischen Roheit wurden die spartakistischen Feld- 
herren: Rosa Luxenburg und Karl Liebknecht. Sie endeten 
hinterrücks erschossen in einem Landwehrkanal. 

Die Ursachen der Niederlage der Arbeiter legte das Blatt der 
Unabhängigen zum 1. Jahrestag des Novemberumsturzes 
Die „Freiheit" vermerkt hierzu: „Es hilft nichts, es muß 
immer wieder ausgesprochen werden, daß die Wurzeln der 
revolutionären Niederlage in der politischen Rückständig- 
keit und Unreife großer Teile des deutschen Proletariats 
liegen, die sich der großen historischen Aufgabe der sozialen 
Umgestaltung Deutschlands nicht bewußt sind. Große 
Teile der deutschen Arbeiterschaft stehen heute noch 
unter dem Banne bürgerlich-kapitalistischer Gedanken- 
gänge. sie glauben nicht - oder nur in Worten — an die 
schöpferische Kraft des Sozialismus, sie finden nicht den 
Mut. sich rückhaltlos auf den Boden des revolutionären 
Kampfes um den Sozialismus zu stellen, und flüchten sich 
vor ihren energischsten und zielbewußtesten KJassengenos- 
sen in das Lager der bürgerlichen Reaktion, an deren Vor- 
stellungswelt sie festh alten, dessen Machtgebot sie sich 
unterordnen.” 

Gedacht war die Weimarer Republik als eine Republik, in 
der die Arbeiter mit den Bürgern in friedlicher Eintracht 
gemeinschaftlich die Früchte ihres Schaffens pflücken 
können und beide Klassen bekommen, wonach ihnen ge- 
lüstet. Doch die Frucht vom Baum, die „süße Frucht 
des privaten Eigentums”, durfte nicht geerntet werden. 
Der „Garten Eden” fand hier seine Schranke. Aussicht 
auf Veränderung des Besitzverhältnisses gab es schon, wie 
die Sozialdemokraten den Arbeitern versuchten klarzu- 
machen. Denn „ die künftige Entwicklung der Gesellschafts- 
ordnung schien eine bloße Abstimmungsfrage zu sein; 
hatte man die parlamentarische Mehrheit, dann führte man 
durch Gesetzesbeschluß die sozialistische Ordnung ein 
und verbot die bürgerlich-kapitalistischen Wirtschafts- 
formen. Die Arbeiterorganisationen hatten den Wähler 
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zu erziehen; der Klassenkampf vollzog sich an der Urne; 
Waffe war der Stimmzettel. Bequemer und billiger konnte 
kein Arbeiter den Sozialismus haben; er hatte es nicht 
sein Leben zu riskieren und „Wunder an Heldentum” zu 
verrichten. Er war nur gehalten, von seinen verfassungsmä- 
ßigen Rechten den richtigen Gebrauch zu machen.” So 
leicht wäre es also gewesen? 2) 

Die Arbeiterschaft ließ sich von diesem Opium betäuben 
und wurde in den „Klassenschlaf” versenkt. Die Chance, 
die sozialistischen Ideale zu verwirklichen, verringerten 
sich mit jedem Feld, das den bürgerlich-kapitalistischen 
bzw. republikfeindlichen Kräften überlassen wurde. 

Einen Beweis ihrer Stärke gaben sich die Arbeiter, als 
1920 der Generallandschaftsdirektor Wolfgang Kapp nach 
dem Reichskanzle ramt griff. Der Generalstreik erwieß sich 
als die Waffe der Arbeiterklasse, gegen die das Bürger- 
tum wehrlos war, da durch die einheitlich operierende 
Arbeiterschaft Gegenwehr zwecklos war. Die unheim- 




liche Durchschlagskraft dieser Waffe verunsicherte das 
Bürgertum sehr, zumal in Mitteldeutschland und im Ruhr- 
gebiet das Selbstbewußtsein der Arbeiter rote Armeen ent- 
stehen ließ. „In diesem Augenblick ließ die Sozialdemokra 
tie die proletarische Sache abermals in Stich. Die sozial- 
demokratischen Führer sprangen sogleich herbei, die un- 
zufriedenen Arbeiter zu besänftigen.” Selber entfernten sie 
sich aus der „Nähe des revolutionären Arbeiterflügels” so 
Niekisch weiter, um im gleichen Atemzug das Bürger- 
kriegsschlachtfeld der Wehrmacht zu überlassen, die rück- 
sichtslos gegen die „proletarischen Revolutionäre” vorgeht, 
ln Bayern wuchs indes unter der Regierung von Kahr ein 
„Krebsgeschwür, das den Körper der Weimarer Republik 
verseuchte und einen tödlichen Giftstoff, den National- 
sozialismus, ausschied, an dem das Reich zugrunde ging“. 
Nach dem Vertrag von Rapollo, dem Ratherau-Mord und 
dem Ruhrkampf marschierte die Weimarer Re- 
publik „ ... in Richtung auf das Dritte Reich”.. 



Symbol für diese Marschrichtung war die Wahl des General- 
feldmarschall Hindenburg zum Reichspräsidenten. Nach 
langem hin und her um die Kandidatenaufstellung kam es 
zu einem Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen dem Zentrums- 
mann Marx und dem Monarchisten Hindenburg.. Die relative 
Mehrheit von 14 Millionen Stimmen (Marx erhielt 13 Mill., 
der Kommunist Emst Thälmann l,8Mül.) brachte die 
große Entscheidung und trug die Weimarer Republik 
ihrem Untergang entgegen. Ein Hasser der Republik war 
zum „Hüter ihrer Verfassung berufen worden. Man hatte 
den Bock zum Gärtner gemacht.” Die Republik war in den 
Händen derer, die sie verabscheuten, denen es jetzt ein 
Leichtes war, sie dahin zu stürzen, wo sie dann auch 1933 
endete. Schon 1926 erhielt die Fahne der restaurativen 
Kräfte, die schwarzweißrote Fahne, ihren Platz neben der 
republikanischen SCHWARZ-ROT-GOLD, auf Verordnung 
Hindenburgs und im Laufe der Zeit wurde die hoffnungs- 
volle Repu blik zum Aufmarschgebiet großer Bürgerkriegs- 
armeen der „Nationalen Opposition”. 

Diese großbürgerliche Front, die es geschafft hatte, Deut- 
schlands Nationalismus an sich zu fesseln, war im Stande, 
die Weimarer Republik zu Grabe zu tragen. Dieser Nationa- 
lismus , der die kraftvollste Macht seiner Epoche war, hätte 
von der Linken besetzt werden müssen. Jeder Klassenkampf 
kann nur dann erfolgreich sein, wenn ihm ein nationaler 
Gehalt innnewohnt, wenn er mit dieser kraftvollen Macht 
verknüpft ist. Doch Deutschlands Nationalismus wurde von 
der Sozialdemokratie abgelehnt. „Wie unabwendbar in 
jenen Jahren die objektive Situation selbst die nationale 
Ideologie begünstigte, bekam auch die Kommunistische 
Partei Deutschlands unmittelbar zu spüren. Mit ihrem 
Programm vom 24. August 1930 „zur nationalen und 
sozialen Befreiung des deutschen Volkes” bog sie auf 
nationalbolschewistische Geleise ein. Das Programm ge- 
kannte sich zur Zerreißung des Friedensvertrages, des 
Youngplans und zur Annullierung der internationalen 
Schulden und Reparationsverptlichtung, zum Selbst- 
bestimmungsrccht aller Nationen." 
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„Eine kleinere Gruppe, die Nationalbolschewisten, hatte be- 
griffen, daß die Weimarer Republik keine Kraft in sich be- 
saß und bei der Auseinandersetzung mit der großbürgerli- 
chen Reaktion schwächlich und ohne Stehvermögen war. 
Hatte die großbürgerliche Restauration ihre Interessen als 
die schlechthin nationalen aufgeputzt, so mußte jetzt umge- 
kehrt die Zertrümmerung ihrer Machtstellung als dringend- 
ste nationale Pflicht, als nationales Hauptanliegen begreif- 
lich gemacht werden. Dies war die Einstellung der National- 
bolschewisten.” 

Eine weitere Verschlimmerung der Lage kam im Wahlkampf 
zum Ausbruch, als der Reaktionär Hindenburg und der NS- 
Messias um das höchste Amt im Staate stritten. Da nach 
den Bestimmungen der Weimarer Verfassung der Kandidat 
beim ersten Wahlgang die absolute Mehrheit erreichen muß- 
te und diese nur schwer zu erreichen war, ging es im zwei- 
ten Wahlgang um die Entscheidung zwischen zwei republik- 
feindlichen Kandidaten. Die Sozialdemokraten mußten 
nun, nachdem sie 1918 Hindenburg den kleinen Finger 
reichten, zur offenen Unterstützung des Monarchisten auf- 
rufen. Hindenburg siegte zwar, die Nationalsozialisten 
konnten jedoch auf Dauer nicht mehr vor der Ergreifung 
der 

Macht gelündert werden. Die Republik war dem Tode ver- 
fallen, sie war verendet. Es brach an, das „Reich der nie- 
deren Dämonen“. 

Die „Legende von der Weimarer Republik“ ist ein engagier- 
tes Werk des bedeutenden Nationalrevolutionärs Ernst 
Niekisch. Es schildert nicht nur den Ablauf der Geschichte, 
sondern nimmt dazu leidenschaftlich Stellung. Durch das 
ganze Buch zieht sich der Faden seiner Weltanschauung, er 
bekennt sich zu seiner politischen Haltung und benutzt die 
Geschichte als Kampfmittel. 

Im Vorwort zu diesem Buch schreibt Niekisch: „Die Legen- 
de von der Weimarer Republik ist kein Bekenntnis eines 
Feindes dieser Republik. Einige junge Historiker haben den 
Verfasser fälschlicherweise den Feinden dieser Republik 
zugerechnet. Mein Herz hing an der republikanischen Ver- 
fassung, die Schwäche und Entschlußlosigkeit der Republik 
erfüllten mich mit trüben Ahnungen. Ich sah, wie die wirk- 
lichen Feinde der Republik Fuß faßten und Stellung auf 
Stellung eroberten. Dieselben Kräfte, welche den Ersten 
Weltkrieg verursachten und die ihn so führten, daß er ver- 
lorengehen mußte, dieselben Kräfte kehrten zurück und 
ließen befürchten, daß sie das gleiche Unheil wieder vor- 
bereiteten, das sie schon einmal über Deutschland gebracht 
hatten. Sie arbeiteten darauf hin, daß das System der parla- 
mentarischen Demokratie so korrumpiert wurde, daß es 
eines Tages einen Diktator sich erwählte und sich ihm aus- 
lieferte. Sie trieben die Wehrmacht auf ein Geleise, auf dem 
sie sich selbst zersetzte und sich selbst verdarf. „Die 
Legende von der Weimarer Republik“ will diesen Weg der 
Republik, auf dem sie ihren eigenen Untergang heraufbe- 
schwor, nachzeichnen, um die Erben von heute zu warnen, 
den Weg dieser Selbstzerstörung noch einmal einzuschla- 
gen.“ 

Gerhard Santura 



Ernst Niekisch, Die Legende von der Weimarer Republik. 
Mit einem einlietenden Essay von Bodo Scheurig. Verlag 
Wissenschaft und Politik, Köln 1968. 



schlagung der Münchener Räterrepublik und für die Ermor- 
dung des Schriftstellers und Anarchisten Gustav Landauer. 

2) Man ist geneigt, daß damalige Betreben mit der heutigen 
Sozialdemokratie und den Gewerkschaften zu vergleichen. 
Jedoch unter Vorbehalt, das Bestreben innerhalb der SPD 
ist ehrlich und nicht nur Regierungsgeilheit und Macht- 
streben einiger Genossen. Aber noch stört die Hure des 
Deutschen Bundestages, die nach ihren neuen Freier aus- 
schaut, Nach dem Motto: Augen rechts! Eine neue Koali- 
tion ist in Sicht. 



Der Krieg 



Georg Heym 



Aufgestanden ist er, welcher lange schlief, 
Aufgestanden unten aus Gewölben tief. 

In der Dämmrung steht er, groß und unerkannt, 

Und den Mond zerdrückt er in der schwarzen Hand. 



In den Abendlärm der Städte fällt es weit, 

Frost und Schatten einer fremden Dunkelheit, 
Und der Märkte runder Wirbel stockt zu Eis. 

Es wird still. Sie sehn sich um. Und keiner weiß. 



ln den Gassen faßt es ihre Schulter leicht. 

Eine Frage. Keine Antwort. Ein Gesicht erbleicht. 

In der Ferne wimmert ein Geläute dünn 
Und die Bärte zittern um ihr spitzes Kinn. 

Auf den Bergen hebt er schon zu tanzen an 
Und er schreit: Ihr Krieger alle, auf und an. 

Und es schallet, wenn das schwarze Haupt er schwenkt, 
Drum von tausend Schädeln laute Kette hängt 

Einem Turm gleich tritt er aus die letzte Glut, 

Wo der Tag flieht, sind die Ströme schon voll Blut. 
Zahllos sind die Leichen schon im Schilf gestreckt. 

Von des Todes starken Vögeln weiß bedeckt. 

Uber runder Mauern blauem Flammenschwall 
Steht er, über schwarzer Gassen Waffenschall. 

Ober Toren, wo die Wächter liegen quer 
Uber Brücken, die von Bergen Toter schwer. 

In die Nacht er jagt das Feuer querfeldein 
Einen roten Hund mit wilder Mäuler Schrein. 

Aus dem Dunkel springt der Nächte schwarze Welt, 
Von Vulkanen furchtbar ist ihr Rand erhellt. 



Und mit tausend roten Zipfelmützen weit 
Sind die finstren Ebnen flackcnd überstreut. 

Und was unten auf den Straßen wimmelt hin und her, 
Fegt er in die Feuerhaufen, daß die Flamme brenne mehr. 



Und die Flammen fressen brennend Wald um Wald, 
Gelbe Fledermäuse zackig in das Laub gekrallt. 

Seine Stange haut er wie ein Köhlerknecht 
In die Bäume, daß das Feuer brause recht. 



1 ) Noske ist auch verantwortlich für die Ermordung der 29 
Matrosen in Berlin in der Französischen Straße, die Nieder- 
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Wie deutsch ist Österreich? 



Es ist eine ermüdende Aufgabe, einer durch Lügen mani- 
pulierten Öffentlichkeit gegenüber laufend den Beweis für 
eine Selbstverständlichkeit erbringen zu müssen - nämlich 
die Selbstverständlichkeit der ethnischen Zugehörigkeit der 
Österreicher zum deutschen Gesamtvolk, die durch Spra- 
che, Kultur und Geschichte erhärtet wird. Obwohl von die- 
ser Aufgabe viel Zeit und Energie nationalrevolutionärer 
Aktivisten absorbiert wird, darf man die Fundamentallügen 
des herrschenden Systems nicht unbeantwortet lassen. Die- 
ses ist unablässig bemüht, durch die Propaganda für eine an- 
geblich im Gegensatz zum deutschen Volk stehende „öster- 
reichische Nation" den deutschen Charakter Österreichs 
zu leugnen. 

Seit 1945 verbreiten deutschfeindliche Politiker (vor allem 
aus Wien) - ohne Rücksicht auf historische Tatsachen 
daß die Österreicher gar keine Deutschen seien wie etwa 
die Bayern oder die Hessen, sondern lediglich „Deutsch- 
sprechende“. In Österreich sei aufgrund der Siedlungsge- 
schichte eine besondere österreichische Menschenrasse 
entstanden, eben die „österreichische Nation“. Die ex- 
tremsten Vertreter dieser Theorie wollen unter Bezugnah- 
me auf die Verschiedenheiten der stark ausgeprägten 
deutschen Mundarten und mancher nur in Österreich ge- 
bräuchlichen Ausdrücke sowie auf regional gefärbte Sprach- 
fomien (z.B. das Wienerische, Salzburgische oder Tiroleri- 
sche) sogar beweisen, daß im süddeutschen Teilstaat eine 
ganz andere Sprache gesprochen werde als das Deutsche - 
eben das „österreichische“. Am ausgeprägtesten ist die- 
ses Bekenntnis zum österreichertum (im Sinne eines 
Nicht-Deutschtums) in Wien. 

Die Frage, ob die Österreicher ganze, halbe oder gar keine 
Deutschen seien, soll hier einer fundierten Analyse unter- 
zogen werden. Dabei sind folgende Fragen zu beantworten: 

1 . Welches nationale Selbstverständnis hatten die Österrei- 
cher in der Vergangenheit? 

2. Wie entwickelte sich das reichsdeutsch-österreichische 
Verhältnis in der Zeit von 1938-1945. insbesondere un- 
ter Berücksichtigung der politischen Gegner des Faschis- 
mus? 

3. Wie und warum kam es zur staatlichen Wiedererrich- 
tung Österreichs nach 1945? 

4. Was trennt und was verbindet Österreich und andere 
Deutsche seither? 

5. Wie drückt sich dies im Bewußtseinsstand aus? 

zul) Im Interesse der geschichtlichen Wahrheit und einer 
objektiven Darstellung der ethnischen und sprachlichen 
Entwicklung in Österreich, wie sie wirklich vor sich gegan- 
gen ist, muß man 2000 Jahre zurückgehen. Deutsch bzw. 
germanisch war der Norden Österreichs schon damals. In 
der Völkerwanderungszeit war ganz Österreich Siedlungs- 
bzw. Durchzugsland germanischer Stämme (Markomanen, 
Quaden, Alemannen, Langobarden, Wandalen, Ost- und 
Westgoten, Sueben. Skircn, Rugier, Heruler, Gepiden). In- 
folge seines zahlenmäßigen Wachstums breitete sich das 
deutsche Volk im Laufe der Jahrhunderte immer weiter 
gegen Süden hin aus, bis weit über die Südosthänge der Al- 



pen. An dieser Landnahme waren zunächst Bayern und 
Alemannen beteiligt, nach Gründung der Ostmark im 10. 
Jahrhundert Siedler aus allen deutschen Stämmen (be- 
sonders Franken und Sachsen). 

Nun mögen gewisse Reste der romanisierten illyrisch-kel- 
tischen Urbevölkerung (ebenso wie in anderen Teilen Süd- 
und Südwestdeutschlands) und der Slawen verblieben sein; 
sie wurden allmählich assimiliert. Für die separatistische 
Propaganda trennt diese Legierung die Österreicher vom 
deutschen Gesamtvolk; tatsächlich aber verbindet sie die 
Österreicher eng mit ihren Stammesbrüdern im Süden, 
Westen und Nordosten Deutschlands. 

Anfangs Grenzland, wurde Österreich Mitte des 15. Jahr- 
hunderts deutsches Zentrum; erst in der 2. Hälfte des 
19. Jahrhunderts verspielte Österreich seine Führungs- 
rolle in Deutschland. Die Ansätze zur Trennung des Habs- 
burgerreiches („Österreich“) von Deutschland hatten keine 
ethnischen, sondern lediglich dynastische Ursachen, im 
Zeiltalter des Absolutismus war die ethnische Zugehörig- 
keit kaum von Interesse. Nach dem Bruderkrieg von 1866 
dauerte es 52 Jahre, bis die Alpendeutschen durch ihr 
Parlament die Wiedervereinigung mit dem Mutterland be- 
schließen konnten; weitere 20 Jahre - bis zum Jahre 
1938 — verhinderten die Ententemächte das Selbstbe- 
stimmungsrecht der deutschen Österreicher. Dann aber 
war die demokratische Chance verspielt, und die Vereini- 
gung der Republik Österreich mit dem Deutschen Reich 
wurde unter totalitären Vorzeichen vollzogen. 

Wir sehen also: Östereichs Geschichte ist seit ihren An- 
fängen vor mehr als 1000 Jahren ein Teil der deutschen 
Geschichte - mit gewissen regionalen Aspekten, wie sie 
sich auch in Preußen, Sachsen oder Bayern finden. In 
österreichischen Schulbüchern liest sich das allerdings 
etwas anders: Um einen Gegensatz zwischen österrei- 
chischer und deutscher Geschichte zu konstruieren, 
werden beispielsweise die preussisch-österreichischen Ri- 
valitäten der Dynastien im 18. und 19. Jahrhundert zu 
deutsch-österreichischen Gegensätzen umfunktioniert. 
zu2) Obwohl es in Österreich nicht an Eiferern fehlt, die 
kühne Theorien über die angeblichen Unterschiede zwi- 
schen „Deutschen“ und „Österreichern“ verbreiten, ist 
die deutsche Identität der Menschen zwischen Bodensee 
und Neusiedlersee bis zum Jahre 1938 unbestreitbar und 
im wesentlichen auch unbestritten. Die Geister scheiden 
sich vor allem an den Jahren 1938-1945, und ein Teil 
der österreichischen Zeitgeschichtsschreibung behauptet, 
die Österreicher hätten sich in dieser Zeit vom deutschen 
Volk abgewendet. 

Eine solche Argumentation mißt jedoch der kurzen fa- 
schistischen Epoche eine Bedeutung zu. die vor dem Gan- 
zen der deutschen Geschichte Österreichs nicht gerecht- 
fertigt ist. Die Ansätze zur Trennung des Habsburger- 
reiches („Österreich“) von Deutschland hatten keine 
ethnischen, sondern lediglich dynastische Ursachen; im 
Zeitalter des Absolutismus war die ethnische Zugehörig- 
keit kaum von Interesse. Der größte (nämlich der sozial- 
demokratische) Teil der politischen Emigration wollte 
den einmal vollzogenen „Anschluß" so lange wie über- 
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haupt möglich beibehalten. 

zu3) Die Zerstückelung Deutschlands war das erklärte 
Kriegsziel der Sieger von 1945. Die neuerliche Abtren- 
nung Österreichs (und die Belassung Südtirols unter ita- 
lienischer Herrschaft) war ein wichtiger Punkt dieses 
Programms, das in der Moskauer Deklaration von 1943 
festgelegt wurde. 

Unter dem Druck der Besatzungsmächte und in deren 
Interesse wird seitdem versucht, Österreich durch staat- 
liche Abgrenzung endgültig vom deutschen Gesamtvolk 
zu trennen und die Österreicher zu einer eigenen Nation 
zu stempeln - etwa in dem Sinne, in dem man vor 15o 
Jahren auch von „bayrischen“, „preußischen“, „sachsen- 
coburgischen“ etc. Nationen sprach. Wie schon nach dem 
Ersten Weltkrieg im Diktat von Saint Germain, wurde 
den Österreichern auch 1955 in einem sogenannten „Staats- 
vertrag“ Eigenstaatlichkeit aufgezwungen, darüber hinaus 
noch das Verbot jeder politischen oder wirtschaftlichen 
Verbindung mit dem übrigen Deutschland. Außerdem ist 
die von den Siegermächten wiedererrichtete Republik 
Österreich gehalten, keinerlei nationalistische Regung 
seiner Bevölkerung zuzulassen. 

Streng genommen, müßte die Republik Österreich also, 
um den Staatsvertrag zu erfüllen, an der Grenze gegenüber 
Bayern eine Waren- und Personensperre verfügen, den Ge- 
brauch der deutschen Sprache im ganzen Lande und die 
Einfuhr deutscher Literatur verbieten, den Nachdruck 
zahlreicher klassischer Werke untersagen und alle Ge- 
schichtsbücher verbrennen, die an den looojährigen ge- 
meinsamen Reichsverband erinnern und Österreich als 
eine Region deutscher Kultur darstellen, der Wichtiges 
für das Gesamtvolk geleistet hat. All dies ließe sich als 
„großdeutsche Propaganda“ deklarieren. 
zu4) Ist die Rechnung der alliierten Siegermächte aufge- 
gangen? Hat sich in Mitteleuropa tatsächlich eine neue 
Nation entwickelt? Gibt es eine österreichische Nation 
im Sinne einer eigenständigen ethnischen Gruppe? 

Diese Fragen müssen auch heute - nach 37 Jahren Sepa- 
ratstaat - verneint werden, obwohl der österreichische 
Separatismus die tollsten Blüten treibt. Der Prozeß der 
Nationenbildung ist für die europäische Welt längst abge- 
schlossen. er hat sich in die Dritte und Vierte Welt ver- 
lagert. Es ist eine einzige Nation, die in Wien und Berlin, 
in Salzburg und Passau, in Schwerin und Villach lebt. 
Österreich ist keine „Insel der Sehgen“, es ist nach wie 
vor mit dem Schicksal des deutschen Gesamtvolkes in 
jeder Weise verbunden: daran können weder Staatsver- 
träge noch Erklärungen aus Wien etwas ändern. 

Will man dennoch die Lüge von der „österreichischen 
Nation“ konsequent zu Ende denken, ergibt sich ein 
großes Problem: Welche Siedlungsgebiete sollen zu dieser 
synthetischen Nation gehören? Gehören auch die deut- 
schen Bewohner unmittelbar hinter den österreichischen 
Staatsgrenzen hegender Gebiete (die Südtiroler, die ehe- 
maligen Bewohner Südmährens, Südböhmens, Westungams 
und der Südsteiermark) der „österreichischen Nation“ 
an? Vielleicht sogar alle Volksdeutschen der ehemaligen 
österreichisch-ungarischen Monarchie (die Sudetendeut- 
schen, die Siebenbürger Sachsen und die Donauschwa- 
ben)? Dann wären im ersten Falle die in die BRD ver- 
triebenen Südmährer und Südböhmen dort eine öster- 
reichische, die anderen Deutschen der Monarchie, die sich 



nach ihrer Vertreibung in Österreich niedergelassen haben, 
eine deutsche Minderheit in Österreich, und im zweiten 
Fall die nach Westdeutschland Vertriebenen der alten 
Monarchie eine österreichische Minderheit.... 
zu5) So lächerlich und unsinnig sich das alles anhören 
mag — dennoch zeigt eine Gehirnwäsche, wenn sie nur 
intensiv genug ist, Wirkung. So auch die Propaganda für 
die „österreichische Nation“. Nun gehört zum National- 
bewußtsein neben der Abstammungs-, Sprach-, Kultur- 
und historischen Gemeinschaft zweifellos auch der Wille, 
eine Nation zu bilden. Es ist weiters eine Tatsache, daß 
es heute gerade die Massenmedien sind, die relativ rasche 
Veränderungen des Nationalgefühls bei großen Kreisen er- 
möglichen. Und daß die österreichischen Systemmedien 
nicht im Dienste des gesamtdeutschen Nationalbewußt- 
seins stehen, sondern vielmehr bemüht sind, die ethnische 
Verbundenheit mit dem übrigen Deutschland wegzuleug- 
nen, braucht kaum erwähnt zu werden 
Die Befürworter einer eigenständigen „österreichischen 
Nation“ - dieses von den Austrofaschisten erfundenen und 
in der Nachkriegszeit vor allem von den Kommunisten 
propagierten Hirngespinstes, das inzwischen zum Credo 
beider Großparteien (SPÖ und ÖVP) gehört - haben bis 
1970 ständig zugenommen. Ab 1970 scheint - Meinungs- 
umfragen zufolge - ein gewisser Sättigungsgrad erreicht, 
und von 1970 bis 1980 ist der Anteil der Gegner einer 
„österreichischen Nation“ sogar von damals 8 auf nunmehr 
11% angewachsen. Man muß laut Statistik zwar 10 Öster- 
reicher befragen, um einen zu finden, der sich offen als 
Deutscher bezeichnet, aber 70% der Österreicher geben 
an, daß ihr Land „die größte innere Verwandtschaft“ mit 
Deutschland habe. Das Bewußtsein der deutschen Identität 
- obwohl von den Offiziellen der Republik Österreich mit 
einem Tabu belegt — ist eben nicht „überwunden“, son- 
dern nur überdeckt und oberflächlich verdrängt. Zumal 
sich jene 67% der Österreicher, die sich 1980 als eigen- 
ständige , .Nation“ sahen, auf keine übereinstimmende 
Definition dieses Begriffes verständigen können; dieser 
Begriff ist unter den Befragten alles andere als klar, was 
auf ihren politischen Bildungsstand ein erbärmliches Licht 
wirft. 

Infolgedessen müßte es - langfristig gesehen - geüngen, ge- 
wisse Bewußtseinsinhalte bei jenen Irregeleiteten, die 
meinen Österreich mit der Propagierung der „österreichi- 
schen Nation“ etwas Gutes zu tun, wieder zu verändern 
und ihr Nationalbewußtsein zu korrigieren. 

Wie unsinnig der Trick gewisser Kreise in Österreich ist, 
durch Gegenüberstellung von „deutschsprachig“ und 
„deutsch“ über die Tatsache hinwegkommen zu wollen, 
daß die Österreicher in ihrer überwiegenden Mehrheit 
dem deutschen Volk angehören, zeigt die Problematik der 
Minderheiten. Nach amtlicher Auffassung gibt es sloweni- 
sche und nicht „slowenisch-sprachige“ Österreicher im 
südlichen Kärnten, kroatische und nicht , .kroatisch-spre- 
chende“ Österreicher im Burgenland, aber den „deutsch- 
sprachigen“ Österreicher sucht man ihre nationale Identi- 
tät vorzuenthalten. Demgegenüber betrachten die Ver- 
treter der alteingesessenen nichtdeutschen Volksgruppen 
Österreichs ihre „deutschsprachigen“ Landsleute üblicher- 
weise als - Deutsche. Würde man umgekehrt die Burgcn- 
länger fragen, ob sie Deutsche, Kroaten oder Ungarn sind, 
würden sich wenigstens 85% als Deutsche bezeichnen. Wenn 
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man die Kärntner befragt, ob sie Deutsche oder Slowenen 
sind, würden sich zumindest 90% als Deutsche deklarieren; 
in Süttirol hätte eine derartige Befragung ein ähnliches 
Ergebnis. 

Weiters: „Deutschsprachig“ ist doch wohl jeder, der die 
deutsche Sprache beherrscht, auch wenn sie nicht seine 
Muttersprache ist. In diesem Sinne wären aber auch die 
Angehörigen der slowenischen Volksgruppe Kärntens 
„deutschsprachig“, denn es gibt unter ihnen kaum je- 
manden, der nicht deutsch kann. 

Nach dem Ersten Weltkrieg sollte der deutsche Rest der 
Habsburger-Monarchie ursprünglich „Südostdeutschland“ 
heißen, was den Gesetzen der Logik besser entsprochen 
hätte als „Österreich“ oder „Ostmark“. Die beiden letzte- 
ren Bezeichnungen beziehen sich nämlich - historisch ge- 
sehen — nur auf einen Teil des heutigen Bundeslandes 
Niederösterreich. Tirol war bis ins 14.Jahrhundert ein 
selbstständiges Land, Salzburg wurde erst zur Zeit Napo- 
leons erworben, und das Burgenland kam erst 1921 an die 
Republik. 

Da sich das Recht auf nationalstaatliche Einheit auf den 
gesamten deutschen Siedlungsraum in Mitteleuropa be- 
zieht, kann eine Entfremdung der Deutschen in den öster- 
reichischen Bundesländern vom Gesamtvolk niemals ak- 
zeptiert werden. Es muß auch in aller Schärfe festgehalten 
werden, daß jene Artikel des österreichischen Staatsver- 
trags, die kolonialistische und diskriminierende Auflagen 
enthalten, in brutalem und provokantem Widerspruch 
zum modernen Grundgedanken der Volkssouveränität 
stehen. 

Dennoch ist das „österreichische Nationalbewußtsein“ 
- objektiv sein falsches Bewußtsein — gegenwärtig ein 
Problem von zweitrangiger Bedeutung, da es den ethni- 
schen Bestand der Bevölkerung in keiner Weise gefährdet. 
Im Moment gilt es viel gefährlichere Dinge abzuwehren: 
die Überfremdung aller deutschen Teilstaaten durch das 
internationale Kapital, das den größten Nutzen aus dem 
modernen Menschenhandel mit den „Gastarbeitern" 
zieht, und vor allem die unmittelbare Bedrohung durch 
einen Zusammenprall der beiden Supermächte auf deut- 
schem Boden. 

Diese politische Konstellation veranlaßt heute auch Na- 
tionalrevolutionäre, Österreichs Neutralität und (relative) 
Unabhängigkeit zu bejahen. Kein vernünftiger Österreicher 
kann einen .Anschluß“ an das amerikanische Quasi-Pro- 
tektorat BRD wünschen (wie es etwa die rechtsextreme 
NDP tut), auch nicht auf dem Umweg über die EG. Bevor 
man an eine Neuvereinigung denken kann, müßten die 
paktgebundenen deutschen Teilstaaten aus den Milität- 
blöcken ausscheiden, müßten die beiden deutschen Haupt- 
staaten BRD und DDR ihre Angelegenheiten in die eigenen 
Hände nehmen. 

Erst wenn der Tag kommt, an dem die Bewohner der 
Bundesrepublik die amerikanische Fremdherrschaft und 
die der DDR die sowjetische Fremdherrschaft abschütteln, 
stellt sich für Österreich die nationale Frage vollkommen 
neu. Dann wird aktuel, was Kreisky einmal an Brandt 
schrieb: daß man „in fernerer Zukunft ohne historische 
Reminiszenzen staatliche Vereinigungen in Mitteleuropa 
wieder ins Auge zu fassen haben wird“. 

In entscheidenden historischen Augenblicken fallen kunst- 




gesprengter Hochspannungsmast 

liehe Staatskonstruktionen so leicht wie Kartenhäuser zu- 
sammen. Die politische und staatsrechtliche Teilung eines 
Sprach- und Siedlungsgemeinschaft zusammenlebenden 
Volkes könnte sich dann nicht halten. Niemand sollte 
ausschließen, daß sich dann auch die Mehrheit der Öster- 
reicher wieder ihrer deutschen Identität bewußt werden. 
Menschen, die unbestritten den gleichen Volksstämmen 
angehören — wie die Bayern und Alemannen diesseits 
und jenseits der österreichischen Grenzen, werden diese 
überflüssige Grenzen gemeinsam beseitigen. 

Stefan Fadinger 



wir selbst 

Der fortdauernde Besatzungszustand Deutschlands und die 
auf deutschem Boden drohende nukleare Konfrontation 
der Supermächte rückt die ungelöste nationale Frage der 
Deutschen erneut ins Blickfeld. Wir setzen uns ein für ein 
paktfreies, geeintes und sozialistisches Deutschland in 
einem Europa freier Völker. Deutsche Einheit bedeutet 
für uns nicht Zentralstaat, sondern eine humane Republik 
regionalistischer Vielfalt und dezentraler Entscheidungsbe- 
fugnisse. 

Folgende Einzelforderungen wollen wir in einen Gesamtzu- 
sammenhang stellen: 

• Ethnopluralismus 

• ökologische Lebensgestaltung 

• humaner Sozialismus 

• dezentrale Wirtschaftsordnung 

• kulturelle Erneuerung 

• Basisdemokratie 
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Die Schlümpfe unterm Preußenrock 

Westeuropäer entdecken die DDR 



Im letzen Jahr bereisten zwei Journalisten die DDR — der 
Pariser Photojoumalist Jean-Pierre Delagarde und der Lon- 
doner Times-Korrespondent Timothy Gordon Ash. 

Zu den Auswirkungen der Entspannungspolitik gehörten 
nicht nur die Zunahme offizieller deetsch-deutscher Kon- 
takte — auch das Interesse der Deutschen füreinander nahm 
in beiden Teilen zu. 

Für das hellhörige Westeuropa tauchte da gleichsam wie das 
alte Vineta ein weiterer deutscher Staat aus den Fluten: 
Deutschland, bisher von dem Konstrukt Bundesrepublik 
abgedeckt, ging ja über die Elbe hinaus, immerhin bis an 
die Oder. Die Klischees des Kalten Krieges verblaßten: 
Ein Interesse verlangte nach Information, die Preußen 
und Sachsen, wie deutsch waren sie noch? 

Im vergangenen Jahr erschienen gleich zwei Publikationen : 
Der Pariser Photojoumalist Jean Pierre Delagarde veröffent- 
lichte im Stalling-Verlag einen Bildband über seine DDR- 
Impressionen: „Die Deutschen drüben“ und der Londoner 
Times-Korrespondent Timothy Garton Ash faßte in einem 
Spiegel-Buch, „Die DDR heute“ zweihundert Seiten Reise- 
eindrücke zusammen. 

Brecht forderte einst, man solle nicht die wirklichen Dinge 
beschreiben, sondern zeigen, wie die Dinge wirklich sind. 
Legt man seine Maßstäbe an die Berichte, so scheinen sich 
diese zwei Darstellungsweisen fast exemplarisch widerzu- 
spiegeln. 

Beide erzählen einen Reisereport: Delagarde fährt von Pots- 
dam nach Dresden, durch die Sächsische Schweiz, die kleine 
Stadt Hohnstein, Karl-Marx-Stadt, durchs Thüringer Land, 
verbringt einige Tage in der LPG Römhild, weitere Statio- 
nen sind Erfurt, der Chemieanlagenbau Rudisleben, Wei- 
mar, Buchenwald, Mühlhausen und das Mecklenburger 
Land. 

Times-Korrespondent Ash beschränkt sich mehr auf Land- 
schaften und Städte, zu denen er historische Bezüge herstei- 
len kann: Wittenberg zu Luther, Weimar - zu Goethe, 
Potsdam - 2u Scharnhorst, in der Grenzstadt Görlitz unter- 
sucht er das Verhältnis der östlichen Deutschen zu den pol- 
nischen Nachbarn. 

Willig erfaßt die Kamera Delagardes die wirklichen Dinge: 
Zuschauer im Dresdner Fußballstadion beim OberÜgaspiel 
gegen Dynamo Dresden: „Rush-our“ am Dresdner Spät- 
nachmittag, Feierabend vor der Glotze in Mühlhausen. Gern 
erliegt er Klischess: Allerwelts-Heim-und-Herd-Zubehör eti- 
kettiert er als „typisch deutsch“: Ein Wandregal mit Glä- 
sern, Familienabendessen, auf dem Tisch Tomaten, Wurst 
und Brot, eine sorbische Bäuerin in Werktagstracht, im 
hochgeschlossenen „Geblümten“, beschaulich und matro- 
nenhaft vor der Haustür.... eine Sammlung lockerer 
Schnappschüsse die jeder DDR-Verlag als Landesdarstellung 
auf der Frankfurter Buchmesse anbieten könnte. Viel Har- 



Vormilitärische Ausbildung für Zehnjährige in der DDR 

monie und Ruhe, ein Mauerbild, das eher stört: Wer ist 
denn da nicht bei Trost, fragt man sich, dieses schöne Le- 
ben zu fliehen? 

‘Über die DDR‘, schreibt Delagarde im Vorwort 1 , wird viel 
Einseitiges berichtet. Dies weckte meine Neugierde*. Er 
unternahm es, über vieles zu berichten, was man bei uns 
gern herunterspielt: Über die großzügigen Sozialleistungen, 
die vorbildliche Kinderbetreuung, die Ehestandsförderung, 
den gelassenen Arbeitsalltag auf gesicherten Arbeitsplätzen. 
Ein menschliches Antlitz der DDR wird vorgestellt, das sich 
vorteilhaft gegen das westliche abhebt. 

Weshalb, bleibt die Frage, muß dieser Teil Deutschlands die 
kostspieligste und tödlichste Grenze der Welt unterhalten, 
um seine Bewohner an der Flucht in den westlichen Teil 
zwischen Elbe und Rhein zu hindern* 

Völlig gegensätzlich zu der unwirklichen Wirklichkeit 
dieses Bildreports unternimmt es Ash, hinter den wirkli- 
chen Dingen die Dinge wirklich sichtbar zu machen, die zu 
Millionen Flüchtlingen und zur Kontinuität dreistelliger Po- 
lithäftlingszahlen führten. 



Die britische Distanz zum „deutschen Wesen“ ermöglicht 
ihm analytische Schärfe, die frei ist von deutsch-deutschen 
Rücksichten und parteipolitischen Klischees. 

Das Deutschtum hat es ihm angetan. Mit Akribie botani- 
siert er in allen ihm zugänglichen Winkeln nach seinen In- 
dizien. Seine Reportage wird zum Herbarium, zum reichhal- 
tigsten DDR Nachkriegsbericht vielleicht überhaupt: 

„Die DDR ist ein anderes Deutschland. Man muß nur ein 
wenig an der Oberfläche kratzen, um das Deutsche unter 
dem bröckelnden Anstrich des sowjetischen Systems zu ent- 
decken. Paradoxerweise reicht die Amerikanisierung der 
Bundesrepublik weiter als die Sowjetisierung der DDR ’. 

Den osteuropäischen Sozialismus nennt er konservativ. Die 
DDR-Hauptstadt, oder der Ostteil Berlins, sei der Traum 
des westberliner Polizeipräsidenten. Ruhe ist erste Bürger- 
tugend. Gurtmuffel Ash wird von DDR-Fahrem sofort zum 
Gurtanlegen aufgefordert: Bei uns Pflicht! 

Die Identifikationsformel „bei uns“ findet er überall, er 
liefert die Erklärung für die Bilder, die Delagarde als 



menschliches Deutschland mißversteht. Den Sicherheits- 
gurt, nicht Hammer und Zirkel ortet Ash als Landessymbol: 
Sicherheit vor Verbrechen. Wirtschaftliche Sicherheit. So- 
ziale Sicherheit. Sicherheit ist es, was der ostdeutsche Staat 
seinen Bürgern vor allem zu bieten zu hat: Das Konstrukt 
wird präzis benannt: Kein sozialistischer Staat also, sondern 
ein Polizeistaat mit menschlichem Antlitz. 

Der entgegengesetzte Beobachtungsstil beider Autoren setzt 
sich auch in der Beschreibung von Begegnungen mit DDR- 
Bürgern fort. Delagarde erlebt bei FDJ-Studenten der Hum- 
boldt-Universität in Ostberlin Diskussionen, die er als offen 
frei und kontrovers bezeichnet. 

Zu diesem Schein nennt Ash das Sein: Der Staat versucht 
nicht mehr das Verhalten des Individuums hinter seinen gut 
verschlossenen Türen zu kontrollieren, solange es Bereit- 
schaft zeigt zur öffentlichen Konmität! 

In der zunehmenden Rückbesinnung auf deutsche Ge- 
schichte sichten beide Autoren zunehmendes Regierungsin- 
teresse am Preußengeist. Nicht nur das fridericianische Mu- 
seum für deutsche Geschichte in Ostberlin ist frisch reno- 
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viert. Die britische Optik, durch geschichtliche Erfahrung 
hinreichend sensibilisiert, sieht den preußischen Schoß 
durch die sozialistischen Nachfahren allenthalben zu erneu- 
ter Fruchtbarkeit angeregt. Mit Ausnahme der Toleranz för- 
dere die DDR alle preußischen Staatstugenden. Auch die ur- 
alte Rivalität zwischen Sachsen und Preußen hat sich erhal- 
ten. Beiden Autoren wird häufig versichert, die Sachsen 
seien die ‘fünfte Besatzungsmacht 1 . Gemeint ist die sächsi- 
sche Funktionärsgeneration, die der ehemalige Regierungs- 
chef Walter Ulbricht in landsmannschaftlicher Verbunden- 
heit in höchste Staatsämter brachte. 

Die DDR, so Ash, sei mit den gleichen Problemen konfron- 
tiert, mit denen es die preußisch-deutsche Regierung zu tun 
hatte, als „Preußen in Deutschland aufging“. Der DDR-Hit 
„Sing, mei Sachse, sing“ konterten die Berliener spöttisch 
mit „Brüll, mein Preuße, brüll“. 

Argwöhnisch registriert Ash ein 1981 in Rostock uraufge- 
fiihrtes Theaterstück „Die Preußen kommen“. Dieser Titel 
könnte als die eigentliche Quintessenz des britischen Reise- 
pos gelten. Eine derart historische Zukunft habe sich gleich- 
ermaßen unter der Erde zusammengebraut. 

„Andere Staaten besitzen eine Armee, Preußen aber ist eine 
Armee, die einen Staat besitzt.“ Dieser berühmte Satz Mira- 
beaus nach dem Tode Friedrichs des Zweiten, könnte, stellt 



Paradwrand* DDR-Soldaten 

Ash fest, in der DDR erneut gültig werden. Durch gesamtge- 
sellschaftliche Rahmenpläne werde jeder Bürger vom Kin- 
dergarten bis zur Pensionierung in das militärische Verfü- 
gungssystem des Staates eingebunden. Die Armee werde 
wieder zur Schule der Nation. Die Entwicklung der Wehrer- 
ziehung sei nicht gegen die deutsch-deutsche Entspannung, 
sondern gegen die damit verbundene Destabilisierung des 
künstlichen Feindbildes gerichtet. Die Forderung nach 
Staatsbewußtsein sei der DDR genausoviel wert wie den 
Preußen, denn sie sei, wie auch Preußen, nichts als ein 
Staat. Folgerichtig fahndet Ash nach Anzeichen traditionel- 
ler preußischer Aggressivität. Ungeachtet der schlimmen 
Tradition deutscher Ostlandritte, sei die DDR der ener- 
gischste Advokat für den militärischen Einmarsch ins Po- 
len der Solidamosc gewesen, schüre sie alte antipolnische 
Ressentiments. 

Äußern sich hier britische Ängste gegenüber der dem preuß- 
ischen Militarismus innewohnenden Wachstumsdynamik? 
Zwar unterstünde die neue Preußenarmee dem Kreml, der 
Besitz eines derart kraftvollen Motors aber, gut geschmiert 
mit preußischem öl, müßte jedem Fahrer eine Versuchung 
sein. 

Aber Ash ist ein zu genauer Rechercheur, um seiner Alp- 
traumvision zu erliegen. Trotz aller kleinen Arrangements 
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zwischen Regierung und Volk weiche vor allem die Nach- 
Mauer-Generation den lockenden Trommelklängen aus. 

In Bild und Wort zeigen beide Autoren eine lebendige Ju- 
gend, die mit den Staatsforderungen in der Öffentlichkeit 
kooperiert, um sie im Privatleben erfolgreich zu ignorieren. 
Sie genießen die sozialen und beruflichen Sicherheiten, sind 
perfekt in existenzsichemden Masken, vielschichtiger Meta- 
sprachen, daß beide Autoren eine antimilitaristisch und 
demokratisch denkende Jugend registrieren, die sich je nach 
Bedarf zu tarnen imstande ist. 

Nirgendwo in Osteuropa, schreibt Ash, ist das Doppelleben, 
das Leben mit zwei Sprachen und zwei Meinungen, die 
Kunst der doppelten Zunge, derart perfektioniert. 

Auch die DDR-Autorenschaft sei davon nicht ausgenom- 
men. Mit provokatorischer Offenheit wundert er sich über 
die maßvolle Staatskritik sowohl der verbleibenden, wie 
auch der ausgebürgerten DDR-Autorenschaft. „DDR- 
Schriftsteller haben niemals, weder individuell, noch kollek- 
tiv, ihre Regierung in vergleichbarer Weise herausgefordert, 
wie ihre polnischen, ungarischen oder tschechischen Kolle- 
gen“. Als Ursache ortet er den Geist von Weimar — die 
deutsche Innerlichkeit; ist sich einig mit Heine über den 
Umgang der Deutschen mit ihren Fürsten: Nur träumend, 
im idealen Traum/wagt ihnen der Deutsche zu sagen/die 
deutsche Meinung, die er so tief/im deutschen Herzen ge- 
tragen.“ 

Es scheint, als habe er sich vorgenommen, vor allem über 
jene Dinge zu reden, die er in den Schriften der DDR-Li- 
teraten vermißt. Mit sarkastischen Florettstößen perforiert 
er die deutsche Käseglocke von Goodwill, Rücksicht und 
Leisetreterei, geht er mit der deutschen Schlumpfmentalität 
ins Gericht: Sie lesen Goethe und hören Bach, kultivieren 
ihre Gärten und Freundschaften. Sie gehen die politischen 
Kompromisse ein, die unumgänglich sind, um ihre materiel- 
le Lage und ihre innere Freiheit zu schützen. Spiritus rector 
ist Goethe: Während der deutschen Befreiungskriege saß er 
im Weimarer Studierzimmer und katalogisierte Mineralien. 
Den Schlümpfen unter dem Preußenrock hält er die östli- 
chen Nachbarn vor 1980 stürzten polnische Arbeiter zum 
dritten Mal einen ungeliebten Parteisekretär. Kommentar 
Ash: Deutsche würde wir sagen, tun so etwas nicht, Polen 
tun es einfach. 

Während Delagarde der DDR-Bevölkerung ein eigenes na- 
tionales Bewußtsein bescheinigt, sind für den Briten Ash die 
positiven Lebensqualitäten, zu denen sich die DDR-Bewoh- 
ner bekennen, eher gesamtdeutsch, als „sozialistisch”: „Der 
SED-Slogan „Wachstum, Wohlstand, Stabilität“ könnte di- 
rekt dem Programm einer westdeutschen Partei entnommen 
sein. 

Den unterprivilegiertesten Teil des Ost Berliner Proletariats 
entdeckt Ash auch heute noch im Prenzlauer Berg. Hier gibt 
es durch den traditionell proletarischen Stolz die meisten 
Stimmenthaltungen zu den realsozialistischen Wahlpossen: 
„Vor fünfzig Jahren wählte die Carmen -Silva-Straße aus 
Protest die Kommunisten, heute stimmt sie aus Protest ge- 
gen sie. Vor fünzig Jahren hatten die Bewohner kein Geld 
zum Einkäufen, heute gibt es kaum etwas zu kaufen. Vor 
fünfzig Jahren gingen sie am ersten Mai auf die Straße, ver- 
eint in wirklicher menschlicher Solidarität, gegen die un- 
menschliche Arbeitslosigkeit, geschaffen von einer privaten, 
kapitalistischen Wirtschaft, heute versuchen sie sich soweit 
es geht, von den künstlichen obligatorischen Solidaritäts- 
bekundungen ins Private zurückzuziehen, vor fünfzig Jah- 
ren lebten sie in quälender Unsicherheit, heute leben sie in 
quälender Sicherheit.“ 

Trotzdem ist dieser Teil Berlins, findet Ash,dem „wahren 




Berlin“ im Döblinschen Sinne viel ähnlicher:,, Der mono- 
tonen, grauen Arbeiterstadt, stark und nüchtern, eine sehr 
unpoetische, sehr wenig bunte, aber sehr wahre Stadt. Hier 
sei das einzige Theater von Weltklasse, was Berlin zu bieten 
habe: Die Stadt selbst”. 

Die westlichen Medien, stellt Ash fest, benützen die DDR 
für ihre Parteipolemiken. Während die Springerpresse sich 
redlich bemühte, jegliche Form des Sozialismus zu disquali- 
fizieren, taten andere so, als ob die DDR sowenig mit „So- 
zialismus” zu tun habe, wie Braunkohle mit Schokolade. 
Beide Autoren sind sich eing: Sie sind Deutsche geblieben 
dort. Während auf dem Festival des politisches Liedes der 
Klassenkampf tobte, reiste im Abteil Jean Pierre Delagar- 
des eine fünfundzwanzigjährige Arbeiterin vom Main-Frank- 
furter Schwesterbesuch zurück ins heimische Sachsen. 
Nach dem Grenzübertritt zeigte sie dem Journalisten stolz 
ihr Schmuggelgut, auf das die Kollegen in Karl-Marx -Stadt 
bereits sehnsüchtig warteten: Eine Kassette mit Schlumpf- 
liedem 
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Die Sprengkraft der Utopien Robert Havemanns 




Wolf Biermann und Robert Havemann in der DDR 

Kurz vor seinem Tode mußte Havemanntochter Franziska, 
neunjährig, im Schulfach Kunsterziehung einen Panzer ma- 
len. Unter die farbige Kampfmaschine schrieb sie lakonisch: 
PANZER TÖTEN MENSCHEN! Die Staatsbedienstete 
DDR-Lehrerin forderte sie auf, die drei Worte zu überma- 
len. Sie weigerte sich. 

Der Satz, so alt, so wahr, so entlarvend wie jener des An- 
dersenmärchens „Des Kaisers neue Kleider“, ist geprägt 
vom Geiste Robert Havemanns, dessen Fortdringen in die 
junge Generation der DDR kein Staatssicherheitsdienst 
mehr verhindern kann. 

Nach dem Kriege ist kein Kommunist in beiden Teilen 
Deutschlands mit einem solch gigantischen Personalauf- 
wand überwacht, regelmentiert und isoliert worden wie Ro- 
bert Havemann. Niemals hat er die gesellschaftliche Utopie 
aller kommunistischen Parteien, die kommunistische Gesell- 
schaft, infrage gestellt, und niemals war sie für ihn eine pess- 
imistische Vision. 

Was ließ ihn für die SED so gefährlich werden, welchen Un- 
geist wollte man isolieren, der auch in dem lakonischen Satz 
seiner Tochter zum Ausdruck kommt? 

Es war der Ungeist des marxistisch denkenden Naturwissen- 
schaftlers, des kommunistischen Visionärs, der die Marxfor- 
derung „An allem zweifeln“ für sich selbst einlösen wollte. 
Als der stalinistische Horror den dialektischen Analytiker 
aus der Parteidisziplin aufzuschrecken begann, traf ihn die 
Begegnung mit der Charakteristik des Gegenwartsmarxis- 
mus durch xlen polnischen Philosophen Leszek Kolakowski 
wie ein Schlag: 

„Das Wort Mi.rxist bezeichnet nicht einen Menschen, der 
die eine ode andere inhaltlich umrissene Auffassung von 
der Welt besitzt, sondern einen Menschen mit einer be- 
stimmten Geisteshaltung, die durch die Bereitschaft gekenn- 
zeichnet ist, Auffassungen zu akzeptieren, die behördlich 
bestätigt worden sind. Welchen aktuellen Inhalt der Marxis- 
mus besitzt, ist von diesem Gesichtspunkt aus ohne Bedeu- 
tung — man wird dadurch zum Marxisten, daß man sic be- 
reit erklärt, von Fall zu Fall den Inhalt zu akzeptieren, den 
die Behörde präsentiert (DIE ZEIT, 7. Mai 1965) 



Der Verfechter einer emanzipatorischen, humanen, lebendi- 
gen Philosophie begann, sich ihrer Verwandlung zur Staats- 
religion entgegenzustellen. Die kommunistische Partei re- 
agiert wie die katholische Kirche: Der Ketzer wurde ex- 
kommuniziert. 

In der staatskapitalistischen DDR war das gleichbedeutend 
mit totalem Berufsverbot: Im März 1964 verlor er durch ein 
Disziplinarverfahren seine Professur an der Humboldtuni- 
versität. Gleichzeitig wurde er aus der SED wegen „partei- 
schädigenden und parteifremden Verhaltens“ ausgeschlos- 
sen. Formaler Anlaß war das Interview, das am 11.3.1964 
im SPDnahen „Hamburger Echo“ erschien. Der wirk- 
liche Grund waren seine weltberühmten Wintervorlesungen 
1963/64 an der Humboldt-Universität in Ostberlin, die als 
„Dialektik ohne Dogma“ auch im Rowohlt-Verlag erschie- 
nen. Parallel dazu reifte in Havemann die Erkenntnis, daß 
mit dem Eintritt in das Zeitalter der atomaren Bedrohung 
der Krieg als politisches Instrument zum Menschheitsunter- 
gang führen muß. Er begann in einer beispiellosen Ein- 
Mann-Initiative einen konsequenten Friedenskampf. 

„In dieser Welt der atomaren Bedrohung verlangt die 
Menschheit mehr als je zuvor die Abschaffung des Krieges. 
Sie verlangt den Frieden. Tatsächlich läßt sich heute das 
Langen nach dem allgemeinen Frieden, das bisher nur ein 
Hoffnungstraum der Menschheit war. auf den lapidaren 
Satz reduzieren: Wir wollen. . . (Fragen, Antworten, Fragen 
Reinbeck 1972. S. 199) 

Im unsicheren Schutz seiner antifaschistischen Vergangen- 
heit nutzte er sein verbleibendes Leben zur Abrechnung mit 
allen Tabus, zu denen die Parteidisziplin der SED ihre Mit- 
glieder zwang. Er war der einzige, der sie ungestraft in Wort 
und Schrift brechen durfte, ohne auf Nimmerwiedersehen 
im Zuchthaus zu verschwinden. Er sprach verständlich. Er 
sprach Tatsachen aus, um die jeder wußte, die aber auszu- 
sprechen die Staatsgewalt zum Verbrechen erklärte. Er be- 
zeichnete die Herrschaft der SED als das, was sie war: Als 
Diktatur einer Handvoll Politiker (nach Rosa Luxemburg) 
und kämpfte, unterstützt von dem besten deutschen Lieder- 
macher Wolf Biermann, für seine sozialistische Utopie, für 
„Freiheit und Sozialismus": 
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„Mit Pressefreiheit, auch für Andersdenkende, Versamm- 
lungsfreiheit, Streikrecht, Freiheit des Glaubens, der Welt- 
anschauung, des künstlerischen Schaffens, Freiheit von je- 
der Staatseinmischung in Kultur und Wissenschaft (Februar 
1977, Berliner, Schriften, NOv. 1977 bei dtv) 

Glaubte er anfangs noch an eine aufklärerische Fürstener- 
ziehung, mußte er mit zunehmenden Jahren immer mehr er- 
kennen, daß kalkulierte Demagogie zur Strategie der ost- 
deutschen Führungselite wurde. 

Während ihre Agenturen immer stärker in die unabhängigen 
Gewerkschaften des westlichen Deutschlands eindrangen, 
führten sie einen chauvinistischen Propagandafeldzug gegen 
die organisierte Arbeiterschaft des polnischen Nachbar- 
landes. Während sie im eigenen Lande im zunehmenden 
Maße kritische Künstler und Schriftsteller inhaftieren oder 
zur Emigration zwingen, eroberten ihr Ableger sie im westli- 
chen Teil Deutschlands im Verband Deutscher Schriftstel- 
ler und vielen anderen Kulturgremien wichtige Entschei- 
dungspositionen. Während sie über ihren Mittelsmann 
Oberst Weber die westdeutsche Friedensbewegung finan- 
ziert und beeinflußte, militarisierte sie die Gesellschaft 
der DDR in einem Maße, das einmalig ist in der deutschen 
Geschichte, verfolgte sie die eigenen Friedensbewegten als 
Antisozialisten und Staatsfeinde. Wie ungeheuerlich, wie 
zäh die visionäre Kraft sein mußte, die Havemanns Opti- 
mismus angesichts dieser Entwicklung noch weiter festigte, 
läßt sich an seinen Briefen ablesen, die er dem ausgebürger- 
ten, jetzt in Westberlin lebenden Schriftsteller und Freund 

Jürgen Fuchs schrieb Ich denke an die vergangenen 

zweitausend Jahre des Christentums, wieviel Unmenschlich- 
keit, welch grausame Barbarei auch in seinem Namen. Aber 
bei allem, und Du weißt, daß ich das als religiös Ungläubiger 
sage, Christus ist nicht umsonst gestorben. Er steht mit al- 
len großen Menschen in einer Reihe, die darauf hoffen, daß 
eines Tages ein System errichtet würde, das auf der Grund- 
lage von Gleichheit und Gerechtigkeit die Krankheit der 
Welt heilen würde . (Frankf. Rundschau, 20. April S. 19) 

Einen Tag nach Havemanns Beerdigung fanden sich am 
Sonntag, dem 18. April im Gemeindehaus Dahlem in West- 
berlin, Freunde, Bekannte und eine Vielzahl von Initiati- 
ven. Vertretern internationaler Organisationen Parteien zu 
einer Gedenk- und Trauerfeier zusammen. 

Heinz Brandt, Gewerkschafter und naher Freund Robert 
Havemanns, würdigte im ersten Beitrag Persönlichkeit und 
Anliegen des Verstorbenen. „Ich spreche darüber daß Ro- 
bert ein Sinnbild ist dafür, daß Menschen liebesfähig, tätig, 
vernunftgemäß lernfähig sind und sich verändernd imstan- 
de sind, die Welt zu verändern und uns selbst zu ermuti- 
gen, die Welt zu verändern, in einem Zeitpunkt, wo wir die 
Welt so verändern müssen vor dem Preis des Untergangs, 
daß sie erhalten bleibt. Ich halte das für das glücklichste Er- 
lebnis, das Roberts Wesen und Roberts Leben zeigt; Es 
geht.“ 

Brandt stellte noch einmal Havemanns wichtigste Gegen- 
wartsforderung heraus; 

„Wir brauchen in beiden deutschen Staaten eine unabhängi- 
ge Friedensbewegung, weil wir vom Untergang bedroht 
sind. Wir brauchen eine freiheitliche Friedensbewegung.“ 
Er erinnerte daran, daß die unabhängigen Gewerkschaften 
in Polen eine friedliche Freiheitsbewegung sind entsprech- 
end die unabhängige Friedensbewegung in der DDR sich als 
großes neues die Welt veränderndes Wagnis anschließt“. 
Wir selbst sind in die Internierungslager gezwängt worden, 



wir selbst sind eingekerkert worden. Uns sind die Rechte 
bedroht worden mit der Bedrohung der Freiheitsrechte un- 
serer polnischen Freiheitskämpfer, ln diesem Moment sagt 
Robert: Es ist etwas völlig Neues in der Welt. Ich will nicht 
Pazifist sein, er sagt, ich bin Atompazifist, wir brauchen ein 
atomwaffenfreies Europa, also auch ein panzerfreies Euro- 
pa. Denn die Panzer sind die Katalysatoren, um die ABC- 
Katastrophe auszulösen und sie sind im Osten die doppel- 
te Gewalt nach innen und die Bedrohung nach außen. Er 
hat den Mut, all die Rezepte, die wertlos geworden sind, 
durch eine ganz neue Friedens- und Liebesstrategie zu er- 
setzen, die aus der alten abendländisch-christlichen, aus der 
Renaissance-Tradition kommt, von jüdischen Propheten be- 
ginnend: Schwerter zu Pflugscharen, zu einem Zeitpunkt, 
wo die Schwerter keine Schwerter mehr sind. Jetzt ist die 
notwendige Zeit gekommen, sie in Pflugscharen umzu- 
schmieden. Denn sonst wird die Welt untergepflügt von der 
Katastrophe. Die Schwerter sind nicht mehr gut zur Vertei- 
digung und zum Angriff. Es ist Sieg nicht mehr möglich an- 
gesichts der Qualität der neuen Vernichtungswaffen, die er 
als Physiker besonders gut beurteilen konnte. Er bat auf sei- 
nem Sterbebetl seinen besten Freund Wolf Biermann, daß 
Soldatenlied zu singen: „Soldaten sind einander gleich, in 
Uniform und als Leich“; das ist eine Erkenntnis, die gleich- 
zeitig an die älteste konkrete Utopie der Propheten und 
ihres größten Vertreters, des Nazareners, anschließt. .Blüh' 
auf, gefrorener Christ, der Mai ist vor der Tür, du bleibst 
ewig tot, wünschst du nicht jetzt und hier . . , ‘ Blüh auf ge- 
fronter Christ. . blüh auf, gefromer Marxist. . denn Robert, 
wie wir alle damals - wir war'n ja gefroren, wir hatten, wie 
wir glaubten, die Welt zum Guten verändert, und was hat- 
ten wir bewirkt: Genau das, wovor Karl Marx gewarnt 
hatte. 

Die Reproduktion der alten Scheiße. Brandt sah in der visi- 
onären Utopie Havemanns die Kraft, die verhindert daß er 
wie tausende anderer Parteiapparatschiks zum willenlosen 
Instrument der selbstgeschaffenen Bürokratie verkam. 

„Er lebte ja in Grünheide als Feudalherr der Nomcnkaltura. 
Hätte er sich als Schmalspurmarxist verstanden, hätte ei- 
gentlich gelten müssen, daß das materielle Sein sein Bewußt- 
sein bestimmt. Aber siehe da. Diese Schmalspurinterpreta- 
tion wurde durch ihn gesprengt. Er war nicht an sein Aus- 
beuterinteresse in seinem Nomenklaturaprivileg gebunden. 
Er sprengte sein Interesse, indem er sich auf den Boden der 
Menschheit stellte. Er war ja ausgegangen von dem großen 
Wort von Karl Marx, von der Tradition der jüdischen Pro- 
pheten, alle Verhältnisse umzuschmeißen, in denen der 
Mensch ein verassenes, ein isoliertes, ein verächtliches, ein 
erniedrigtes Wesen ist. Er war ja ausgegangen von dem alten 
Humantraum, der jetzt überlebenswichtig geworden ist: 
Daß sich schaffen muß ein freie Assoziation, wo die Frei- 
heit der Menschen, die Freiheit des Einzelnen die Freiheit 
aller ermöglicht, das, was Karl Marx die „menschliche Ge- 
sellschaft“ nennt. Die wahnwitzige Kluft, die entstanden 
war zwischen Anspruch des realen Sozialismus und der 
Wirklichkeit der realen Tyrannei. . 

Brandt schloß mit den Worten Kardinal Höffners im Kölner 
Dom: Er verglich das kommunistische Paradies mit einem 
Horizont der sich entfernt, wenn man sich nähert. Höffner 
sagte; „Die verführerische Hoffnung, daß eine neue, soziali- 
stische Gesellschaft, ohne Armut, ohne Not, ohne Unter- 
drückung, ohne Entfremdung, möglich sei, ist durch böse 
Erfahrung zunichte gemacht. Die Verheißungen des 
Kommunismus sind dort, wo er die Macht errang, nicht er- 
füllt worden.“ Brandt votierte für das Prinzip Hoffnung: 
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„Aber ich denke, daß die Idee des Kommunismus und die 
Idee des Christentums zu tätiger irdischer Wirksamkeit füh- 
ren kann, das zeigt uns der Robert, um hier auf Erden die 
Apokalypse zu verhindern.“ 

Der offene Brief an Breshnew und sein gemeinsames Inter- 
view mit Pfarrer Rainer Eppelmann, einem führenden Ver- 
treter der unabhängigen Friedensbewegung in der DDR. 
sind seine letzte und wichtigste Hinterlassenschaft. 

Was Havemann von vielen Vertretern in der Friedensbewe- 
gung unterscheidet, ist, daß er sich auch Gedanken machte, 
wie ihre Forderungen realistisch werden könnten. Der Weg, 
den er der Friedensbewegung zeigte, ist die noch immer aus- 
stehende friedensvertragliche Regelung mit Deutschland. 
Oder, wie er es formulierte: Die vier Alliierten des Zweiten 
Weltkriegs sollen Friedensverträge mit den inzwischen ent- 
standenen beiden deutschen Staaten abschließen und alle 
Besatzungstruppen aus beiden Teilen Deutschlands abzie- 
hen. Diese Konzeption machte manchen perplex. Was hat- 
te denn eine geschichtlich sowieso überholte friedensver- 
tragliche Regelung Deutschlands mit der atomaren Bedro- 
hung Europas zu tun? Nach Havemanns Auffassung ent- 
stand ein direkter Kausalzusammenhang zwischen der be- 
setzten Lage Deutschlands und der atomaren Hochrüstung 
auf unserem Kontinent. „Wenn wir in Europa überleben 
wollen, sagte Havemann in seinem Leipziger Interview,“ 
dann muß die Ursache beseitigt werden für die Kriegsge- 
fahr, dann muß die Ursache beseitigt werden und die Ur- 
sache ist die Verwandlung der beiden Teile Deutschlands 
in militärische Basen der beiden miteinander kämpfenden 
und streitenden Großmächte. 

Die DDR ist eine Militärbasis der Sowjetunion und die Bun- 
desrepublik ist die größte ausländische Militärbasis der Ver- 
einigten Staaten. Früher hat man einmal geglaubt.es könn- 
te der Frieden durch die Teilung Deutschlands gesichert 
werden, die ausländischen Truppen könnten gewissermaßen 
die Deutschen daran hindern, wieder über die Welt herzufal- 
len, nein das ist umgekehrt gegangen, der Friede wurde im- 
mer unsicherer.“ 

„Deswegen meine ich”, sagte Havemann, ..müssen wir 
zurück zum Potsdamer Abkommen, müssen wir die Entmili- 
tarisierung Deutschlands fordern.“ Eppelmann ergänzte mit 
der 

Forderung nach Abzug der Besatzungstruppen mitsamt dem 
gesamten Kriegsmaterial. „Damit wird dann auch die Ur- 
sache der ungeheuren Gefährdung des Friedens in Europa 
beseitigt, das wird allen Völker Europas zugute kommen, 
nicht nur den Deutschen.“ 

Daß Havemann den Kausalzusammenhang zwischen der be- 
sonderen Lage Deutschlands und der nuklearen Kriegsbe- 
drohung in Europa so deutlich sah. ist die Frucht seiner 
politischen Lebenserfahrung. Havemann gehört zu jener Ge- 
neration, für die die Nachkriegsentwicklung Deutschlands in 
seinen beiden Teilen Bestandteil seines eigenen politischen 
Lebens waren. Die friedensvertragliche Regelung erscheint 
manchen als Illusion. Havemann stand den Verhandlungen 
der Großmächte skeptisch gegenüber. „Es ist eigentlich eher 
eine Illusion zu glauben, daß durch Verhandlungen über Ab- 
rüstungen und über Beschränkungen von Rüstungsmaterial 
zwischen Amerikanern und Russen der Frieden gesichert 
werden kann. Das wird sich ewig hinziehen.“ Die Geschich- 
te oder besser die Nichtgeschichte der allgemeinen und voll- 
ständigen Abrüstung in Europa bestätigt Havemanns Pessi- 



mismus. Bei den Abrüstungsverhandlugnen der Großen sind 
die betroffenen Europäer nur ein lnteressenobjekt.“ In 
Genf sitzen nicht die Europäer. In einer Friedensvertragspo- 
litik könnten die Deutschen selbst aktive Abrüstungspoli- 
tik betreiben sagte er. Andern erscheint die Havemannsche 
Friedenspolitik als gefährlich: Den Rechten, weil der Abzug 
der amerikanischen Truppen Deutschland angeblich der 
russischen Aggressionslust ausliefem würde, den Linken, 
weil auf dem friedensvertraglichen Weg und der Herauslö- 
sung beider deutscher Staaten aus den Militärblöcken als- 
bald die Frage nach dem Verhältnis der beiden deutschen 
Staaten zueinander, mit anderen Worten bei der Wiederver- 
einigung auftaucht. 

Robert Havemann sagte dazu: „Ich wünsche mir die Wieder- 
vereinigung.“ 

Kurznachrichten 

Berlin: Vier junge Berliner haben Mitte Juli mit Brech- 
stangen und Brecheisen ein 2,50 Meter mal vier Meter gro- 
ßes Loch in die Mauer an der Demarkationslinie in Span- 
dau geschlagen. In das Loch bängten sie dann ein Trans- 
parent mit der Aufschrift „Durchblick auf die Mauer, 
auf den blutigen Osten”. Ein 27jähriger Aktivist, wurde von 
den Berliner Besatzungsorganen vorübergehend festgenom- 
men. die anderen drei konnten entkommen. Das Loch 
soll nach seinen Angaben ein künstlerischer Protest gegen 
die Unrechtsstaaten sein, die die Mauer symbolisiere. Die 
Westberliner Staatsanwaltschaft ermittelt wegen Sachbe- 
schädigung. 

Bonn: Verwöhnte Kapitalistensöhnchen, sozial gut abge- 
sichert durch die Eltern. - dies, so BRD-Mimsterin Anke 
Fuchs - verhindert am ehesten ein Abrutschen von Ju- 
gendlichen in die Kriminalität. Eine Studie von Professor 
Horst Schüler-Springorum, die im Auftrag des Familienmin- 
isteriums erstellt wurde, förderte zu Tage, daß es in dei 
BRD eine Klassenjustiz gibt. Schulversagen und Arbeits- 
losigkeit registrierten die Forscher gerade bei den Jugend- 
lichen, die im Netz der Kontrolle und Bestrafung hän- 
genbleiben. Jugendliche, die in günstigen sozialen Ver- 
hältnissen leben, werden dagegen seltener erwischt. Sie 
schlüpfen überwiegend durch die Maschen des Gesetzes. 

Das. System strafrechtlicher Kontrolle vergleichen die 
Forscher mit einem Rüttelsieb, das nur ganz bestimmte 
Tatverdächtige vor Polizei und Gericht landen läßt. An- 
dere hätten das „Glück”, bei gleicher Tat der Bestrafung 
entzogen zu werden. Die Chance, gefaßt zu werden, sei im- 
mer dann besonders groß, wenn Heimerziehung vorausge- 
gangen und die Familie unvollständig sei oder der Jugend- 
liche gestörte Beziehungen zu den Eltern habe 
Die Justiz hilft nach den Untersuchungen denen, die am 
wenigsten Hilfe benötigen. Sie straft dagegen jene, die ohne- 
hin schon „durch ihre Lebensumstände bestraft sind”. Bei 
den Mehrfachtätem geht die Justiz offenbar weitgehend 
unabhängig von der Schwere des Delikts davon aus, daß 
derartige „schädliche Neigungen” nur durch hartes Durch- 
greifen bekämpft werden könne. Nur wenige Täter kommen 
nach den Recherchen der Wissenschaftler in den Genuß am- 
bulanter erzieherischer Maßnahmen des Jugendgerichtsge- 
setzes. Mehrfache Bestrafung wirke jedoch keinesfalls im- 
mer abschreckend. Die „Abschreckungstheorie” gerate da- 
mit ins Wanken. Überwiegend werde bei den Mehrfachtä- 
tern die ..Regelsanktion Jugendstrafe” verhängt. Wenn diese 
Strafe aber erst einmal ausgesprochen und vollstreckt wor- 
den ist, dann droht nach Auffassung der Kriminalitätsfor- 
scher der „Teufelskreis” von Stigmatisierung und erneuter 
Auffälligkeit”. 
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Neben dem militärischen Widerstand gegen Hitlers faschisti- 
sches Gewaltregime, neben den Männern des 20. Juli, über 
die viel bekannt ist und eine Menge Bücher erhältlich sind, 
gab es auch einen nicht unbeträchtlichen Widerstand ziviler 
Art gegen die Nazidiktatur, getragen von Christen, Soziali- 
sten, demokratischen Intellektuellen, Kommunisten u.a. 
Dieser Widerstand gegen den Hitlerismus reichte von der 
Wehrdienstverweigerung bis zur stillen Courage zahlreicher 
Deutscher, die heute längst vergessen sind. 

Uns interessiert hier insbesondere der nationalrevolutionäre 
Widerstand, dessen Spektrum vom Widerstandsring um 
Claus Graf Schenk von Stauffenberg und Henning von Tres- 
ckow über die „Schwarze Front“ Otto Strassers, den Wider- 
standsring um Ernst Niekisch, die Deutsche Jungenschaft 
und den Kreis um Bodo Uhse bis zur studentischen Wider- 
standsgruppe „Weiße Rose“ reichte. 

Die „Weiße Rose“ kämpfte für Freiheit und europäische 
Humanitätsideale gegen die braune Barbarei. In einem Flug- 
blatt, das die Geschwister Sophie und Hans Scholl 1943 an 
der Ludwig-Maximilian-Universität in München verteilten, 
hieß es u.a.: „Der deutsche Name bleibt für ewig geschän- 
det, wenn nicht die deutsche Jugend endlich aufsteht, ihre 
Peiniger zerschmettert und ein neues geistiges Deutschland 
aufrichtet.“ 

Diese Aktion führte zur Verhaftung und Hinrichtung der 
Geschwister Scholl und ihrer Kameraden (Willi Graf, Kurt 
Huber, Hans Leipelt, Christoph Probst, Alexander Schmo- 
rell). Einer Mitgefangenen gegenüber erklärte Sophie Scholl 
vor ihrem grausamen Tod: „Was liegt an meinem Tod, wenn 



durch unser Handeln Tausende von Menschen aufgerüttelt 
werden. . .?“ Die letzten Worte Hans Schölls vor seiner Hin- 
richtung: „Es lebe die Freiheit!“ 

An die historische Tat der „Weißen Rose“ erinnert heute 
ein Bronze-Relief im Lichthof der Münchner Universität. 
Dieses Mahnmal für die Opfer einer unmenschlichen Dikta- 
tur, die Deutschladnd so brennend geliebt hatten, zeigt im 
Stil griechischer Grabmäler ihre sieben Gestalten im Ab- 
steigen. Der Betrachter denkt unwillkürlich an die Worte 
Saint-Justs: „Die Umstände sind nur für diejenigen schwierig, 
die vor dem Grabe zurückschrecken.“ 

Der Widerstand der „Weißen Rose“ hat viele Würdigungen 
gefunden (auch sehr gegensätzlcihe). Ihre Geschichte ver- 
dient es, als Lehrbeispiel im Kampf gegen Systeme der Un- 
menschlichkeit und des Totalitarismus (und alle, die bereit 
sind, sich ihnen anzupassen) unvergessen zu bleiben. Sie ist 
gerade heute Mahnung und Aufgabe für uns, konsequent ge- 
gen das gewalttätige Wiederaufleben des Nazismus und 
künftig mögliche Diktaturen im Zeichen einer modernen 
Techno-Bürokratie zu kämpfen. 

Richard Hansers Werk ist - gerade angesichts des aufkei- 
menden Neofaschismus - ein sehr aktuelles Buch, das den 
Leser mit vorbildlichem Handeln vertraut macht. 

Richard Hanser, DEUTSCHLAND ZULIEBE 

Leben und Sterben der Geschwister Scholl — 

Die GEschichte der Weißen Rose 

verlegt bei Kindler, München 1980, 356 Seiten, 17 Fotos, 
DM 39.80 
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Wo man heute im Westen Deutschlands politische Tenden- 
zen, Gruppen oder Einzelpersonen (polemisch und, ähnlich 
der Kennzeichnung .trotzkistisch' oder .titoistisch* im 
Osten, mit diffamierendem Unterton) als .nationalbolsche- 
wistisch* bezeichnet, meint man damit, sie seien ostorien- 
tiert und pro-russsch, oder zumindest anfällig für Gedanken- 
gänge dieser Art. Für die Bewegung, die zwischen dem Ende 
des ersten Weltkrieges und der Hitlerschen Machtübernahme 
in mannigfachen Spielarten .ganz rechts* und .ganz links* 
unter der gleichen Bezeichnung im theoretisch-politischen 
Raum Aufmerksamkeit erregte, reicht diese Definition 
nicht aus. 

Ihr Ausgangspunkt war, von zwei Seiten her, im Grunde in- 
nerpolitischer Art: revolutionäre Sozialisten bekannten sich 
zur Idee der Nation, weil nur so der Sozialismus verwirk- 
lichbar erschien. Entschiedene Nationalisten entwickelten 
sich nach .links*, weil das Schicksal der Nation ihnen nur in 
den Händen einer neu heraufkommenden Führungsschicht 
gesichert erschien. „Linke“ und „Rechte“ fanden sich da- 
bei auf der Basis gemeinsamer Feindschaft gegen das, was 
sie den westlichen Imperialismus nannten, dessen Haupt- 
symbol der Versailler Vertrag und dessen Garant, meinten 
beide, das .System von Weimar* war. Fast natumotwendig 
ergab sich als Konsequenz, daß man außenpolitisch sich auf 
die Seite des nicht am Versailler Vertragswerk beteiligten 
Rußland stellte. Das geschah in nationalen Kreisen mit der 
Vorstellung, die Linie des Freiherm vom Stein, des Taurog- 
gen-Bündnisses, der Bismarckschen Rückversicherungspoli- 
tik weite rzufuhren, in der dissidentischen Linken, trotz oft 
scharfer Kritik an der sowjetrussisch geführten internationa- 
len KP-Politik, doch noch überzeugt vom sozialistischen, al- 
so wesensverwandten Charakter der UdSSR, in der Erwar- 
tung einer gemeinsamen Front gegen den bürgerlich-kapita- 
listischen Westen. 

Im Nationalbolschewismus fanden sich so deutsche Natio- 
nalisten und Sozialisten zusammen, die, immer mehr eigen- 
wüchsige Sozialrevolutionäre Intransigenz in der deutschen 
Innenpolitik entwickelnd, u.a. für diese Position auf Ruß- 
land als Freund hofften. 

Der Hamburger .Nationalkommunismus* 

Zum erstenmal taucht der deutsche Nationalbolschewismus 
bei einer fraktionellen Auseinandersetzung in der revolutio- 
nären Arbeiterbewegung auf. Seine erste Chance lag in den 
Monaten zwischen dem 6. November 1918 und dem 28. 
Juni 1919. Am 6. November 1918 forderte Fritz Wolffheim 
auf dem Heiligen-Geist-Feld bei Hamburg zur deutschen Re- 
volution auf. die unter roten Fahnen weiterkämpfen würde 



gegen den .westlichen Imperialismus*. Am 28. Juni des 
nächsten Jahres wurde der Versailler Vertrag unterschrie- 
ben, den Scheidemann und Brockdorff-Rantzau sich ge- 
weigert hatten, zu unterzeichnen. 

Fritz Wollfheim und Heinrich Laufenberg, die Vorsitzenden 
des Hamburger Arbeiter- und Soldatenrats, wandten sich ge- 
gen die Desertionsparolen des Spartakusbundes und wollten 
den jakobinischen* Krieg des sozialistischen Deutschland 
gegen das Friedensdiktat ausrufen. Der deutsche Außenmi- 
nister Graf Brockdorff-Rantzau hatte als Führer der Frie- 
densdelegation beabsichtigt, eine grundsätzliche Rede vor 
der deutschen Nationalversammlung zu halten, in der er 
warnend darauf hin weisen wollte, daß ein .ungerechter Frie- 
de* in Deutschland die Tendenz einer revolutionären Ent- 
scheidung gegen Kapitalismus und Imperialismus beschleu- 
nigen und so eine Sozialrevolutionäre Explosion vorberei- 
ten würde. Die Rede wurde nicht gehalten, ihr Wortlaut erst 
später veröffentlicht. 

Als das Freikorps des Generals von Lettow-Vorbeck in 
Hamburg einmarschierte, erließ man einen Appell an den 
Freikorpsführer, sich mit den revolutionären Arbeitern zu 
einem solchen Abwehrkampf zu vereinigen. Eine gemein- 
sam von Kommunisten und jungen Patrioten gegründete 
.Freie Vereinigung zum Studium des deutschen Kommunis- 
mus* die Gebrüder Günther waren dabei aktiv beteiligt - 
versuchte, Sozialisten und Nationalisten die Notwendigkeit 
einer solchen Kampfgemeinschaft im gemeinsamen Inter- 
esse von Nation und Sozialismus klarzumachen. Obwohl 
örtliche Kontakte dieser Art in einigen Städten zustande- 
kamen, blieb die Bewegung ohne eigentliche Massenwir- 
kung. 

Der Heidelberger Parteitag der neugegründeten Kommunist- 
ischen Partei Deutschlands, der sich die Hamburger .Linken' 
um Wolffheim und Laufenberg gingen zu der sich formier- 
enden .Kommunistischen Arbeiterpartei Deutschlands’, die 
sehr bald infolge ihrer völlig unheitlichen Zusammensetzung 
und Ideologie auseinanderbrach. Als .Bund der Kommu- 
nisten’ mit dem inoffiziellen Untertitel .Nationalkommu- 
nisten’ blieb die engere Gefolgschaft Wolffheims zusammen. 
Lenin und Radek hatten ihr ganzes Prstige in die Waagscha- 
le geworfen (Lenins Warnung vor dem „Radikalismus“ rich- 
tete sich vor allem gegen die Hamburger), um Paul Levi, den 
damaligen Gegenspieler Wolffheims in der deutschen KP, 
zu stützen. Die Hamburger wurden isoliert und ihr Aktions- 
radius schrumpfte zu dem einer linken Splittergruppe zu- 
sammen. 

Die rechten Aktivisten waren gleichfalls nicht in ausreich- 
endem Maße zu gewinnen. Graf Ulrich zu Brockdorff-Rant- 
zau ging 1922 als deutscher Botschafter nach Moskau, mit 
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der Absicht, „von dort aus das Unheil von Versailles zu kor- 
rigieren”. Seinen Bemühungen ist der von seinem Freund 
entworfene Rapallo-Vertrag am 16. April 1922 und der Ber- 
liner Vertrag vom April 1926 zu verdanken. 

Die revolutionäre Variante eines deutschen Nationalbol- 
schewismus war nicht zum Einsatz gelangt. Die evolutionäre 
Form fand nach Rapallo in mannigfachen Kontakten der 
deutschen Reichswehrführung mit der UdSSR unter Seeckt 
und seiner Nachfolge eine gewisse Fortsetzung, auf die hier 
nicht näher eingegangen werden kann. 

Unterirdisch wirkten die Gedankengänge Wolffheims und 
des .roten Grafen' weiter. 

Die „Völkisch-kommunistische Einigung” 

Den nächsten Schritt in der Richtung einer patriotisch-so- 
zialistischen antiwestlichen Kampfgemeinschaft schlugen 
die Kommunisten vor. Am 20. Juni 1923 hielt Karl Radek 
auf der Sitzung der erweiterten Exekutive der Kommuni- 
stischen Internationale seine berühmte Rede „Leo Schla- 
geter, der Wanderer ins Nichts“, in der er sich vor dem 
Opfergang des nationalistischen Saboteurs verneigte und 
seine Kameraden aufforderte, mit der revolutionären Ar- 
beiterschaft gemeinsam den Kampf für die nationale Frei- 
heit Deutschlands weiterzuführen. 

Es folgten Zeitschriftendiskussionen in der .Roten Fahne' 
und im deutsch-völkischen .Reichswart': Moeller van den 
Bruck, Graf Reventlow, Karl Radek und andere nahmen 
zur Frage „Ein Stück gemeinsamen Weges?“ das Wort. 
Wieder kam es nur zu gelegentlichen Begegnungen. Die 
.nationale Bewegung', in der inzwischen Adolf Hitler ne- 
ben Kapitän Ehrhard und den Wulle-Gräfe-Völkischen in 
steigendem Maße von sich reden machte, blieb abwei- 
send. 

Die nationale Parole der KPD klang unglaubwürdig. Sie 
ist es für die Mehrzahl der nationalen Aktivisten im Grun- 
de immer gebheben. Obwohl im August/September 1930 
die deutsche Kommunistische Partei noch einmal ein Pro- 
gramm der „Nationalen und sozialen Befreiung des deut- 
schen Volkes“ ausgab, und unter dem Namen des ehema- 
ligen nationalsozialistischen Reichswehrleutnants Richard 
Scheringer in den „Aufbruch“-Kreisen um das gleich- 
namige Blatt ein paar hundert ehemalige Nationalsozia- 
listen, Offiziere und Freikorpsleute zusammenfaßte, wurde 
der KP-kontrolherte, d.h. „abgeleitete“ .Nationalbolsche- 
wismus' weder innerhalb noch neben der kommunistischen 
Bewegung je ein Faktor, der Strategie und Taktik der Mas- 
senbewegung zu bestimmen in der Lage war. Er wirkte 
sich lediglich als Werkzeug, als Träger der Zersetzung am 
Rande der NSDAP aus. Echte nationalbolschewistische 
Tendenzen kamen erneut von einer ganz anderen Seite 
her. 

Die „Dritte Partei“ 

Es hat in Deutschland zur Zeit der Weimarer Republik im 
Bereich der .extremen Rechten' neben den konservativ-na- 
tionalen Parteien, dem Nationalsozialismus, den zeitweise 
mit ihm konkurrierenden verschiedenen .völkischen 1 Grup- 
pen und den nationalen Wehrverbänden eine (in den Jahren 
1929/32 bestimmte konkrete Formen annehmende) , Jung- 
nationale“ Rebellionsbewegung gegeben, die bald mit der 




Ulrich Graf von Brockdorff-Rantzau 1922 

parlamentsgeographischen Bezeichnung , .rechts“ nicht 
mehr zu fassen war. Man bezeichnete sich zumeist als .na- 
tionalrevolutionär', bildete eigene Zirkel, gab eigene Blät- 
ter heraus, oder aber versuchte, bestimmte Wehrverbände, 
Parteigruppen, Jugendbünde von innen her im Sinne einer 
umfassenden Revolutionierung von Staat, Wirtschaft und 
Gesellschaft zu beeinflussen. 

Man war nach wie vor nationalistisch, neigte daneben aber 
immer mehr zu antikapitalistischen, sozialistischen — teil- 
weise marxistischen - Forderungen. 

Diese .Linken Leute von Rechts', wie Kurt Hiller sie ein- 
mal genannt hat, versuchten zuerst einmal, auf Grund ge- 
meinsamer antibürgerlicher sozialrevolutionärer Haltung', 
„überbündische“ Querverbindungen zwischen Rechts- und 
Linksradikalen herzustellen. Nachdem die Schwerkraft des 
Parteiapparats an beiden Polen diese Bemühung fehlschla- 
gen ließ, ging man daran, eine eigene politische Plattform in 
den nationalrevolutionären Gruppen und Blättern zu ent- 
wickeln. Als Wolffheims Kreis sich im Jahre 1930 der 
.Gruppe Sozialrevolutionärer Nationalisten' anschloß, die in 
den Zeitschriften ,Die Kommenden' und .Das Junge Volk' 
Ansätze einer solchen Plattform entwickelt hatten, als im 
.Widerstand' die Hofgeismarer Jungsozialisten sich mit Leu- 
ten vom Bund Oberland zusammentaten, waren ursprüng- 
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KPD und SA: Demonstration auf dem Bülowplatz m Berlin (Januar 1933) 



bücher bekanntgeworden, hat er später aus dem Ergebnis 
des ersten Weltkrieges die philosophische Position des 
.Heroischen Realismus* abgeleitet, in der das alte Gegensatz- 
paar Idealismus-Materialismus verschwindet. In seiner Vi- 
sion des „Arbeiter“ gab der .frühe* Jünger der Hinwendung 
der jungen Rebellen zur Welt der heraufsteigenden .Herr- 
schaft und Gestalt' des Proletariats - obwohl er ausdrück- 
lich die Gestalt dieses Arbeiters den soziologischen Be- 
dingtheiten entrückt — einen mächtigen Auftrieb, nach- 
dem er in der .Totalen Mobilmachung* eine neue kollekti- 
vistische Gesellschaftsordnung als unabwendbar heran- 
dämmemd analysiert hatte. Jünger gehörte keiner der 
Gruppen an, wurde von allen anerkannt und hat in vielen 
Zeitschriften dieser Strömungen bis 1932 publiziert. 

Sozialrevolutionäre Plattform 

Es gab viel Irrationalität in diesen Kreisen. Franz Schau- 
wecker verkündete: „Wir mußten den Krieg verlieren, um 
die Nation zu gewinnen!“ „Das Reich“ wurde beschworen, 
dessen Kennzeichen .Macht und Innerlichkeit* wären. — 
Aber neben der Metaphysik gab es recht realistische Pro- 
grammpunkte. Man bejahte den Klassenkampf, trat an ei- 
nigen Stellen - hier an germanische Selbstverwaltungs- 
vorbilder mehr als am russischen Beispiel anknüpfend - 
für das Räte-System ein, versuchte mit außerdeutschen 
antiwestlichen Bewegungen, der irichen Freiheitsbewe- 
gung, arabischen, indischen, chinesischen Zirkeln Verbin- 
dungen aufzunehmen (Ein „Völkerbund der unterdrückten 
Völker“ wurde der Genfer Institution gegenübergestellt!), 
vertrat nachdrücklich deutsch-russische Bündnisvorstel- 
lungen und predigte die Notwendigkeit einer deutschen Re- 
volution, in Kampfgemeinschaft mit dem revolutionären 
Proletariat. Alle radikalen Sozialrevolutionären Forderungen 
gingen von einerWuzrel aus: der Anti-Versailler Position. 
Emst Niekisch formulierte einmal: „Die Minderheit ist wil- 
lig, für die nationale Unabhängigkeit alles aufzugeben, ihr, 
wenn sie nicht anders zu erlangen wäre, auch die gegenwär- 
tigen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen 
Ordnungen zum Opfer zu bringen.“ 

Hier empfand man den Nationalsozialismus als mit zum 
Westen gehörig*. Gegen seinen, wie man behauptete, gegen- 
reformatorisch-katholischen, die sozialistische wie die na- 



tionale Lösung faschistisch verfälschenden Anspruch wur- 
den Preußentum, Sozialismus, Protestantismus — und bis 
zum gewissen Grade Neuheidentum — als Aufstandskräfte 
angerufen. Obwohl der Kampf gegen die Hitlerbewegung 
in den letzten Jahren vor 1933 immer mehr zum Zentralan- 
liegen der Nationalrevolutionäre wurde, hat man doch da- 
mals in der Öffentlichkeit die nationalbolschewistischen 
Tendenzen deshalb auch als eine reale Gefahr für die Repu- 
blik betrachtet. 

Die Bewegung hat nie eine zentralistische organisatorische 
Form gefunden. Die einzelnen Gruppen und Blätter haben 
in sektiererischem Individualismus, bis Hitler durch Verbo- 
te, Verhaftungen, Exilierung oder Ermordung ihrer Wort- 
führer sie alle zusammen eliminierte, es nie zu wirklich ge- 
schlossenem Auftreten zu bringen vermocht. Nachdem die 
„Aktion der Jugend“ gegen den Youngplan wenigstens eine 
gewisse Zeitungs-Resonanz gehabt hatte, blieb der Versuch, 
in Claus Heim einen gemeinsamen Zählkandidaten für die 
Reichspräsidentenwahl herauszustellen, ebenso im Ansatz 
stecken wie Ende 1932 die Bemühungen, eine einheitliche 
Nationalkommunistische Partei zu bilden, fehlschlugen. 

Antikapitalistische Intelligenz 

Dennoch herrschte allgemein — vor allem auch in der bür- 
gerlichen Presse — damals, 1932, eine gewisse Unsicherheit 
darüber, ob nicht Albrecht Erich Guenthers Feststellung ei- 
nen Kem Wahrheit enthielt: „Die Stärke des Nationalbol- 
schewismus kann nicht aus den Mitgliederzahlen einer Par- 
tei oder Gruppe, nicht aus der Auflagenhöhe von Zeitschrif- 
ten abgelesen werden. Man muß ein Gefühl haben für die 
Bereitschaft der radikalen Jugend zur nationalbolschewisti- 
schen Entscheidung, um zu erfassen, wie plötzlich eine sol- 
che Bewegung aus einem Sektiererkreis in das Volk über- 
springen kann.“ Gregor Strassers drohende Formulie- 
rung von der .antikapiatlistischen Sehnsucht des deutschen 
Volkes* war insbesondere der Rechten unliebsam im Ohr ge- 
blieben. Das Jahr 1932 war ein Jahr der Entscheidungen ge- 
worden. Die NSDAP und die KPD führten ihre Kolonnen 
gegen Jen Staat. Da tauchte plötzlich aus einem soziologi- 
schen Niemandsland eine dritte Bewegung auf, die nicht nur 
mit dem Appell an die nationale Leidenschaft, sondern 
auch mit der Drohung einer an die Wurzeln gehenden sozia- 
len Revolution agierte — beides mit einem Fanatismus, der 
ernsthafter schien als der für den flüchtigen Beobachter 
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liehe Thesen aus der Zeit der Hamburger Nationalkommu- 
nisten auf einer höheren Ebene wieder ebenso lebendig wie 
bestimmte pro-sozialistische Tendenzen in einigen Grup- 
pen der in Oberschlesien oder beim Ruhrwiderstand aktiv 
gewesenen Rechtsradikalen. 

So zahlenmäßig bedeutungslos auch die »Mitgliedschaft* der 
nationalrevolutionären Gruppen stets geblieben ist (man be- 
zeichnet sie im übrigen seit längerer Zeit bereits in der Öf- 
fentlichkeit eindeutig nur noch als .Nationalbolschewi- 
sten*!): ideenmäßig war so etwas wie ein echtes Amalgam 
.linker* und .rechter* Konzeptionen im Entstehen. Der Na- 
tionalbolschewismus wollte weder rechts noch links sein. 
Er proklamierte die Nation als .absoluten Wert* auf der 
einen, und den Sozialismsu als Mittel zu ihrer Verwirk- 
lichung im Leben des Volkes auf der anderen Seite. 

Der erste jungkonservative Theoretiker, der solche Ge- 
danken geäußert hatte, war Moeller van den Bruck gewesen. 
Die Bezeichnung „Das Dritte Reich“, die später die Hit- 
lerbewegung ursurpieren sollte, ist für sein Hauptwerk aus 
rein publizistischen Gründen gewählt worden. Moeller 
selbst hatte es „Die Dritte Partei“ nennen wollen. - Der 
Leitgedanke dieser Position stand im Gegensatz zu allem, 
was die Hitlerbewegung wollte. Moeller van den Bruck 
unterbaute ideologisch die politischen Ansätze des Na- 
tionalbolschewismus. Ausgehend von der These Jedes 
Volk hat seinen eigenen Sozialismus* versuchte er die 
Grundlinien eines von internationalistischen Schema- 
tismen freien .Deutschen Sozialismus* zu entwickeln, 
dessen haltungsmäßige Grundlagen er vor allem im 
Preußischen Stil* sah, wobei ihm die Hinwendung, auch 
politisch, zum Osten, nur als logische Folge der geistigen 
Verwandtschaft erschien. Er wollte konservativ sein im 
Gegensatz zu reaktionär, sozialistisch im Gegensatz zu 
marxistisch, demokratisch im Gegensatz zu liberal. - 
Hier tauchten erstmalig im Zusammenhang Formulierungen 
auf, die später, radikalisiert, teilweise vergröbert und 
simplifiziert, für alle Gruppen des Nationalbolschewis- 
mus eine Art gemeinsamer Basis ergaben. 

Neben Oswald Spengler mit Preußentum und Sozialis- 
mus*, dessen Faszination allerdings sehr bald abklang, 
als man den rein taktischen Zug in der Schrift erkannte, 
haben zwei aus der Sozialdemokratie kommende Intellek- 



tuelle eine gewisse Rolle bei dem Eindringen sozialistischer 
Gedankengänge in die Reihen des jungnationalen Bürger- 
tums gespielt: August Winnig und Hermann Heller. Beide 
waren, ebenso wie bis zu einem gewissen Grade der Ar- 
beiterdichter Karl Broeger zur Zeit des Ruhr-Widerstan- 
des verbunden mit der nationalen Sezessionsbewegung der 
sogenannten .Hofgeismarer* aus der Jungsozialistischen Be- 
wegung der SPD. Winnigs „Glaube an das Proletariat“ und 
Hellers „Nation und Sozialismus“ schufen die Voraus- 
setzungen einer fruchtbaren Begegnung zwischen Soziali- 
sten, die den Wert des Nationalen, und Nationalisten, die 
die Notwendigkeit des Sozialismus erkannt hatten. 



Der „Neue Nationalismus“ 

Dazu kam, daß im nationalen Lager aus der .Frontgenera- 
tion* selbst sich rebellische Stimmen zu Wort meldeten und 
(zuerst im Rahmen, dann am Rande, schließlich unter dem 
Bannfluch des .Stahlhelm*) in Zeitschriften wie „Standar- 
te“, „Arminius“, „Vormarsch“, „Das Reich“ einen „Neuen 
Nationalismus“ der bürgerlich-patriotischen Nationalen Be- 
wegung und vor allem der NSDAP gegenüberstellten. Als 
sich die Hoffnung, innerhalb der großen Verbände, Partei- 
en und Bünde Einfluß auszuüben, als fiktiv erwies, wandte 
man sich unmißverständlich gegen alle Volksgemeinschafts- 
töne überhaupt. „Wir sind es satt, von der Nation zu hören 
und nur die geregelten Einkünfte des Bürgers zu sehen. Wir 
sind es satt, Bürgerlichkeit und Deutschtum in einem Atem 
vorgesetzt zu bekommen. Wir werden nicht zum zweiten- 
mal dafür kämpfen, daß die Großbanken und die großen 
Konzerne in .Ruhe und Ordnung* den deutschen Staat 
verwirtschaften. Wir Nationalisten wünschen nicht zum 
zweitenmal mit dem Kapital in einer Front zu stehen! Die 
Fronten beginnen sich zu scheiden!“ Hier ist (erstmals in 
der Sozialrevolutionären Formulierung) der Schritt des ur- 
sprünglich rein soldatischen .Neuen Nationalismus* zum 
echten Nationalbolschewismus getan. Die antiimperia- 
listischen Losungen in der Außenpolitik waren nur die 
selbstverständliche Folge. 

Der geistig bedeutendste Kopf im .Neuen Nationalismus* 
war Emst Jünger. Zuerst als Verfasser realistischer Kriegs- 
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ähnlich formulierende Nationalsozialismus. 

Und mit einem Mal gab es selbst in Kreisen, die mit den Ak- 
tivisten der nationalrevolutionären Zirkel nichts zu tun hat- 
ten, ähnliche Thesen, auch wenn die Sprache gemäßigter, 
sachlicher, realistischer schien. Die junge Intelligenz, quer 
durch alle Parteien, war durch die Aussichten ständiger Be- 
rufslosigkeit immer anfälliger für radikalisierende, antikapi- 
talistische und teilweise antibürgerliche Parolen geworden. 
Ausdruck dieser Tendenzen wurde überraschend schnell die 
Publizität des „Tat“-Kreises, um die Monatsschrift „Die 
Tat“ gruppiert, einem der alten Freideutschen Jugendbewe- 
gung entstammenden Blatt, das unter der Leitung des ehe- 
maligen Außenpolitikeis der .Vossischen Zeitung*, Hans 
Zehrer, vor dem unkonstruktiven Dogmatismus der Rechts- 
und Linksradikalen warnend, wesentliche Forderungen der 
Nationalrevolutionäre sich zu eigen machte. Hier trat man 
mit Ferdinand Frieds Angriffen auf die kapitalistische Ord- 
nung für eine geplante Wirtschaft und für gesichert nationa- 
le Souveränität — Autarkie — ein, der Hitlerbewegung damit 
eigene Parolen entwindend. 

Dieser .gemäßigte Nation albolschewismus’ - wenn diese be- 
schreibende Formulierung einmal erlaubt ist — wäre bei- 
nahe ein realer Faktor geworden. Die Auflagen der „Tat“ 
gingen für deutsche Verhältnisse ins Nie-Dagewesene ; der 
Einfluß ihrer ruhig-wissenschaftlich formulierten Analysen 
überstieg, was die traditionellen nationalbolschewistischen 
Gruppen je an Beachtung erreciht hatten, um ein Vielfa- 
ches. 

Als General Schleicher begann, Kontakte zu den Gewerk- 
schaften und zu Gregor Strasser auszubauen, der nach dem 
Austritt der .Revolutionären Nationalsozialisten* seines Bru- 
ders Otto die „linken“ Tendenzen in der NSDAP vertrat, 
um dem von ihm nicht ungeschickt propagandistisch be- 
kanntgemachten .Generalssozialismus* - dessen aufsehener- 
regendes Stichwort gewesen war, „daß die Reichswehr nicht 
dazu da wäre, überalterte Besitzverhältnisse zu schützen“ 
— eine Massengrundlage zu schaffen, stellte sich der .Tat- 
kreis* auf den Boden dieser Doktrin. Zehrer übernahm die 
ehemalig christlich-soziale Tageszeitung .Tägliche Rund- 
schau* und wurde zum Verfechter einer auf Schleicher hin 
orientierten .Dritten Front*, die, nachdem er einige Zeit 
vorher noch die Parole gegenüber allen bestehenden Par- 
teien ausgegeben hatte: „Junge Front, Draußenbleiben!“, 
im Grunde nichts anderes als eine .reformistische* Variation 
der von den nationalrevolutionären Zirkeln vertretenen 
„Antikapitalistischen Front der Jungen von rechts bis 
links“ darstellte. Schleichers abrupte Verabschiedung durch 
den Reichspräsidenten von Hindenburg beendete auch diese 




Aktion. An Stelle des .Generalssozialismus* kam Adolf Hit- 
ler. 

Unter der schwarzen Fahne 

Die Nationalrevolutionäre hatten nie Massenarbeit getrie- 
ben. Um ungefähr anderthalb Dutzend Zeitschriften und 
profilierte Führer kleiner Gruppen hatten sich ein paar tau- 
send junge Idealisten gesammelt. Als Otto Strasser 1930 sei- 
ne eigene Gruppe, später die „Schwarze Front“ genannt, 
gebildet hatte, hatte man Kontakte dahin gesucht, sie aber 
bald wieder abgebrochen. Die Strasse rgruppe selbst hat 
ebenso wie der Sehe ringerkreis nie wirklich zu den Natio- 
nalrevolutionären gehört. Aus der Bewegung, die Strassers 
Austritt aus der NSDAP indirekt auslöste, kamen indes 
nicht wenige zu den Nationalbolschewisten. Zeitweise 
haben später auch schon vor 1933 in einigen Städten SA- 
und HJ-Gruppen Schulungsarbeit unter der - illegalen — 
Ägide der Nationalrevolutionäre getrieben. All das waren 
Ansätze, keine Massenarbeit. 

Ein einziges Mal hat das Symbol der Nationalrevolutionäre, 
die schwarze Fahne (Moeller van den Bruck hatte sie vorge- 
schlagen und alle nationalbolschewistischen Gruppen hatten 
sie als Zeichen akzeptiert!), vorübergehend so etwas wie Ge- 
schichte in der Zeit der Republik gemacht: In der Land- 
volkbewegung Schleswig-Holsteins (mit Ausläufern in Würt- 
temberg, Mecklenburg, Pommern, Schlesien usw.). Claus 
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Heim, ein wohlhabender, weltbefahrener Großbauer wurde 
zum Mittelpunkt der bäuerlichen Selbsthilfe gegen das 
Weimarer .System'. Hier haben wirklich nationalrevolutio- 
näre Intellektuelle die ideologische Ausrichtung der — na- 
türlich in keiner Weise .nationalbolschewistisch' denken- 
den - Bauemmassen in Händen gehabt. Bruno und Emst 
v. Salomon und andere versuchten, vor allem in den Land- 
volkzeitungen, den Bomben gegen die Landratsämter, der 
Vertreibung der Steuerbeamten von den Bauernhöfen, der 
gewaltsamen Verhinderung von Versteigerungen einen über 
die lokalen Interessen hinausgehenden .deutsch-revolutio- 
nären' Sinn zu geben. 

Als im Verlaufe des .Bombenlegerprozesses' Claus Heim 
und seine engeren Mitarbeiter ins Zuchthaus gehen mußten, 
flaute die Bewegung wieder ab, aber die preußische Polizei 
war gar nicht so weit von der Wahrheit entfernt, als sie miß- 
trauisch zu Beginn ihrer Ermittlungen alle Besucher des Ber- 
liner nationalistischen .Salon Salinger' vorübergehend fest- 
nahm. Hier saßen zwar keine Mitwisser der Einzelaktionen, 
aber geistige Initiatoren der Bewegung. 

Nationalrevolutionäre Kampfbünde 

Während der .Stahlhelm’ fast völlig unbeeindruckt von 
nationalbolschewistischen Parolen blieb und der grundsätz- 
lich auf eine deutsch-französische Bündnispolitik hin orien- 
tierte .Jungdeutsche Orden’ ihnen gegenüber sich ausge- 
sprochen feindlich einstellte, haben zwei kleinere Frontsol- 
datenbünde auf der Rechten sich ziemlich eindeutig zu ih- 
nen bekannt: der Bund Oberland und der .Werwolf. Der 
Bund Oberland war ursprünglich einer der Teilbünde des 
.Deutschen Kampfbundes’ in München gewesen, zusammen 
mit der Göringschen SA das militärische Rückgrat des No- 
vemberputsches 1923. Aber er war von Anfang an dort ir- 
gentwie nicht zu Hause. Ernst Rohm berichtet in seinen 
Memoiren, daß an einem der ersten .Deutschen Tage’ die 
Oberlandführung ihm, der bei dieser Gelegenheit die Ausru- 
fung des Kronprinzen Rupprecht zum bayrischen König be- 
absichtigt hatte, eindeutig erklärte, sie würde Maschinenge- 
wehre bei der Feier auffahren lassen und beim ersten Kö- 
nigshoch die .Separatisten’ zusammenschießen, worauf der 
damalige Führer der .Reichskriegsflagge’ zähneknirschend 
sein Vorhaben aufgab. Ein anderes Beispiel aus der Ge- 
schichte des Freikorps zeigt bereits die aus dem Rahmer 
fallende Haltung dieses Kreises: als Oberland nach dem be- 
rühmten Sturm auf den Annaberg 1921 auf der Rückfahrt 



durch Beuthen kam, streikten dort gerade Arbeiter. Ge- 
wohnt, daß Freikorps im allgemeinen immer bereit bereit 
waren, auf Arbeiter zu scheißen, forderte man seine Führer 
auf, den Streik mit Waffengewalt zu brechen. Oberland wei- 
gerte sich. 

Das Freikorps wurde dann aufgelöst, und an seine Stelle 
trat der Bund Oberland, der später die Zeitschrift „Das 
Dritte Reich” herausgab. Sehr bald näherte sich ein aus- 
schlaggebender Teil des Bundes ideologisch den National- 
bolschewisten; Beppo Römer, der eigentliche Führer des 
Annabergsturms, trat sogar zum kommunistischen Sche- 
ringerkreis über. 1931 wählten die relativ starken öster- 
reichischen Gruppen den faschistischen Heimwehrführer 
Fürst Emst Rüdiger von Starhemberg zum Bundesführer; da 
traten die Nationalrevolutionäre geschlossen aus und gingen 
als .Oberlandkameradschaft’ zur Widerstandsgruppe Emst 
Niekischs, deren Kemtruppe sie bald bildeten. Der zweite 
Wehrverband, der bestimmte Formulierungen der natio- 
balrevolutionären Bewegung übernahm, war der .Werwolf. 
Das Einschwenken des .Werwolf hatte zwei Gründe: erstens 
hatte dieser Bund einen relativ großen Prozentsatz von Ar- 
beitermitgliedem, die einen deutlichen Druck in Richtung 
auf einen .unbürgerlichen’ Nationalismus ausübten, und 
zweitens hatte sein Führer, Studienrat Kloppe, das ständige 
Bedürfnis, sich von den größeren Bünden unterscheiden zu 
müssen. Da die .Neuen Nationalisten bei Stahlhelm, 
und DNVP in Ungnade fielen, näherte er sich ihnen demon- 
strativ an. Als Otto Strasser seinem Appell, ,Die Sozialisten 
verlassen die Partei” 1930 die Gründung einer eigenen Or- 
ganisation des .wahren Nationalsozialismus’ folgen ließ, 
schloß sich KJoppe, der seiner ganzen Haltung nach dahin 
gehörte, keineswegs an, sondern prodozierte eine eigene 
Abart, die er „Possedismus” nannte. Die zum größeren Teil 
radikaleren Bundesmitglieder nahmen diese neue Lehre 
nicht allzu ernst, erreichten aber, daß im allgemeinen das 
Blatt des Bundes sowohl in der Rußlandfrage wie in sozia- 
len Formulierungen den Standpunkt mit vertrat, den etwa, 
neben den bereits erwähnten Blättern, der .Junge Kämpfer’ 

, Der Umsturz’, der .Eidgenossen’, der .Vorkämpfer’ des 
„Jungnationalen Bundes, Deutsche Jungenschaft” und an- 
dere einnahmen. Im Jahre 1932 versuchte der Werwolf 
plötzlich, ganz auf eigene Faust, Kandidaten für Gemein- 
dewahlen aufzustellen, seine grundsätzlich antiparlamen- 
tarische Einstellung beiseiteschiebend. 




Dr. Beppo Roemer (links) 
Richard Scheringer (rechts) 
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Zur Typolologie des Nationalbolschewismus 

Die meisten Angehörigen der national revolutionären Grup- 
pen waren junge Menschen od:r solche der Zwischengene- 
rationen. Realtiv stark war der Anteil früherer oder zur Zeit 
noch aktiver Mitglieder von Bünden der deutschen Jugend- 
bewegung. 

Kein größerer Verband der ,Bündischen Jugend’ war als gan- 
zes je nationalbolscm-wistisch. Fast jeder aber hatte einzel- 
ne in seinen Reihen, die oen Kc ,; onal revolutionären nahe- 
standen oder zu ihnen gehörten. Indirekt haben deren Pub- 
likationen verhältnismäßig weit in die Bünde hineingewirkt, 
und umgekehrt hat manches aus der romantischen Welt der 
Jugendbewegung Denk- und Sprachstil der Nationalrevo- 
lutionäre beeinflußt. 

Wenn man vom revolutionären Landvolk und von von 
Oberland und Werwolf absieht, so haben fast alle national- 
bolschewistischen Zirkel auch in der Struktur ihrer Grup- 
pen Züge der Jugendbewegung übernommen: Auslesegrup- 
p$n aufgebaut auf freiwilliger Verpflichtung. Dabei bestand 
ein kleinerer - aber meist sehr aktiver - Prozentsatz aus 
ehemaligen Angehörigen der proletarischen Jugend, frü- 
heren Kommunisten oder Sozialdemokraten fast durchweg 
Autodidakten, ein größerer aus ,Bündischen’, früheren An- 
gehörigen von Freikorps und Frontsoldatenbünden, Stu- 
denten - und enttäuschten Nationalsozialitsen der .sozia- 
listischen’ Richtung. Nur der Tatkreis hat einen gewissen 
Zulauf aus Kreisen der politischen Mitte gehabt. 

Im Grunde waren alle diese jungen Männer mehr oder min- 
der Rebellen gegen ihre Klasse; bürgerliche Jugend, die her- 
auswollte aus der Enge des besitzbürgerlichen Standpunkts, 
junge Arbeiter, die von der Klasse zum Volk vorstoßen 
wollten, junge Adlige, die aus Starrheit und Müdigkeit alter 
Herrschaftsvorstellungen Kontakt mit Kräften von morgen 
suchten. In der Form avantgardistischer ordensähnlicher 
Gemeinschaften suchten klassenlose Außenseiter der .bür- 
gerlichen Ordnung’ in der nationalrevolutionären Bewegung 
eine neue Basis, die einerseits wesentliche Bestandteile ihres 
früheren Standorts fruchtbar machte (sozial- und national- 
revolutionäre Elemente von .links’ und .rechts’), anderer- 
seits aber auch bestimmte Absonderungstendenzen einer 
.neuen Jugend’ mit manchmal übersteigertem Sendungsbe- 
wußtsein entwickelte. 

Das Gemeinsame der sich hier sammelnden Menschen lag 
nicht in der sozialen Herkunft, sondern im sozialen Erleb- 
nis. Damit sind nicht nur gemeint: Arbeitslosigkeit, Prole- 
tarisierung des Mittelstandes und der Intellektuellenschicht 
in allen ihren Auswirkungen, das allein hätte im Verlauf der 
allgemeinen Massen-Radikalisierung entweder zu den Natio- 
nalsozialisten oder zu den Kommunisten führen müssen. 

Neben dieser negativen Erfahrung stand die positive einer 
andern sozialen Wirklichkeit, nämlich das Erlebnis der Ge- 
meinschaft im ausgewählten Kreis von .Bünden’ aller Art. 
Dazu kam, daß diese Schichten - es handelte sich bis auf 
wenige Ausnahmen im Kern um die Altersgruppen, die 
1900 bis 1910 geboren waren — bei allen bestehenden poli- 
tischen Parteien auf taube Ohren trafen, wenn sie dort ihre 
Fragestellungen anmeldeten. 

So wurde die nationalrevolutionäre Bewegung für jene, die 
nicht mit blinder Glaubcnsbereitschaft zu der Hitlerfahne 
gingen, so etwas wie eine Auffangstation, ein Forum für von 
rechts und links wegen ihrer unbequemen Unbedingtheit 
ausgeschaltete Elemente: eine Sammelstelle denkender 
Aktivisten, die unklar und wirr zum Teil, aber ehrlich be- 
müht, die Kluft zwischen rechts und links zu überbrücken 
versuchten. 



Ernst Niekisch 




Das hat, vor allem weil man der Korrektur durch eine de- 
mokratische Massenbewegung ermangelt, mehr als einmal 
zu Übersteigerungen aller Art, zu Revolutions-Romanti- 
zismus, zu oft schriller Uber-Radikalität geführt - hat aber 
ganz zweifellos eine gewisse Anzahl der jungen Intelligenz 
im nationalen Bürgertum auch immun gemacht gegen die 
widerspruchsvollen Parolen der NSDAP. Es hat selbst im 
Rahmen der nationalsozialistischen militanten Verbände er- 
nüchternd und rebellierend nachgewirkt. 

Politisch wirksam wurde auch diese Welle des deutschen Na- 
tionalbolschewismus nicht. Die Machtübernahme des Na- 
tionalsozialismus machte seinen Illusionen — und seinen 
Chancen ein Ende. 



Aufbruch der Jugend 



Die fl ammenden Gärten des Sommers, Winde, rief und voll Samen, 
Wolken, dunkel gebogen, und Häuser, zerschnitten vom Licht. 
Müdigkeiten, die aus verwüsteten Nächten über uns kamen. 
Köstlich gepflegte, verwelkten wie Blumen, die man sich bricht. 

Also zu neuen Tagen erstarkt wir spannen die Arme, 
Unbegreiflichen Lachens erschüttert, wie Kraft, die sich staut. 
Wie Truppenkolonnen, unruhig nach Ruf der Alarme, 

Wenn hoch und erwartet der Tag überm Osten blaut.’ 

Grell wehen die Fahnen, wir haben uns heftig entschlossen, 

Ein Stoß ging durch uns, Not schrie, wir rollen geschwellt, 

Wie Sturmflut haben wir uns in die Straßen der Städte ergossen 
Und spülen vorüber die Trümmer zerborstener Welt. 

Wir fegen die Macht und stürzen die Throne der Alten, 
Vermoderte Kronen bieten wir lachend zu Kauf, 

Wir haben die Türen zu wimmernden Kasematten zerspalten 
Und stoßen die Tore verruchter Gefängnisse auf. 

Nun kommen die Scharen Verbannter, sie strammen die Rücken, 
Wir pflanzen Waffen in ihre Hand, die sich fürchterlich krampft. 
Von roten Tribünen lodert erzürntes Entzücken, 

Und türmt Barrikaden, von glühenden Rufen umdampft. 

Beglänzt von Morgen, wir sind die verheißnen Erhellten, 

Von jungen Messiaskronen das Haupthaar umzackt, 

Aus unsem Stirnen springen leuchrende, neue Welten, 

Erfüllung und Künftiges, Tage, Sturmüberflaggt! 

Emst Wilhelm Lotz 



76 





Literaturhinweise 



Die Irritationen über die nationale Frage haben die BRD- 
Rechte ergriffen und schütteln sie hin und her. Den herr- 
schenden Akzent setzte die CDU, als sie sich mit einer Mas- 
sendemonstration in Bonn Anfang Juni nachdrücklich als 
die amerikanische Partei in Deutschland bekannte. - In der 
„Welt“ vom 6.3.1982 veröffentlichte Hellmut Diwald einen 
Aufsatz „Die deutsche Einheit kommt bestimmt . . . Thesen 
zur nationalen Identität“. Darauf folgte ein empörter Leser- 
brief des Grafen W. von der Groeben, der Diwald vorwarf, 
„den Schwelbrand des Anti-Amerikanismus zu schüren“, 
und der den Vorrang des Antisozialismus vor der deutschen 
nationalen Identität forderte. 

Auch das gleichnamige Buch von Wolfgang Venohr (Her- 
ausgeber) „Die deutsche Einheit kommt bestimmt“ (Ber- 
gisch-Gladbach: Gustav Lübbe 1982) erhielt in der „Welt“ 
zwiespältige Rezensionen. Während Hans-Dietrich Sander 
(15.5.) zustimmend rezensierte, griff Günter Zehm (29.4.) 
im Namen des Antikommunismus das Buch frontal an. Die 
neutralistische Orientierung Venohrs und seiner Mitarbeiter 
bedeute eine Politik der Vorleistungen an die Sowjetunion. 
- Im Weltbild der bürgerlich-antikommunistischen Rech- 
ten. das auf den Ost-West-Dualismus reduziert ist, hat die 
nationale Frage keinen eigenen Stellenwert. 

Aber auch der in dieser Beziehung eher nonkonforme „An- 
ton Madler" äußerte in der „Welt“ vom 25.3. seine Verun- 
sicherung gegenüber der nationalrevolutionären Zeitschrift 
„Wir selbst“. Haupteinwände: Die Stellungnahme der Na- 
tionalrevolutionäre zugunsten kleiner Völker und gegen den 
Imperialismus der Großen paßt Madler nicht. Und: Nur wer 
genau wisse, was die Deutschen von Nicht-Deutschen un- 
terscheide, dürfe die Selbstbestimmung für die Deutschen 
fordern. - So kann man die Absage an die nationale Selbst- 
bestimmung auch formulieren. 

Eine andere, mächtigere Gruppe der BRD-Rechten hingegen 
versucht, das Gespräch über die nationale Frage überhaupt 
zu kriminalisieren. CDU-nahe Kreise aus Chefredaktion und 
Verlagsleitung des „Stern“ lancierten dort am 4.3. einen Ar- 
tikel unter der Überschrift „Die roten Nazis - Die rechte 
Gewalt hat ein linkes Programm“. Im Sinne der Strauß-Stoi- 
ber-These wird darin maßgeblichen Kreisen der unortho- 
doxen Linken die intellektuelle Urheberschaft rechtsextre- 
mer Bombenattentate angelastet. Namentlich werden wegen 
ihrer linksnationalen Äußerungen genannt: Heinrich Al- 
bertz, Egon Bahr, Rudolf Bahro, Wolf Biermann, Heinrich 
Böll, Peter Brandt. Ingeborg Drewitz. Henning Eichberg, 
Erhard Eppler, Dieter Kunzeimann, Holger Strohm, Wolf- 
gang Venohr und Martin Walser. 

Die CDU-nahen „Stuttgarter Nachrichten" setzten nach 
und forderten ein Berufsverbot für Henning Eichberg 
(„Scharf rechts mit linken Parolen?" 17.4.) - Auch eine 
Fernsehsendung im 3. Programm des WDR („Reporter“, 
16.4.) schloß daran an. - Daß diese Kampagne der BRD- 
Rechten gegen die alternative Linke und speziell gegen die 
Nationalrevolutionäre faschistischen Denkmustem folgt, 
wurde deutlich, wo in den Medien die Aberkennung akade- 
mischer Grade (wie 1936 gegen Thomas Mann) gefordert, 
die „Gefährlichkeit“ der Intelligenz betont und Verschwö- 
rungsfan täsien in die Welt gesetzt wurden. 



Im Kontrast dazu diskutiert die Linke weiter inhaltlich, z.B. 
in „Links“ Nr. 144 (März 1982) unter der Überschrift „Na- 
tionale Identität“. Dort warnte der Amerikaner Stephan 
Eric Bronner vor den nationalen Akzenten in der deutschen 
Friedensbewegung und vor Angriffen der Linken gegen 
NATO und EG. Zur Begründung reproduzierte er die Vorur- 
teüe des amerikanisch-imperialistischen „Internationalis- 
mus“. Dagegen problematisierte Emst Loewy höchst sensi- 
bel seine eigenen Erfahrungen als linker Jude, der aus Israel 
in die BRD zurückkehrte, und ermutigte die „Besinnung 
junger Deutscher auf ihre Identität“, Schließlich gab Peter 
Dudek einen differenzierten Überblick über diejenigen Zeit- 
schriften und Gruppen, die sich heute zur „nationalen Iden- 
tität“ äußern, von der „traditionellen Rechten“ (NPD, 
DNZ) über die Nouvelle Droite (in der BRD: Thule-Semi- 
nar) bis zu den ..linken Leuten von rechts“ („Neue Zeit“, 
„Wir selbst“, „Aufbruch“). Der Autor bleibt skeptisch ge- 
genüber den linksnationalen Thesen, wendet sich aber be- 
tont gegen Verschwörungstheorien und Berührungsängste. 

Da Arno Klönne bislang als einer der wenigen qualifizierten 
Gegner einer nationalen Orientierung unter den unortho- 
doxen Linken auftrat, verdient sein Aufsatz besondere 
Aufmerksamkeit, den er im „Jahrbuch des Archivs der 
deutschen Jugendbewegung“ (Bd. 13, 1981, S. 51-64) ver- 
öffentlichte. Er beschreibt dort die „Deutsche Jugend- 
front“, eine Gruppe deutscher Antifaschisten, die im belgi- 
schen und niederländischen Exil 1937-1940 die Zeitschrift 
„Kameradschaft“ herausgab. Die Gruppe hatte ihren Ur- 
sprung in der hündischen und nationalrevolutionären Bewe- 
gung der Weimarer Zeit und hielt Kontakte zu K.O.Paetel, 
Koebel-tusk, SPD und Kommunisten. Klönne bescheinigt 
dieser nationalrevolutionären Gruppe, sie habe eine eindeu- 
tiger antifaschistische Optik bewiesen als die Sozialisten 
und - zeitweilig — die Kommunisten. Ihr Ansatz aber sei 
nach 1945 verschüttet worden und im Schema der BRD 
nicht mehr zuzuordnen. Emst Niekisch war also kein Ein • 
zelfall. Eine wichtige Schrift zum nationalrevolutionären 
Antifaschismus! 

In seinem neusten Buch zieht der dänische Autor Poul 
Engberg Bilanz seiner vielfältigen Schriften zur nationalen 
Frage: „Frihed og fälleskab i Norden“ (Freiheit und Ge- 
meinschaft im Norden), Vipperöd (Frit Norden) 1982, 
152 Seiten. Kritisch führt Engberg darin die verschiedenen 
geschichtlichen Versuche einer allskandinavischen Union 
vor: Immer handelte es sich um machtpolitische Anstren- 
gungen (oder Visionen) unvolklicher Art. Volklich dagegen 
waren die Abkoppelungsnationalismen der Dänen, Norwe- 
ger, Färöer, Isländer, Finnen, Aländer. südschleswiger Dä- 
nen und (am wenigsten bewußt) der Schweden. Das Kon- 
zept freier Völker, wie es im 19. Jahrhundert N.F.S. 
Grundtvig entworfen hat, ist der spezifische Beitrag des 
Nordens zur nationalen Frage. 
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Leserbriefe 

Das WIR SELBST-Redaktionskomitee behält sich 
vor, Leserbriefe gekürzt wiederzugeben. 



wir selbst 

Ich gehöre dem Bundesvorstand des Ostpolitischen Deut- 
schen Studentenverbandes e.V. an und betreue dessen Pres- 
sereferat. ln der Anlage findet Ihr unsere Erklärung zum 
Hambacher Fest, der Ihr entnehmen könnt, daß die theo- 
retischen Grundlagen, die u.a. Ihr liefert nicht ergebnislos 
versickern, sondern aufgegriffen und auch in anderen Krei- 
sen zur Diskussion gestellt werden. 

Peter Boßdorf, Meerbusch 



Friedensdemonstration am 10. Juni in Bonn 

Historisch bedeutet sie den Vollzug des Brückenschlages 
zwischen Ost und West als Keim einer von der internationa- 
len Friedensbewegung mitgetragenen neuen Politik in Mit- 
teleuropa. Das Motto der DDR-Friedensbewegung 
„Schwerter zu Pflugscharen” wurde vielfältig aufgegrif- 
fen; Gäste aus dem anderen Teil Deutschlands vollzogen 
den Brückenschlag. - Innenpolitisch dokumentiert sie die 
Geburt eines eigenen, von großen Namen unabhängigen 
Selbstbewußtseins. Man hat sich gefunden. Gewaltlos 
wird man für die gemeinsamen Ziele eintreten und deren 
Verwirklichung nicht mehr von denen erwarten, von de- 
nen viele Mitbürger jetzt noch glauben, daß sie vor allem 
dafür zuständig seien: Parteien, Regierungen, Parlamente. 
Deren „Parallellveranstaltungen” sprechen wahrlich eine 
deutliche Sprache! Nach außen begleitete das Gesche- 
hen eine Selbstverbrennung; die 4. nach Pfarrer Brüsewitz 
in der DDR, Hartmut Gründler und einer jungen Türkin 
hier bei uns. Opfertode begleiten als vollzogene Sinnbilder 
die Dramatik des Zeitgeschehens! Wie wenige Menschen 
sind es, die dies begreifen. - Nach innen dominiert das rein 
Menschliche. „Die Würde des Menschen ist unantastbar.” 
Dieser Artikel unseres Grundgesetzes, der weltweit mit 
Füßen getreten wird, weil sich die politischen, wirtschaft- 
lichen und kulturellen Systeme, in die sich die Menschen in 
Ost und West einzwängen lassen, hier in Bonn war er Wirk- 
lichkeit, war er international empfundene mitmenschliche 
Erfahrung. 

Hans- Joachim Aderhold, Winterbach 

Anmerkung der Redaktion: Mitmenschliche Erfahrung waf 
es auch für eine Gruppe junger Nationalrevolutionäre, als 
etwa 50 orthodoxe DKPler mit Organisationsordnerbinden 
als Schlägertrupp auftauchten und einen Infotisch angrif- 
fen. Solange sich die Organisationsführung der Friedens- 
bewegung nicht konsequent von der DKP und ihren Vor- 
feldtruppen trennt, wird die bürgerliche Presse es um so 
leichter haben, die Friedensbewegung zu diffamieren. 



Aufruf zur Alternative 

Ich las nun gerade Ihre Nr. 1/82 mit dem Beuys'schen Satz 
auf Seite 6 zur grundlegenden Natur des Menschen, dessen 



Egoismustrieb durch die Mechanismen der heutigen sozialen 
Strukturen aktiviert werde. Ist es wieder einmal nach dem 
Prinzip der zeitgenössischen Kunst der .Körper, der sich 
den Geist baut’? Solange unsere Jungintellektuellen vor 
lauter Strukturenschau nicht die Natur samt ihren Bedin- 
gungen erkennen, werden sie wohl ihren Lebtag nur „die 
Teile in der Hand” (und nicht „das geistigeBand”) halten. 
Welches Mißverständnis Goethes (und/oder seines Inter- 
preten Rudolf Steiner?)! - Meine Empfehlung: Schnell- 
schnell den .Dritten Weg’ ad akta legen und lieber einen 
vierten suchen. 

Dr. Joachim Heinemann, Leinfelden 
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tionalrevolutionaren Bewegung 
der Weimarer Zeit, 560 Seiten. 
(105/DM 9,80) 

Nairn/Hobsbawm/Debray/Lowy 
Nationalismus und Marxismus, 
Anstoß zu einer notwendigen 
Diskussion über eine Theorie des 
Nationalismus, die für das histo- 
rische Versagen des Marxismus 
steht, 1 26 Seiten. 

(147/DM 8,00) 

Brandt/Ammon 

Die Linke und die nationale 
Frage. Dokumente zur deut- 
schen Einheit seit 1945 
(122/DM 10,80) 

Venohr, Wolfgang 
Brennpunkte deutscher Ge- 
schichte, 1450 bis 1850. Mitau- 
tor Friedrich Kabermann, Bild- 
band, 300 Seiten 
(107/DM 32,001 

Venohr, Wolfgang 
Dokumente deutschen Daseins, 
500 Jahre deutsche Geschichte 
von 1445 - 1945, 320 Seiten. 
(118/DM 19,801 

Blaschke, Jochen 

Handbuch der westeuropäischen 
Regionalbewegungen, 350 S. 

(119/DM 29,80) 

Alternativen Europäischer Frie- 
denspolitik , Herausgeber AK 
atomwaffenfreies Europa Ein 
wichtiges Buch zur Friedenspo- 
litik. Autoren u.a.: P Brandt, H 
Ammon. E Eppler, R.Bahro, R. 
Havemann, W Biermann, E. 
Bahr, E P Thompson, A. Mech 
tersheimer, 335 Seiten. 

(129/DM 17,00) 

A'ternative Liste Berlin 
Paktfreiheit für beide deutsche 
Staaten. Atomwaffenfreies Eu 
ropa vom Atlantik zum Ural, 
Einheit für Deutschland. 60 S 
1131/DM 3,80) 



Gallagher, Frank (Hrsg.) 

Sinn Fein, I.R.A. 1981, Erklä- 
rung der IRA zum Hungerstreik, 
Interview mit R. O'Bradaigh, 
die Gewerkschaften und die Iri- 
sche Revolution aus republika- 
nischer Sicht, 40 Seiten 
(132/ DM 5,00) 

Koenen/Koenen/Kuhn 
„Freiheit, Unabhängigkeit und 
Brot", zur Geschichte und den 
Kampfzielen der Arbeiterbewe- 
gung in Polen, 304 Seiten 
(134/DM 12,00) 







Muammar Al-Kadhafi 
Das Grüne Buch, die dritte 
Universaltheorie, Kapitel 1 — 3, 
120 Seiten. 

1 110/DM 2,50) 



Haffner, Sebastian 
1918/19. Eine deutsche Revo- 
lution, über eine verpaßte deut- 
sche Gelegenheit, Demokratie 
zu verwirklichen. 

(135/DM 6,801 




Das Mauerbuch 



Texte und Bilder aus Deutsch- 
land von 1945 bis heute, per- 
sönliche Erfahrungen, histori- 
sche Erfahrungen und literari- 
sche Impressionen zum 20. 
Jahrestag der Berliner Mauer, 
Autoren: Heinz Brandt. Hein- 
rich Albertz, Martin Walser, 
Henning Eichberg. Wolf Deinen 
u.a., 300 Seiten 
(133/DM 29,80) 

wir selbst 



Ortots 

Die Basken, Vergangenheit und 
Zukunft eines freien Volkes, 
140 Seiten. 

(111/DM 10,00) 



Zeitschrift tur Nationale Identität 
Nr. 3/80 
(123/DM 3,001 
Nr. 4/80 
(124/DM 3,00) 



Eichberg, Henning 
Minderheit und Mehrheit, am 
Beispiel von Indianer, Iren und 
ausländischen Arbeitnehmern, 
120 Seilen. 

(116/DM 11,80) 

WIR SELBST - Jahrgang 1981 

(138/ DM 18,00) 
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(126/DM 3,00) 
Nr. 2/81 
(127/DM 3,00) 
Nr. 3 & 4/81 
(128/DM 6,00) 
Nr. 5/81 
(136/DM 3,00) 
Nr. 6/81 
(137/DM 3,00) 
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PHLESTINE 



4 % 

WE ARB 
FIOHTTNO 
TODAY TO 
CREATETHE 
NEW PAUE8TINB 
OF TOMORROW. 
AUNIFIED A 
DEMOCRATIC 
NONBECTARLAN 
PALE8TINE IN 
WH1CH CHRISTIAN. 
MOSLEM A JBW 
WORSHIP. WORK A 
ENJOY EOUAL RIGHTS . 

TH IS 18 NO U TOP LAN 
DREAM OR FAL8B 
PROMISE. FOR THE 
PALE8TINLAN8 HAVB 
ALWAY8 LIVED IN 
PEACE. MOBLEMB. 
CHRISTIANS 
AND JEW8 
IN THE 
HOLT 
LAND 

W 

W 
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REVOLUTION 
UNTIL VICTORY 



